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Einleitung. 

Die  Kreditgesdiidite  *)  ist  eine  Gesdiidite  ständiger  Klagen 
der  Gläubiger  und  Sdiuldner,  modite  nun  die  Kreditgewährung 
und  -benutzung  durdi  die  Obrigkeit  frei,  beschränkt  oder  ganz 
verboten  sein.  Die  im  Mittelalter  eingeführten  Kreditverbote  mußten 
bald  mit  dem  zunehmenden  Verkehr  der  Kreditfreiheit  weidien, 
der  Polizeistaat  wiederum  schrieb  den  unproduktiven  Ständen 
genau  ausgeklügelte  Kreditbesdiränkungen  nach  Zeit  und  Höhe 
vor,  während  er  dem  Produktivkredit  der  Kaufleute  günstiger 
gesinnt  war  und  nur  nach  der  Höhe  eine  feste  Grenze  zog,  freilich 
ohne  viel  damit  zu  erreichen.  Alle  diese  Schranken  sind  schließlich 
im  19.  Jahrhundert  durch  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
gefallen.  Eine  Zeit  völliger  Kreditfreiheit  für  alle  Stände  und 
Berufe  folgte,  brachte  jedoch  schon  bald,  namentlich  nach  den 
zahlreichen  schwindelhaften  Geschäftsgründungen  der  70  er  Jahre 
so  viele  Mißstände  hervor,  daß  zu  deren  Beseitigung  eine  Kredit- 
reform als  notwendig  und  erfolgversprechend  erschien.  Ob  nun 
aber  die  Reform  beim  Verbraucher  oder  wirksamer  beim  Lieferanten 
beginnen  sollte,  darüber  war  lange  Zeit  keine  Einigkeit  zu  erzielen. 
Zunächst  suchten  Vereinigungen  von  Konsumenten  das  Barzahlungs- 
prinzip durchzuführen,  teils  durch  gemeinschaftlichen  Ein-  und 
Verkauf  in  Konsumvereinen,  teils  durch  freie  Ortsvereinigungen 
für  Barzahlung,  die  Listen  mit  den  Namen  aller  derer  heraus- 
gaben,  die  bei  Gewährung  entsprechender  Vorteile  gegenüber 
säumigen  Zahlern  bereit  waren,  ihre  Einkäufe  sofort  bar  oder 
bald  nach  Ablieferung  zu  bezahlen. 

Zu  einer  allgemeinen  Reform  ist  es  jedoch  auf  diesem  Wege 
nirgends  gekommen,  da  die  Macht  der  Trägheit  und  die  Gleich- 
gültigkeit des  Publikums  zu  groß  war,  als  daß  mit  einem  Anlauf 
ein  Erfolg  in  weiteren  Kreisen  erzielt  worden  wäre.  Auch  hatten 
diese  Vereine  vielfach  gerade  das  Gegenteil  von  dem  bewirkt, 
was  sie  bewirken  sollten.  Da  die  Kleinhändler,  die  um  diese 
barzahlenden  Kunden  warben,  dies  weniger  um  des  Vereinszweches 
als  aus  Konkurrenzrücksichten  zu  tun  pflegten,  so  kam  es,  daß 

')  Ausführlichere  Behandlung  der  Kreditgesdiidite  in  meiner  späteren 
Schrift:  Kredit  und  Borg  in  ihrer  geschiditlidien  Entwicklung. 
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diese  Vereine  auf  solche  Weise  einem  Teil  von  Mitgliedern  erst 

zu  einem  Kredit  verhallen,  dessen  sich  diese  vorher  nicht  zu 
erfreuen  hatten. 

Die  Erfolglosigkeit  der  Reformversuche  in  der  Richtung  vom 
Verbraucher  nach  dem  Lieferanten  war  eigentlich  vorauszusehen 
w^l  sie  zu  sehr  auf  die  selbsttätige  Mitwirkung  der  Konsumenten 
rechnend,  die  Produzenten  und  Lieferanten,  die  doch  das  meiste 
Interesse  an  der  Änderung  der  bisherigen  Borggewohnheit  hatten, 
gleichsam  wie  unbeteiligte  Zuschauer  beiseite  stehen  ließen  Bei 
dem  teilweise  geringen  Interesse  an  der  Förderung  der  Bar- 
zahlung und  der  Furcht  vor  weiterer  Einschränkung  des  durch 
Borg  künstlich  gesteigerten  Absatzes  hielt  es  sehr  schwer,  die 
Beteil^en  zu  überzeugen,  daß  sich  nur  eine  Reform  durch  gemein- 
schaftliches Vorgehen  der  Lieferanten  als  einzig  wirksam  erweise 
wenn  auch  zunächst  nicht  gewaltsam  durch  Beseitigung  des  Waren- 
kredits, so  doch  wenigstens  durch  Abkürzung  der  Kreditdauer 
Aber  vom  Lieferanten  sollte  und  mußte,  das  war  die  allgemeine 
Überzeugung,  ein  Druck  auf  die  Abnehmer  erfolgen,  um  auch 
den  letzten  Verbraucher  und  Käufer  zur  Barzahlung  zu  zwingen 
oder  wenigstens  dazu  geneigt  zu  machen. 

^ gegenseitige  Überbieten  in  den  Kreditfristen  war 

der  Mißbrauch  m der  Warenkreditgewährung  allmählich  zu  einem 
Grade  der  Entwicklung  gekommen,  wo  sich  der  einzelne  kaum 
mehr  mit  Erfolg  dagegen  auflehnen  konnte;  ja  selbst  wenn  mehrere 
le  eranten  sicii  zu  einem  gemeinschaftlidien  reformatorischen  Vor- 
gehen zusammengesciilossen  hatten,  war  die  Verlockung  für  die 
Konkurrenz  zu  groß  als  daß  sie  nicht  versucht  hätte,  sich  durch 
Festhalten  am  alten  Schlendrian  einen  ansehnlichen  Kundenzuwachs 
zu  verschaffen.  So  erwies  sich  die  Vereinigung  oft  als  nicht  stark 

genug,  um  den  als  richtig  anerkannten  Grundsatz  der  Barzahlung 
einheitlich  durchzuführen. 

Trotz  des  anfangs  geringen  Verständnisses  für  gemeinschaft- 
iches  Vorgehen  entstanden  doch  nach  und  nach  eine  ganze  Reihe 
von  geschlossenen  Vereinigungen  der  Fabrikanten  und  Kaufleute 
gleicher  Gutererzeugung,  die  ja  in  erster  Linie  als  Produzenten 
Uber  die  Zahlungs-  und  Verkaufsbedingungen  zu  bestimmen  hatten 
und  durch  die  geschlossene  Vereinigung  es  auch  mit  Nachdruck 
tun  konnten.  Die  Bedingungen  mußten  natürlich  für  den  Anfang 
sehr  gemäßigt  lauten  und  erhoben  allgemein  das  Dreimonatziel 
zur  äußersten  Grenze  der  Kreditfrist,  bis  die  Syndikate  und 
Kartelle  in  der  Montan-  und  Schwerindustrie  ohne  weiteres  die 
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Barzahlung  zur  Regel,  die  Kreditgewährung  zur  Ausnahme  machten 
oder  ganz  beseitigten. 

Die  Kreditreformbestrebungen  waren  auch  auf  die  national- 
ökonomische  Wissenschaft  von  Einfluß  gewesen  insofern  als  sie 
dazu  beitrugen,  die  Begriffsverwirrung  auf  dem  Gebiete  des  Kredits 
zu  beseitigen.  Je  nach  dem  Geschäftszweig  finden  sich  immer 
noch  Unterscheidungen  wie  Handelskredit,  gewerblicher  und 
industrieller,  je  nach  der  Verwendung  Konsumtiv-  und  Produktiv- 
kredit, Ausdrücke,  die  entweder  zu  eng  gefaßt  sind  oder  alle 
möglichen  Kreditarten  in  sich  schließen.  Andere  Bezeichnungen 
wie  Fristungskredit,  Stundungskredit  betonen  mehr  das  Zeitmoment, 
das  ja  schließlich  bei  jeder  Kreditart  vorkommt.  Erst  allmählich 
hat  man  gelernt,  nach  der  Sache,  die  kreditiert  wird,  zu  unter- 
scheiden und  den  Bankkredit  vom  Warenkredit  scharf  zu  trennen, 
wie  es  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  geschieht.  Beim  Dar- 
lehen ist  die  verliehene  Sache  Geld,  beim  Warenkredit  wird  der 
Preis  der  verkauften  Waren  gestundet. 


I.  Kapitel. 


Zeitliche  BeschränkunQ  des  Warenkredits  durch 

Kartelle. ') 


Bei  den  in  neuerer  Zeit  häufigen  Versuchen,  den  Waren- 
kredit durch  gemeinsdiaftliches  Vorgehen  einzusdiränken  oder 
ganz  zu  beseitigen,  lassen  sidi  die  Lieferanten  von  dem  Grundsatz 
leiten,  daß  der  Warenlieferer  heute  überhaupt  nidit  mehr  zur 
Kreditgewährung  berufen  ist,  vielmehr  diese  Aufgabe  den  eigent- 
lidien  Kreditanstalten,  den  Banken,  überlassen  soll.  Die  Banken 
können  sich  ein  viel  besseres  Urteil  über  die  Kreditwürdigkeit 
des  Kunden  bilden,  weil  sie  als  einzige  Kreditquelle  seine  Ge- 
sdiäftsgebarung  durch  die  stete  Bankverbindung  kennen  lernen, 
während  dem  Lieferanten  zu  seinem  eigenen  Schaden  die  Höhe 
des  von  seinem  Kunden  noch  anderswo  benutzten  Kredits  völlig 
unbekannt  bleibt  trotz  der  Kreditauskünfte,  die  aber  schon  wegen 
der  raschen  Änderung  der  Verhältnisse  wenig  Wert  haben  können. 

Auf  dem  Gebiete  des  Handels  vollzieht  sich  also  im  Laufe 
der  Zeit  eine  weitere  Arbeitsteilung,  die  selbständige  Ausbildung 
der  Kreditgeschäfte,  die  scharfe  Trennung  zwischen  Banktätigkeit 
und  Industrietätigkeit,  eine  Konzentration  der  Kreditgewährung, 
mit  der  notwendig  eine  Einschränkung  des  Kredits  und  genaue 
Prüfung  der  Kreditwürdigkeit  überhaupt  verbunden  ist  — zum 
Nutzen  der  gesamten  Volkswirtschaft,  da  künftige  Kredit-  und 
Produktionskrisen  durch  gemeinsames  Vorgehen  so  gut  wie  aus- 
schlossen werden  können.  Aber  die  Erkenntnis,  daß  die  Banken 
als  berufene  Kreditvermittler  Handel  und  Industrie  die  schädliche 
Warenkreditierung  abnehmen  sollen,  läßt  sich  in  den  weiten 
Zweigen  des  Wirtschaftslebens  nur  sehr  schwer  durchsetzen,  weil 
im  Kampfe  um  die  Kundschaft  die  größere  Nachgiebigkeit  in 
der  Kreditgewährung  immer  noch  eine  wirksamere  Waffe  ist  als 
Preis  und  Güte  der  Waren.  Die  Arbeitsteilung  konnte  sich  all- 

*)  Das  Material  ist  meist  in  Fadizeitsdiriften  und  Handelskammer- 
berichten verstreut  und  häufig  zu  gleidier  Zeit  an  mehreren  Stellen  be- 
handelt, sodaß  sich  die  Priorität  der  einzelnen  Reformvorschläge  nicht 

feststellen  läßt.  Meist  sind  meine  eigenen  Erfahrungen  mit  verwertet 
worden. 
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mählich  auch  nur  durchsetzen,  weil  eine  Reihe  ungünstiger  Kon- 
junkturen den  Verkaufspreis  so  weit  herabgedrückt  hatte,  daß 
die  Produktion  für  ungünstiger  gestellte  Unternehmungen  aufhörte 
gewinnbringend  zu  sein.  Die  kapitalstärkeren  Betriebe  versuchten 
zwar  anfangs  durch  Gewährung  von  immer  längeren  Krediten 
sich  Käufer  zu  werben,  sahen  aber  schließlich  selbst  ein,  daß 
nur  durch  Einschränkung  der  persönlichen  Freiheit  die  Kreditfrage 
geregelt  werden  könne.  Der  ungesunde  Zustand,  daß  die  Liefer- 
frist durch  technische  Fortschritte  immer  kürzer,  die  Zahlungsfrist 
durch  gesteigerten  Wettbewerb  immer  länger  wurde,  daß  der 
Lieferant  aus  Konkurrenzrücksichten  jeder  Willkür  des  Abnehmers 
als  einzelner  preisgegeben  war,  konnten  nur  durch  eine  bindende 
Vereinbarung  aller  Lieferanten  des  gleichen  Geschäftszweiges 
beseitigt  werden,  durch  einheitliche  Festsetzung  der  Verkaufs- 
bedingungen. Was  jeder  eigentlich  freiwillig  tun  müßte,  sollte 
jetzt  durch  Zwang  für  alle  Kunden  ohne  jede  Bevorzugung 
gelten.  Alle  diese  Vereinbarungen  haben  inhaltlich  nur  das  eine 
gemeinsam,  daß  sie  die  geschäftliche  Stellung  der  beteiligten 
Einzelfirmen  dadurch  zu  verbessern  suchen,  daß  sie  das  Höchstmaß 
des  Entgegenkommens  gegen  die  Kunden  festlegen,  überhaupt 
vernünftige,  von  Treu  und  Glauben  getragene  kaufmännische 
Geschäftsgebarung  verallgemeinern  wollen.  Je  gleichartiger  die 
Ware  von  den  einzelnen  Fabriken  geliefert  wird,  umso  mehr 
zielen  die  Abkommen  auf  die  Preisbestimmung  unmittelbar  ab, 
je  weniger  dagegen  die  Waren  in  Qualität  und  Preis  überein- 
stimmen, umso  mehr  müssen  sich  die  Abreden  auf  die  anderen 
Bedingungen  des  Geschäftsabschlusses  beschränken. 

1.  Sdiarfe  Maßnahmen  der  Syndikate  und  Kartelle. 

Den  erfolgreichen  Anfang  mit  der  Kartellierung  machten  das 
rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat  und  der  Stahlwerksverband 
seit  den  90  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts,  denen  bald  noch 
eine  ganze  Anzahl  folgten.  Kraft  ihrer  Monopolstellung  und  ihrer 
festgefügten  Organisation  konnten  sie  am  schärfsten  Vorgehen  und 
den  Warenkredit  auf  die  zur  Versendung  und  Prüfung  der  Ware 
unumgänglich  notwendige  Frist  beschränken.  Wesentlich  sind  es 
die  Hersteller  der  wichtigsten  Rohstoffe  und  Fertigfabrikate,  die 
ohne  vorherige  Verständigung  mit  den  Abnehmern  für  ihre  Waren 
einheitliche  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  vorschrieben, 
denen  sich  die  Abnehmer  ohne  weiteres  fügen  müssen,  weil  ihnen 
in  den  meisten  Fällen  eine  andere  Bezugsquelle  garnicht  zur  Ver- 
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fügung  steht.  Die  Bestimmungen  werden  durch  besondere  Zwangs- 
maßnahmen und  Kontrolleinriditungen  durdigeführt,  indem  ent- 
weder der  Abrechnungsverkehr  einer  Bank  übertragen  ist  oder 
eine  besondere  Zentralstelle  als  Verkaufskontor  errichtet  wurde, 
die  beide  den  ganzen  Verkehr  mit  der  Kundschaft  und  die  ge- 
naue Einhaltung  der  Bestimmungen  überwachen  können.  Die 
Kartelle  und  Syndikate  würden  bloße  Scheingebilde  sein,  wenn 
sie  nicht  die  Macht-  und  Zwangsmittel  besäßen,  um  mit  ihrer 
Hilfe  die  den  Beteiligten  und  der  Allgemeinheit  schädlichen  Aus- 
wüchse im  Geschäftsleben  zu  beseitigen.  Daher  wäre  die  als 
Ideal  gepriesene  Konvention,  die  sich  bloß  mit  fakultativ  einzu- 
führenden Zahlungsbedingungen  befassen  soll,  eine  zweck-  und 
wertlose  Einrichtung,  da  Umgehungen  die  Regel  bilden  würden. 
Nur  durch  strenge  Überwachung  der  Bestimmungen  ist  ein 
dauernder  Erfolg  zu  erreichen,  und  in  der  Tat  haben  sich  gerade 
die  viel  angefeindeten  Kartelle  mit  ihren  strengen  Verkaufs- 
bedingungen, in  denen  man  häufig  nur  den  Mißbrauch  ihrer 
Macht  erblicken  will,  kein  geringes  Verdienst  erworben,  indem 
sie  ihre  Abnehmer  im  Laufe  der  Zeit  zu  kurzen  Kreditfristen  und 
guten  Zahlungsitten  erzogen  haben.  Die  Zeiten,  in  denen  der 
Kunde  so  ausgiebige  Warenkredite  in  Anspruch  nahm,  daß  der 
Lieferant  gleichsam  sein  Bankier  wurde,  sind  damit  wohl  für 
immer  vorbei. 

2.  Gemäßigteres  Vorgehen  der  Konventionen.^) 

Größere  Schwierigkeiten  als  in  der  Schwerindustrie  boten  die 
Konventionsbestrebungen  in  der  Textilindustrie,  weil  sie  mit  einer  zu 
großen  Verschiedenartigkeit  der  Erzeugnisse  und  einem  zu  raschen 
Wechsel  zu  rechnen  haben;  die  Konkurrenz  bleibt  daher  gewöhnlich 
auf  Qualität  und  Preis  der  Ware  beschränkt,  während  die  Kon- 
ventionen Mindestnormen  für  den  Kredit  festzusetzen  suchen,  der 
zwischen  drei  und  sechs  Monaten  schwankt.  Die  Bestimmungen 
regeln  in  sehr  milder  Weise  das  gesamte  Zahlungswesen,  wenn 
auch  einzelne  eine  gemeinsame  Preisgrundlage  geschaffen  haben. 
Da  fast  alle  Textilprodukte  der  Mode  unterworfen  sind,  so  ist  für 
Fabrikant  und  Grossist  eine  weitgehende  Bindung  garnicht  möglich. 

Nachdem  einmal  in  der  Textilindustrie  mit  der  Konventions- 
bildung begonnen  war,  konnte  es  garnicht  ausbleiben,  daß  diese 

')  Stern,  Kartelle  in  der  Textil- und  Bekleidungsindustrie.  Becke- 
rath,  Die  Kartelle  der  deutschen  Seidenwebereiindustrie,  S.  42 ff. 
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^ j große  Fortschritte  machte,  denn  die  strengen  Zahlungsbedingungen 

hatten  zur  Folge,  daß  Konventionsmitglieder  von  den  Abnehmern 
pünktlicher  bezahlt  wurden  als  Lieferanten,  die  keiner  Konvention 
angehörten.  Der  Zusammenschluß  von  Fabrikanten  bewirkte  weiter, 
daß  deren  Kunden,  die  Grossisten,  sich  zusammenfanden  oder 
die  Grossisten  drängten  die  Fabrikanten  zur  Vereinigung.  Im 
großen  und  ganzen  dürften  die  Fabrikantenkonventionen  ins  Leben 
gerufen  sein,  um  das  Übergewicht  einzelner  Großabnehmer  ab- 
zuwenden, während  die  Grossistenkonventionen  dem  Trieb  der 
Selbsterhaltung  ihr  Dasein  verdanken.  Der  Großhandel  sah  seinen 
Stand  gefährdet,  weil  der  Drang  des  Kleinhandels,  direkt  vom 
Fabrikanten  zu  kaufen,  immer  mehr  Anhänger  beim  Kleinhandel 
fand.  Hiergegen  widersetzt  sich  der  Kleinhandel,  der  unbedingte 
Freiheit  im  Einkäufen  haben  will.  Eine  Ausschaltung  des  Groß- 
handels liegt  allerdings  weder  im  Interesse  der  Fabrikanten  nodi 
der  Kleinhändler,  weil  der  sich  spezialisierende  Großhandel  das 
Konjunktur-  und  Moderisiko  den  Fabrikanten  wie  den  Klein- 
händlern abnimmt  und  es  besonders  dem  Kleinhändler  ermögliclit, 
seine  Aufträge  gemäß  seinem  Bedarf  auf  kurze  Lieferfrist  zu  er- 
teilen. Aber  die  Grenzen  zwischen  Groß-  und  Kleinhandel  haben 
V sich  dadurch  verwischt,  daß  die  Warenhauskonzerne  und  die  Ein- 

kaufsvereine mit  ihren  großen  Aufträgen  einen  viel  größeren 
Bedarf  haben  als  eine  große  Reihe  von  Grossisten.  Deshalb 
wollen  die  Fabrikanten  dem  Wunsche  der  Grossisten,  den  Verkauf 
an  Kleinhändler  einzustellen,  begreiflicherweise  nicht  nachkommen. 
Daß  die  Konditionskartelle  nur  ein  Notbehelf  sind  und  regelmäßig 
von  der  Tendenz  zur  Entwichlung  zu  Preiskartellen  getragen  werden, 
ist  nur  zu  berechtigt  und  begreiflich,  weil  die  Konventions- 
bestimmungen durch  die  Art  der  Preisstellung  umgangen  werden 
können.  Eine  Besserung  der  Mißstände  kann  nur  mit  der  gleich- 
zeitigen Festsetzung  der  Mindestverkaufspreise  und  durch  Kon- 
ventionszwang für  die  Außenseiter  eintreten.  In  letzter  Zeit  haben 
auch  einzelne  Konventionen  den  Standpunkt  der  Wahrung  be- 
rechtigter Interessen  verlassen  und  sind  zu  Zwangsmaßnahmen 
vorgeschritten,  da  die  Konventionsmitglieder  durch  die  weitgehende 
Kreditgewährung  der  Außenseiter  geschädigt  wurden.  Einige 
Abnehmerverbände  gehen  sogar  so  weit,  daß  sie  verlangen,  die 
^ Konventionsfabrikanten  sollten  nur  an  die  Mitglieder  der  Abnehmer- 

verbände liefern.  So  will  der  Abnehmerverband  den  Lieferanten- 
verband benutzen,  um  unerwünschte  Kreditkonkurrenz  abzuhalten 
und  die  Außenseiter  in  den  Ring  der  eigenen  Konvention  zu 
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zwingen.  Andere  Konventionen,  namentlidi  mit  Preisfestsetzung, 
kaufen  die  Fabriken  der  Außenseiter  auf  oder  suchen  durdi  einen 
Schutzskonto  die  Kunden  zu  zwingen,  nur  bei  Konventionsfabriken 
zu  kaufen,  um  dadurdi  die  Außenseiter  in  die  Konvention  zu  treiben. 

3.  Versuche  zur  Kreditreform. 

Audi  in  anderen  Industrie-  und  Handelszweigen  wurden 
Versudie  zur  Besserung  durdi  freiwillige  Vereinbarungen  im 
Laufe  der  Jahre  wohl  gemadit,  waren  aber  nidit  von  langer 
Dauer,  da  im  allgemeinen  der  ernste  Wille  zu  einem  engeren 
Zusammenschluß  mit  Kreditbesdiränkungen  nodi  zu  sdiwadi  und 
die  Furcht  vor  der  Konkurrenz  nodi  zu  stark  ist.  Ohne  das 
lange  Kreditgeben  würden  sich  auch  nadi  Ansidit  der  Lieferanten 
die  Umsätze  bis  auf  die  Hälfte  vermindern,  da  der  Hauptumsatz 
mit  langsam  zahlender  Kundschaft  gemadit  zu  werden  pflegt, 
während  Barzahler  im  Gefühl  ihrer  Macht  die  Preise  zu  drücken 
suchen.  Dies  ist  auch  der  Grund,  weshalb  einem  Abnehmer, 
der  sich  nur  schwer  ein  kleines  Darlehn  beschaffen  kann,  trotz 
der  verschlechterten  Rechtslage  immer  noch  ein  Warenkredit  offen 
steht  in  einer  Höhe,  die  zu  dem  Umfang  der  Sicherheit  im  um- 
gekehrten Verhältnis  steht.  Aber  die  Ansprüche  der  Kunden  g 

werden  sich  noch  andauernd  steigern,  solange  sich  der  Wett- 
bewerb außer  auf  Preis  und  Beschaffenheit  der  Ware  auf  Höhe 
und  Dauer  des  Warenkredits  erstreckt.  Solange  in  diesen  Ge- 
schäftszweigen das  freie  Spiel  der  Kräfte  waltet  und  auf  Preis- 
stellung und  Warenkreditgewährung  bestimmend  einwirkt,  solange 
werden  Zeiten  eintreten,  wo  abweichend  vom  Herkommen  der 
Abnehmer  seine  Bedingungen  vorschreibt.  Aber  die  Furcht  vor 
weiterer  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit  wird  wohl  das 
Haupthindernis  eines  festeren  Zusammenschlusses  bleiben  umso- 
mehr als  bei  Gründung  von  Lieferantenverbänden,  die  für  ganze 
Geschäftszweige  bessere  Verkaufsbedingungen  zu  erzielen  bestrebt 
sind,  ohne  Zwang  auf  einen  dauernden  Erfolg  nicht  zu  rechnen 
ist.  Es  gibt  immer  Eigenbrödler,  die  anstatt  zum  gemeinen 
Wohle  mitzuarbeiten  die  Gelegenheit  ergreifen  wollen,  ihr  klein- 
lichstes Interesse  wahrzunehmen,  die  sich  keinem  Zwang  unter- 
werfen wollen,  der  ihnen  nur  Kosten  und  Unannehmlichkeiten 
verursacht,  ohne  daß  sie  sich  irgendwelchen  Nutzen  davon  ver-  J 

sprechen.  Es  finden  sich  immer  einzelne  Firmen,  deren  Interesse 
mit  denen  der  Allgemeinheit  nicht  übereinstimmt  oder  die  als 
Außenseiter  gerne  den  Nutzen  aus  dem  Bestehen  eines  Kartells 
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ziehen  möchten,  ohne  selber  die  Lasten  mittragen  zu  wollen. 
T Freilich  haben  es  eine  ganze  Reihe  von  Lieferanten,  die  ihre 

I bisherige  Bewegungsfreiheit  im  eigenen  Betrieb  wie  im  Verkehr 

I mit  der  Kundschaft  nicht  aufgeben  wollen,  zur  Gründung  von 

zwanglosen  Vereinigungen  gebracht.  Mit  den  Kreditmißständen 
haben  sich  diese  allerdings  auch  häufig  beschäftigt  und  sogar  ihren 

(Mitgliedern  die  Einführung  einheitlicher  Lieferungsbedingungen 

angeraten,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  sich  mit  dem  Erreich- 
baren zu  begnügen,  da  es  unmöglich  sei,  im  Geschäftsleben  mit 
starren  Formeln  zurechtzukommen,  umsomehr  als  die  Aufstellung 
gemeinsamer  Geschäftsbedingungen  die  Elastizität  und  Anpassungs- 
fähigkeit an  die  fortschreitende  Entwicklung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  beeinträchtige.  Da  diese  losen  Verbände  die  Be- 
wegungsfreiheit der  einzelnen  Mitglieder  nicht  durch  Zwangs- 
maßnahmen antasten  wollen,  so  bleiben  natürlich  die  bisherigen 
Mißstände  bestehen  und  die  notwendigen  Kreditreformen  unaus- 
geführt. Bei  der  Uneinigkeit  einer  Reihe  von  Lieferantengruppen 
sind  Abhilfsmaßregeln  durch  Einschränkung  des  Kredits  in  vielen 
Industriezweigen  vorab  nicht  zu  erreichen.  Maßnahmen,  die 
wenigstens  die  Auswüchse  des  Warenkredits  beseitigen  oder 
größere  Sicherheit  versprechen,  werden  daher  hier  mit  besonderem 
I Eifer  verlangt  und  durchzuführen  versucht. 


4.  Die  Beurteilung  der  Kartelle. 

Der  wahre  Grund  für  die  ergebnislos  verlaufenen  Reform- 
versuche und  für  das  geringe  Verständnis  am  gemeinschaftlichen 
Vorgehen  liegt  in  der  einseitigen  Beurteilung  oder  besser  Ver- 
urteilung der  Kartelle.  Die  Gegner  bezeichnen  die  Kartellierung 
als  einen  gesetzwidrigen  Eingriff  in  das  kostbare  Gut  der  Gewerbe- 
freiheit, zu  dessen  Beseitigung  die  Staatshilfe  geboten  erscheine, 
umsomehr  als  sie  eine  Reihe  volkswirtschaftlicher  Nachteile  mit 
sich  brächten.  Sie  führten  im  allgemeinen  zu  Monopolen  und 
Preisverteuerung,  zur  Einschränkung  des  Handels  und  der 
Produktion,  zur  Ausbeutung'  der  Konsumenten  und  Warenver- 
schleuderung ins  Ausland  und  schließlich  zu  Schädigungen  und 
zum  Rückgang  der  Mittel-  und  Kleinbetriebe  im  Handel  zugunsten 
der  kapitalkräftigen  Großbetriebe.  Die  Lieferantenverbände,  die 
ursprünglich  die  Wettbewerbsfreiheit  nicht  beschränken  wollten, 
seien  sehr  bald  zu  Zwangsmaßregeln  aller  Art  vorgeschritten, 
da  sie  danach  trachteten,  alle  Unternehmer  ihres  Geschäftszweiges 
in  die  Konvention  hineinzuzwingen.  Durch  Sperre  hätten  sie 
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besaß.  Der  von  den  Konventionen  angebahnte  und  heute  zum 
Teil  bereits  errungene  Sieg  kommt  nicht  nur  den  Konventions- 
mitgliedern zugute,  sondern  auch  den  Abnehmern,  sie  begrüßen 
die  Ordnung  und  den  gerechten  Ausgleich,  den  die  festen  Normen 
der  Konvention  geschaffen  haben,  denn  bei  dem  früheren  weit- 
gehenden Entgegenkommen  war  der  kleinste  Abnehmer  und  der 
größte  Borger  häufig  genug  dem  pünktlichsten  Zahler  gleich- 
gestellt. Seit  der  Konvention  weiß  der  Abnehmer,  daß  der 
Fabrikant  die  Konventionsbestimmungen  genau  beachten  muß 
und  verlangt  erst  garnicht,  was  ihm  doch  verweigert  wird.  Dem 
Fabrikanten  wiederum  bleibt  es  erspart,  sich  gegen  die  Wünsche 
des  Kunden  ablehnend  verhalten  zu  müssen  und  wenn  es  doch 
einmal  geschieht,  braucht  er  daraus  keine  geschäftliche  Schädigung 
zu  befürchten.  Die  Konventionen  beseitigen  ferner  die  Regel- 
losigkeit in  der  Volkswirtschaft  und  geben  ihr  wieder  bessere 
und  beständigere  Formen,  mildern  Preisschwankungen  und  ver- 
hindern die  übermäßigen  Preisunterbietungen  und  die  Auswüchse 
der  Konkurrenz.  Ein  ganz  besonderes,  auch  von  einsichtigen 
Gegnern  anerkanntes  Verdienst  der  Konventionen  ist  die  erfolg- 
reiche Beseitigung  des  Systems  der  übertriebenen  Kreditgewährung 
durch  die  strengen  Verkaufsbedingungen,  von  denen  niemals 
abgewichen  wird  und  die  der  Käufer  überall  in  gleicher  Weise 
antrifft,  so  daß  er  sich  unter  diesen  Zwang  beugen  muß.  Die 
Konventionen  haben  in  dieser  Beziehung  auf  das  ganze  Ge- 
schäftsleben erzieherisch  und  vorbildlich  gewirkt,  weil  auch  die 
Abnehmer  von  Kartellen  erhöhten  Wert  darauf  legen  mußten, 
von  ihren  eigenen  Kunden  pünktliche  Bezahlung  zu  erreichen. 
Daß  Kreditbeschränkungen  den  Geschäftsumsatz  verringern,  läßt 
sich  allerdings  nicht  in  Abrede  stellen,  aber  für  die  Gesamtheit 
ist  es  durchaus  kein  Vorteil,  wenn  im  Vertrauen  auf  die  lange 
Zahlungsfrist  unmäßige  Bestellungen  weit  über  Bedarf  gemacht 
werden.  Eine  gewisse  Zurüchhaltung,  wie  sie  geordnetere  Ver- 
kaufsbedingungen zur  Folge  haben,  ist  wirtschaftlich  weit  vernünftiger 
und  weniger  verlustbringend,  zumal  wenn  die  Waren  Modewechsel 
oder  Preisschwankungen  unterliegen. 

5.  Wirkungen  der  Kartelle  auf  den  Handel.  ^ 

a)  Da  die  Grossisten  und  Großbetriebe  früher  ihre  natür- 
liche Überlegenheit  dem  einzelnen  Fabrikanten  gegenüber  mit 

b Vgl.  neben  den  Fadizeitschriften  besonders  Bonikowsky:  Der 
Einfluß  der  industriellen  Kartelle  auf  den  Handel.  S.  101  ff.  Beckerath 
a.  a.  O.  S.  170  ff. 
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aller  kaufmännisdien  Rücksiditslosigkeit  ausübten,  so  ist  es  nur 
zu  natürlich,  daß  all  die  Bindungen  der  Preise,  Qualitäten  und 
Zahlungsbedingungen  dem  Zwischenhandel  Fesseln  anlegen  und 
ihm  häufig  als  ein  recht  lästiger  und  hemmender  Zwang  erscheinen. 
Aber  audi  hier  hat  sich  mancher  Umschwung  in  den  Anschauungen 
vollzogen.  Handelskreise,  die  früher  die  erbittertsten  Feinde  jeg- 
lidier  Kartellierungen  waren,  haben  sich  in  den  letzten  Jahren 
mehr  und  mehr  die  Form  der  Kartellorganisation  zunutze  gemacht; 
ja  sie  gingen  mitunter  soweit,  auf  die  Lieferanten  einen  Druck 
auszuüben,  daß  sie  sich  kartellieren,  um  dann  gemeinsam  mit  den 
Abnehmerkartellen  die  Geschäftsverhältnisse  zu  bessern  oder  sie 
weigerten  sich  da,  wo  Produzentenkartelle  bestanden,  deren  Ab- 
machungen anzuerkennen  und  verlangten  ein  Mitbestimmungs- 
und Mitverhandlungsrecht,  das  ihnen  in  den  meisten  Fällen  wohl 
auch  zugebilligt  wurde.  Anderen  Großhändlern  brachte  die  Kartell- 
entwicklung sogar  eine  Stärkung  ihrer  viel  angefochtenen  Stellung 
durch  großen  Kundenzuwachs.  Denn  die  Kleinhändler,  die  sich 
den  strengen  Bedingungen  der  Fabrikanten  nicht  anzupassen 
vermögen,  suchen  nunmehr  die  Vermittlung  der  früher  möglichst 
ausgeschalteten  Großhändler,  wenn  ihnen  diese  vermöge  ihrer 
Kapitalkraft  längere  Warenkredite  und  günstigere  Kaufbedingungen 
gewähren  können. 

b)  Die  Kreditbeschränkung  der  Lieferanten  hat  sich,  obwohl 
nur  unter  Schwierigkeiten  nach  und  nach  auch  im  Verkehr  mit 
den  Kleinhändlern  erfolgreich  durchgesetzt.  Die  meisten  Abnehmer 
hatten  eine  Bankverbindung  anknüpfen  müssen,  um  die  Kreditfrist 
einhalten  oder  die  Vergütung  bei  Barzahlung  ausnutzen  zu  können. 
Weniger  kapitalstarke  Abnehmer  kamen  durch  die  Kredit- 
beschränkung der  Lieferanten  in  schwere  Bedrängnis,  zumal  sie 
noch  mit  der  Borgwirtschaft  des  Publikums  zu  rechnen  haben 
und  zur  Erzielung  des  bisherigen  Umsatzes  jetzt  erheblich  mehr 
Kapital  bedürfen,  ohne  selbst  in  der  Lage  zu  sein,  die  Verkaufs- 
preise um  die  gestiegenen  Unkosten  zu  erhöhen.  Infolge  des 
verkürzten  und  verteuerten  Warenkredits  mußten  die  Kleinhändler 
ganz  neue  Geschäftsdispositionen  einführen.  Da  ihnen  durch  die 
Konventionsbestimmungen  eine  gewisse  Zurückhaltung  in  den 
Bestellungen  auferlegt  ist,  neigen  sie  jetzt  nicht  mehr  dahin, 
Warenmengen  weit  über  ihren  Bedarf  zu  kaufen,  wodurch  ihnen 
früher  große  unverkäufliche,  durch  den  raschen  Modewechsel 
wertlos  gewordene  Bestände  übrig  blieben.  Während  früher  der 
Kleinhandel  für  die  Saisonwaren  die  Bestellungen  schon  Monate 
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voraus  gab  und  der  Fabrikant  je  nach  Bedarf,  um  sein  Lager  zu 
räumen,  die  Waren  an  den  Abnehmer  lange  vor  dem  Rechnungs- 
datum ablieferte,  kann  jetzt  der  Kleinhändler  bei  dem  kurzen 
Zahlungsziel  seine  Aufträge  nicht  lange  vor  der  Bedarfs-  und 
Verkaufszeit  erteilen,  keine  Vorräte  im  voraus  hinlegen,  da  er  sie 
ja  sonst  schon  bezahlen  müßte,  bevor  er  Einnahmen  aus  dem 
Verkauf  erhält.  Da  die  Bestellungen  jeweils  nach  Bedarf  weit 
kleiner  ausfallen  als  früher,  so  erhöhen  sich  auch  die  Preise  für 
die  kleineren  Posten.  Während  kapitalkräftige  Geschäftsleute 
unter  Ausschaltung  des  Zwischenhandels  unmittelbar  mit  den 
Produzenten  verkehren,  sehen  sich  kapitalschwache  genötigt,  beim 
Zwischenhandel  außer  Konvention,  dem  Bankier  des  minder  be- 
mittelten Kleinhandels,  zu  kaufen.  Fernerhin  zwingen  die  Kon- 
ventionsbedingungen die  Kleinhändler  dazu,  nun  auch  selbst  mit 
Kreditgewährungen  vorsichtiger  zu  sein  und  wenn  möglich  das 
Barzahlungsprinzip  einzuführen.  Teilweise  ist  es  ihnen  ja  schon 
gelungen,  durch  gemeinsames  Vorgehen  die  Barzahlung  zur  Regel 
zu  machen  und  durch  Vermehrung  der  Kasseneinnahmen  und 
durch  baren  Einkauf  auf  den  verteuerten  Warenkredit  zu  verzichten. 
Die  Widerstände,  die  sich  der  Barzahlung  entgegenstellen,  scheinen 
noch  recht  groß  zu  sein,  weshalb  auch  die  Interessenverbände 
der  Kleinhändler  von  den  Lieferanten  eine  Einheitskondition  ver- 
langen, die  sich  von  Übertreibungen  fernhalten  soll  und  durch 
eine  angemessene,  die  Interessen  der  wirtschaftlich  schwächeren 
Abnehmer  berücksichtigende  Abstufung  der  Skontosätze  und  durch 
eine  grundsätzliche  Anerkennung  eines  Dreimonatziels  den 
Interessen  der  Lieferanten  gerecht  wird. 
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II.  Kapitel. 

Bekämpfung  des  Borgunwesens  im  Kleinverkehr.  *) 

1.  Die  Ursachen  der  Kreditreformbewegung 

waren  die  veränderten  ökonomisdien  Verhältnisse  gegen  Ende  des 
19.  Jahrhunderts.  Der  gesteigerte  Verkehr  und  die  städtische 
Entwicklung  haben  mit  den  veralteten  Geschäftsgrundsätzen  auf- 
geräumt und  an  ihrer  Stelle  den  großen  Umsatz  bei  kleinem 
Nutzen  als  zeitgemäßen  Grundsatz  anerkannt.  Da  außerdem  an 
Stelle  des  früher  üblichen  Feilschens  heute  fast  allgemein  be- 
kannte und  feste  Preise  im  Kleinhandel  eingeführt  sind,  so 
können  besondere  Aufsdiläge  für  Zinsen  und  Risikoprämie  ge- 
wöhnlich nicht  mehr  gemacht  werden.  Der  Warenkredit  würde 
sehr  verteuert,  wenn  der  Kleinhändler  zur  V'ermeidung  von  Ver- 
lusten die  Kosten  der  Kreditgewährung  im  Verkaufspreis  berück- 
sichtigen wollte,  dazu  gehören  unter  anderen:  1.  die  Zinsverlust- 
prämie, 2.  die  Versicherungsprämie,  3.  die  Verwaltungsspesen, 
die  durch  den  Kreditverkehr  verursacht  werden  (Mehrarbeit  durch 
Buchungen,  Überwachung  der  Borgkunden,  Auskunftseinholung). 
Wie  die  Gewinnschmälerung,  so  führte  auch  die  heutige  Art  und 
Zusammensetzung  der  Kundschaft  zum  Barverkehr.  Während 
sich  früher  die  treue  Stammkundschaft  auf  seßhafte  und  gut- 
bekannte Nachbarn  und  Verwandten  beschränkte,  setzt  sich  die 
heutige  Kundschaft  meist  aus  unbekannten  Leuten  zusammen,  die 
in  der  Wahl  der  Bezugsquelle  weder  durch  alte  Gewohnheit 
noch  durch  Rücksichten  auf  persönlich  bekannte  Lieferer  beein- 
flußt sind  und  die  wegen  ihrer  unbekannten  Vermögenslage  und 
des  häufigen  Wohnungswechsels  geringere  Sicherheit  bieten. 
Zum  Barverkehr  drängte  ferner  die  gleichzeitige  Beschränkung 
des  Geld-  und  Warenkredits,  denn  die  Möglichkeit,  beide  Kredit- 
formen gleichzeitig  zu  benutzen,  war  dadurch  immer  mehr  ein- 

1)  Literatur  im  allgemeinen:  Pape:  Der  gewerbliclie  Kredit; 

Lammers:  Bekämpfung  des  Borgunwesens;  Müffelmann:  dto.  in 

Konrad’s  Jahrbüchern  1910,  S.  536  ff.;  Sdiönitz:  Der  kleingewerbliche 
Kredit,  daneben  die  Handels-  und  Handwerkskammerberichte  und  Fachzeit- 
schriften, wie  Konfektionär,  Detaillist  usw.,  die  sich  fast  in  jeder  Nummer 
mit  dem  Borgunwesen  beschäftigen. 
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geengt,  dagegen  die  Notwendigkeit,  Warenkredit  zu  geben,  immer 
mehr  erweitert.  Die  Konzentration  im  Bankgewerbe  und  in  der 
Großindustrie  hatte  in  dieser  Beziehung  gleichmäßig  gewirkt. 
Die  eine  führte  zur  Aufsaugung  zahlreicher  Privatbankiers,  die 
bis  dahin  gerade  in  der  Unterstützung  des  gewerblichen  Mittel- 
standes ihr  Hauptarbeitsfeld  gesehen  hatten,  und  zu  gleicher 
Zeit  haben  die  Syndikate  der  Großindustrie  den  Warenkredit 
der  Abnehmer  in  starkem  Maße  beschränkt  durch  Einführung 
einheitlicher  Zahlungsbedingungen,  die  unbedingt  eingehalten 
werden  mußten.  Mahnten  schon  die  Konventionsbedingungen, 
mit  dem  Betriebskapital  haushälterisch  umzugehen  und  die  Kredit- 
verkürzung auf  die  Kunden  abzuwälzen,  so  mußten  gerade  die 
teuren  Geld  Verhältnisse  1907  auf  eine  Zahlungsreform  drängen, 
da  jeder  Kunde  um  des  Zinsgewinnes  die  Zahlung  möglichst 
weit  hinauszuschieben  suchte.  Einen  weiteren  Anstoß  zur  Reform- 
bewegung gab  der  zunehmende  Wettbewerb  der  Großbetriebe 
im  Kleinverkehr,  der  Warenhäuser,  Versand-,  Spezial-  und  Filial- 
geschäfte  sowie  der  Konsumvereine,  denen  es  gelang,  die  Kund- 
schaft durch  das  streng  durchgeführte  Prinzip  der  Barzahlung 
mehr  und  mehr  zu  baren  Einkäufen  zu  erziehen.  Dem  ohnehin 
schon  kapitalschwachen  Kleingewerbe  verblieb  die  weniger  zahlungs- 
kräftige und  weniger  zahlungswillige  Kundschaft,  zu  deren  An- 
werbung der  zeitlich  und  quantitativ  unbegrenzte  Warenborg 
das  einzige  Lockmittel  war.  Der  Reformgedanke  kam  erst  zum 
Durchbruch,  als  die  Kleingewerbetreibenden  im  Konkurrenzkampf 
mit  den  Großbetrieben  immer  mehr  in  Schwierigkeiten  gerieten, 
ohne  wie  diese  in  der  Lage  zu  sein,  alle  nur  erreichbaren  Vor- 
teile auszunutzen.  Die  Erkenntnis  nahm  daher  immer  mehr  zu, 
daß  der  Konsumtionskredit  nach  keiner  Richtung  hin  zu  recht- 
fertigen  sei,  umsomehr  als  die  Kundschaft  für  Waren  oder  erfüllte 
Leistungen  hier  einen  Blankokredit  in  Anspruch  nehme,  entweder 
ausdrücklich  oder  stillschweigend,  indem  sie  die  Zahlung  aus 
Bequemlichkeit  oder  Nachlässigkeit  einfach  hinausschiebe. 

Während  der  Borg  das  Publikum  zu  unwirtschaftlicher 
Führung  des  Haushaltes  verleite,  verliere  der  Lieferant  die  Ver- 
fügung über  seine  Betriebsmittel  und  gerate  immer  mehr  in 
Schwierigkeiten.  Durch  die  Abschaffung  des  Borgs  und  die 
Einführung  der  Barzahlung  würde  der  Gewerbetreibende  wohl- 
feiler einkaufen  und  produzieren,  daher  auch  wohlfeiler  verkaufen 
können,  der  Käufer  dagegen  gezwungen,  seine  Ansprüche  mit 
den  vorhandenen  Mitteln  in  Einklang  zu  bringen.  Er  lernte  den 
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Wert  des  Geldes  kennen  und  sdiätzen,  mit  seinem  Einkommen 
sparsamer  wirtsdiaften  und  sich  unabhängig  vom  Lieferanten 
machen. 

Wie  die  veränderten  ökonomisdien  Verhältnisse,  so  drängte 
audi  die  veränderte  Reditslage  zum  Barverkehr  umsomehr  als 
sie  eine  Besdiränkung  der  Gläubigerrechte  mit  sich  brachte. 
Den  sozialen  Tendenzen  der  Zeit  folgend,  hat  die  deutsche 
Gesetzgebung  die  Reditsverhältnisse  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  immer  mehr  von  einem  dem  Schuldner  günstigen 
Standpunkt  aus  geregelt,  die  Pfändungsbeschränkungen  erweitert, 
Vermögensschiebungen  erleichtert,  das  Gerichtsvollzieherwesen 
abgeändert  usw.,  insbesondere  aber  die  Verjährungsfristen  in 
§ 196  ff.  BGB.  abgekürzt  und  damit  den  Warenkredit  ver- 
schlechtert, den  Geld-  und  Bankkredit  dagegen  begünstigt.  Während 
alle  Darlehn  sowie  ausgeklagte  Forderungen  und  Vollstreckungs- 
befehle erst  in  30  Jahren  verjähren,  ist  heute  die  Verjährungsfrist 
für  Haushaltschulden  auf  2 Jahre,  für  Geschäftsschulden  auf 
4 Jahre  beschränkt.  Die  bedeutendste  Änderung  brachte  die 
Regelung  des  ehelichen  Güterrechts  im  BGB.  mit  sich.  Der  bis 
1900  am  häufigsten  vorkommende  gesetzliche  Güterstand  war 
die  Gütergemeinschaft,  wonach  mit  der  Eheschließung  die  Ver- 
mögensmassen der  beiden  Ehegatten  sowie  das  während  der 
Ehe  Erworbene  eine  einheitliche  Gütermasse  bildeten,  die  für 
alle,  auch  voreheliche  Schulden  des  Ehemannes  haftete.  Inter- 
ventionsklagen der  Ehefrau  bei  einer  Pfändung  waren  nutzlos, 
selbst  auf  ihren  Beweis  hin,  daß  die  für  die  Schulden  ihres 
Ehemannes  gepfändeten  Sachen  von  ihr  in  die  Ehe  eingebracht 
oder  mit  ihren  Mitteln  erworben  waren.  Heute  können  die 
Ehegatten  die  Gütergemeinschaft  durch  Errichtung  von  Ehe- 
verträgen jederzeit  aufheben  oder  abändern  und  in  das  Güter- 
rechtsregister eintragen  lassen,  während  dies  früher  nur  vor  der 
Eingehung  der  Ehe  geschehen  konnte.  Für  alle  nach  1900  ge- 
schlossenen Ehen  gilt  in  Deutschland  einheitlich  das  Recht  des 
BGB.  für  die  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten. 
Der  gesetzliche  Güterstand,  die  sogenannte  Verwaltungsgemein- 
schaft, beruht  auf  Trennung  der  Vermögensmassen  der  Ehegatten. 
Das  Vermögen  der  Frau  bleibt  ihr  Eigentum,  aber  dem  Ehemann 
steht  an  den  eingebrachten  Sachen  der  Ehefrau  ein  Verwaltungs- 
und Nutznießungsrecht  zu.  Zum  eingebrachten  Gut  gehört  auch 
das  Vermögen,  das  die  Frau  während  der  Ehe  erwirbt.  Haus- 
haltungsgegenstände wie  zum  Beispiel  Betten,  Möbel,  Tischzeug, 
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t die  der  Mann  an  Stelle  der  von  der  Frau  eingebrachten,  nicht 

mehr  vorhandenen  oder  wertlos  gewordenen  Stücke  anschafft, 
werden  gleichfalls  eingebrachtes  Gut.  Nach  dem  Rechte  der 
Schlüsselgewalt  ist  die  Frau  berechtigt,  innerhalb  des  häuslichen 
Wirkungskreises  die  Geschäfte  des  Mannes  zu  besorgen  und 
ihn  zu  vertreten.  Die  Ehefrau  hat  das  Recht,  auf  den  Namen 
und  für  Rechnung  des  Mannes  die  für  den  Haushalt  nötigen 
Lebensmittel  und  für  die  Kinder  die  nötigen  Kleider  zu  kaufen. 
Doch  kann  der  Mann  das  Recht  der  Schlüsselgewalt  der  Frau 
beschränken  oder  ausschließen  (sog.  kreditlos  machen).  Diese 
grundlegenden  Änderungen  des  ehelichen  Güterrechts  lassen 
heute  die  Warenkreditgewährung  als  sehr  verlustbringend  er- 
scheinen und  drängen  ebenfalls  zur  Kreditreform. 

2.  Tatsädilidie  Lage  im  Kleinhandel.^) 

Der  Lieferantenkredit  beim  Einkauf  ist  von  den  Fabrikanten 
den  Großhändlern  überlassen  worden  und  da  er  jedem  Klein- 
händler in  freigiebigster  Weise  zur  Verfügung  steht,  begünstigt  er 
Geschäftsgründungen  ohne  Anlage-  oder  Betriebskapital  und  ohne 
jede  Erfahrung.  Viele,  die  in  anderen  Berufen  Schiffbruch  gelitten 
i haben,  glauben  die  Trümmer  ihres  Vermögens  nicht  besser  als 

im  Kleinhandel  anlegen  zu  können  oder  werden  von  aufdring- 
lichen Handelsreisenden  zu  Geschäftsgründungen  und  zum  Ankauf 
von  Waren  verleitet,  die  sie  gar  nicht  oder  nicht  in  dem  Umfang 
brauchen,  wodurch  sie  das  Betriebskapital  festlegen  und  in  die 
Schuldknechtschaft  des  Lieferanten  geraten.  Durch  diese  Umstände 
ist  ihnen  auch  oft  die  Möglichkeit  genommen,  vom  Ladenbetrieb 
zurückzutreten,  weil  sonst  die  Warenschuld  mit  unerbittlicher  Strenge 
eingetrieben  würde.  So  trägt  das  Borgunwesen  indirekt  zur  Über- 
füllung bei. 

Der  Kundenkredit  beim  Verkauf  dürfte  nach  Ansicht  der 
Lieferanten  nicht  zu  umgehen  sein,  um  so  weniger,  als  er  heute 
schon  so  zur  Gewohnheit  geworden  ist,  daß  ohne  Borg  kein 
Umsatz  gemacht  werden  kann.  Der  Kleinhändler  muß  Kredit 
geben  oder  fühlt  sich  vielmehr  dazu  veranlaßt  und  zwar  meist 

‘)  Vgl.  Huber:  Warenhaus  und  Kleinhandel,  S.  70 ff.;  Hübner:  Zur 
, Lage  des  Kleinhandels,  S.  27 ff.;  Geiger:  Konsumv'erteilung  in  Mannheim, 

S.  33;  außerdem  die  Erhebungen  der  H.  K.  Hannover  über  die  Lage  des 
Kleinhandels  und  die  Enquete  des  Schuhwarenhändlerverbandes;  für  1914  15 
ist  eine  amtliche  Erhebung  über  die  Lage  des  kaufmännischen  Mittelstandes 
geplant,  die  weiteres  Material  bringen  dürfte. 
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längeren,  als  er  von  seinen  Lieferanten  beansprudien  kann.  Denn 
wenn  er  selbst  drei  bis  neun  Monate  Ziel  hat,  so  muß  er  dodi 
oft  Jahre  warten,  bis  er  von  seinen  Kunden  Zahlung  erhält.  Es 
gibt  Detailbetriebe,  die  den  Borg  als  notwendiges  Mittel  be- 
traditen,  um  sich  der  Übermacht  der  Großbetriebe  zu  erwehren, 
überhaupt  um  Kunden  heranzuziehen  und  zu  fesseln,  während 
neuentstehende  Geschäfte  sidi  dadurch  beliebt  zu  machen  suchen, 
daß  sie  längeren  Kredit  gewähren  als  ihre  Konkurrenten.  Gewiß 
liegt  für  eine  bestimmte  Kundschaft  ein  Anreiz  zum  Kauf  in  dem 
Gedanken,  daß  der  Kaufmann  nicht  auf  sofortiger  Bezahlung 
bestehe.  Die  Handwerkerkundschaft  zahlt  nur  einmal  im  Jahre 
zu  Neujahr  oder  Martini  oder  schiebt  die  Zahlung  von  einem 
Termin  zum  andern.  Dadurch  verlieren  die  Kleinhändler  ge- 
wöhnlich größere  Beträge  und  suchen  sich  durch  Aufschlag  auf 
die  Preise,  schlechte  Qualität,  Mindergewicht  und  dergleichen 
Mittel  schadlos  zu  halten.  Namentlich  in  ländlichen  Gegenden 
hat  sich  der  Borg  seit  undenklichen  Zeiten  eingenistet,  doch  muß 
bei  der  seßhaften  Landbevölkerung  ein  anderer  Maßstab  angelegt 
werden  als  bei  der  städtischen  Kundschaft.  Als  Ursache  der 
unpünktlichen  Zahlungsweise  wird  im  allgemeinen  angeführt:  Der 
schwankende  Ertrag  der  Landwirtschaft,  der  unregelmäßige  Lohn-  ^ 

bezug  der  Arbeiter,  die  schlechte  Wirtschaftsführung  der  Frau,  I 

besonders  ihr  Luxusbedürfnis  und  ihre  Putz-  und  Vergnügungs- 
sucht, die  Säumigkeit  und  Bequemlichkeit  der  Bessergestellten 
und  vor  allem  Leichtsinn  und  Vertrauensseligkeit  der  Kleinhändler 
selbst,  die  jede  Kreditreform  verhindern. 

Nach  Lage  der  Sache  ist  das  heute  noch  weitverbreitete 
Borgsystem  ein  Krebsschaden  für  den  Kleinhandel,  ein  Mißstand, 
der  leider  in  den  Verhältnissen  begründet  liegt  und  deshalb 
wohl  schwerlich  jemals  auszurotten  ist.  Denn  so  wünschenswert 
die  allgemeine  Verbreitung  der  Barzahlung  an  sich  ist,  so  wird 
sich  dieser  Idealzustand  nicht  ohne  weiteres  herbeiführen  lassen. 

Je  nach  dem  Geschäftszweig  wird  ein  Kreditgeben  nicht  ganz  zu 
vermeiden  sein,  um  so  weniger  als  sich  das  Borgen  gerade  in 
den  Geschäften  eingenistet  hat,  deren  Inhaber  schon  jahrelang 
mit  den  Kunden  bekannt  sind  oder  mit  Gegenständen  handeln, 
deren  Anschaffung  gleich  einen  größeren  Betrag  ausmacht,  während 
neugegründete  oder  unpersönlich  geführte  Geschäfte  eher  die  - * 

Barzahlung  einführen  können. 
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3.  Tatsächliche  Lage  im  Handwerk.^). 

a)  Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe.  Da  noch 
vor  einigen  Jahrzehnten  der  Bäcker  wöchentlich  vom  Landwirt 
das  Getreide  bar  einkaufte  und  beim  Lohnmüller  mahlen  ließ, 
mußte  er  von  seinen  Wocheneinnahmen  immer  so  viel  zurück- 
legen als  der  Getreideeinkauf  für  die  kommende  Woche  er- 
forderte. Mit  dem  Aufkommen  der  Handelsmühlen  ging  er  zum 
Mehleinkauf  über,  der  infolge  der  großen  Konkurrenz  der  Mehl- 
händler seither  in  freigiebigster  Weise  kreditiert  zu  werden  pflegt, 
selbst  verschuldeten  Handwerkern  und  mittellosen  Anfängern  auf 
das  bloße  Gerücht  einer  Geschäftsgründung  und  zwar  in  solchen 
Mengen,  daß  ein  bereits  bestehendes  Geschäft  geraume  Zeit  zum 
Aufbrauchen  bedürfte.  — Auch  im  Fleischergewerbe  spielt  der 
Kredit  der  Viehhändler  eine  große  Rolle.  Die  Eröffnung  von 
Betrieben  mit  ungenügendem  Kapital  läßt  lebensunfähige  Existenzen 
aufkommen,  die  bald  in  dauernde  Schuld knechtschaft  der  Vieh- 
händler geraten,  aber  mehr  und  mehr  hat  die  Einsicht  der  großen 
Gefahren,  die  eine  solche  Kreditwirtschaft  mit  sich  bringt  (Preis- 
verteuerung, schlechte  Ware,  Abhängigkeit  vom  Händler),  die 
weitesten  Kreise  durchdrungen  und  zu  besonderen  Bank- 
gründungen geführt,  die  den  Geschäftsverkehr  erleichtern  sollen. 

Zu  großen  Klagen  gibt  auch  der  Kundenkredit  Anlaß.  Bäcker 
und  Fleischer  haben  ein  großes  Interesse  daran,  ihr  Kapital  oft 
umzuschlagen  und  die  Ergebnisse  jeder  Schlachtung  und  Back- 
arbeit so  schnell  abzusetzen,  damit  das  in  der  Verderblichkeit 
der  Ware  liegende  Risiko  möglichst  eingeschränkt  wird.  Dies 
treibt  sie  zur  Erweiterung  ihres  Kundenkreises,  indem  sie  die 
Bestellungen  abholen  lassen  und  den  Abnehmern  die  Ware  ins 
Haus  liefern.  Ein  festes  Lieferungsverhältnis  entsteht  durch  den 
Verkauf  auf  Buch.  Der  Kunde  kann  bei  der  täglichen  Abholung 
der  Bestellungen  nicht  leicht  einzelne  Bezüge  aus  anderen  Läden 
machen  und  wenn  er  sich  gar  daran  gewöhnt  hat,  nur  monatlich 
oder  in  noch  längeren  Terminen  zu  bezahlen,  so  muß  er  auch 
mit  seinen  Ausstellungen  an  der  gelieferten  Ware  vorsichtig  sein. 
Die  Jagd  nach  Massenabsatz  verführt  den  Fleischer  mitunter  zu 

q Vgl.  die  Erhebungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage 
des  Handwerks  in  seinen  Schriften,  Bd.  63  ff.,  daneben  die  Handwerks- 
kammerberichte sowie  Arnold;  Das  Münchener  Bäckergewerbe,  S.  44 ff. 
O exmann;  Barzahlung  und  Kreditverkehr,  S.  1 ff. 

Fleischenquete  1912/13,  Bd.  2,  S.  84  ff.  sowie  die  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  63  ff. 
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den  gewagtesten  Spekulationen.  Er  borgt  zum  Beispiel  einem 
Gastwirt,  dem  er  liefern  möchte,  erst  noch  bares  Geld  zur  Er- 
öffnung des  Betriebes  und  übernimmt  nun  die  Lieferung,  wobei 
er  sich  vorbehält,  auf  die  Festsetzung  der  Speisekarte  einzuwirken, 
je  nachdem  die  eine  oder  andere  Sorte  Fleisdi  rasch  geräumt 
werden  muß.  Durch  die  maßlose  und  ungeregelte  Borgwirtschaft 
geht  mitunter  ein  großer  Teil  des  Gewinnes  verloren.  Die  wilde 
Jagd  nach  regelmäßigen  Abnehmern  hat  zur  Folge,  daß  selbst 
unsolide  Unternehmer  hohen  und  schrankenlosen  Kredit  erhalten 
und  oft  über  Jahresfrist  die  Zahlung  sdiuldig  bleiben,  bis  endlich 
das  Unternehmen  zusammenbricht  und  der  Meister  mit  einer  oft 
mehrere  Tausende  von  Mark  übersteigenden  Forderung  das  Nadi- 
sehen  hat. 

b)  Bekleidungsgewerbe.’)  Schustern  und  Schneidern 
wird  die  Vermittlung  der  Leder-  und  Tuchhandlungen  zum  wahren 
Unsegen  durdi  die  traurigen  Kreditverhältnisse,  die  wesentlich 
dazu  beitragen,  den  Ruin  des  Kleinhandwerks  zu  beschleunigen. 
Drei,  sedis  und  mehr  Monate  sdireiben  die  Händler  zunächst 
bereitwillig  an  und  verzichten  eine  Zeitlang  auf  Bezahlung,  sudien 
aber  den  Sdiaden,  der  ihnen  durch  die  zahlreichen  Konkurse 
der  Handwerker  entsteht,  durdi  größeren  Gewinnaufschlag  aus- 
zugleidien  und  redmen  den  Abnehmern  bedeutend  höhere  Preise 
an,  besonders  bei  geringeren  Bestellungen.  Solange  die  Beträge 
nur  im  Kontobuch  stehen,  drücken  sie  nidit,  aber  der  Meister 
verliert  leicht  den  Überblick  über  seine  Verhältnisse.  Mahnt  dann 
schließlich  der  Händler  um  Zahlung,  so  ist  der  Handwerker  oft 
beim  besten  Willen  dazu  nidit  mehr  imstande.  Es  bleibt  ein 
Rückstand,  der  nidit  kleiner  werden  will,  sondern  eher  zunimmt. 
Da  ist  denn  die  Gefahr  wucherischer  Ausbeutung  des  Hand- 
werkers nahe,  weil  er  sich  auf  alle  Fälle  die  Geneigtheit  des 
Gläubigers  erhalten  muß.  Findet  er  einmal  den  Preis  zu  hodi 
oder  will  er  anderswo  vorteilhaft  einkaufen,  so  muß  er  fürchten, 
daß  der  Händler  seine  Forderung  ohne  jede  Nachsicht  gerichtlich 
eintreibt  und  ihn  wirtschaftlich  zugrunde  richtet. 

Trostloser  liegen  die  Verhältnisse  beim  Kundenkredit.-) 
Die  Borgwirtsdiaft  wird  überall  äußerst  nachteilig  empfunden. 

Vgl.  die  erwähnten  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  — 
Francke:  Das  Schuhmachergewerbe  in  Bayern,  S.  79.  91. 

*)  Nach  Schoppen,  a.  a.  O.  S.  10,  der  das  Borgunwesen  besonders 
für  Halle  a.  S.  untersucht  hat,  erhält  ein  Damenschneider 

5%  des  jährlichen  Umsatzes  innerhalb  8 Tagen 
20%  des  jährlichen  Umsatzes  innerhalb  8-30  Tagen 
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aber  als  einziges  Mittel  angesehen,  im  Kampfe  gegen  Konfektion 
und  fertige  Sdmhwaren  noch  Kunden  an  sic+i  zu  ziehen.  Dem 
Handwerker  fehlt  der  Mut,  die  Kunden  bei  Zahlungssäumigkeit 
zu  mahnen,  da  er  fürchtet,  dadurdi  Anstoß  zu  erregen  und  die 
Kundsciiaft  zu  verlieren.  Die  Außenstände  kommen  daher  nur 
tropfenweise  ein,  manciie  Forderungen  stehen  jahrelang,  so  daß 
der  Handwerker  verschuldet  und  oft  nicht  weiß,  wovon  er  die 
Löhne  bezahlen  soll.  Besonders  die  Württembergischen  Hand- 
werker klagen  über  die  langen  Borgfristen  und  wünschen,  daß 
wenigstens  die  Stadtkundschaft  möglichst  bar  oder  spätestens 
innerhalb  dreier  Monate  zahlen  möchte,  ein  Wunsch,  der  nach 
Ansicht  von  Fachleuten  für  ewige  Zeiten  ein  frommer  Wunsch 
bleiben  wird,  weil  auch  im  städtischen  Leben  Württembergs  die 
bäuerlichen  Verhältnisse  überwiegen.  Ein  großer  Teil  der  Be- 
völkerung ist  von  der  Landwirtschaft  abhängig,  kommt  arm  und 
mit  Schulden  belastet  aus  dem  Winter  und  ist  erst  im  Spät- 
sommer wieder  in  geordneten  Verhältnissen.  Da  der  Bauer  nur 
einmal  im  Jahre  erntet  und  nur  einmal  im  Jahre  Geld  einnimmt, 
so  bezahlt  er  auch  nur  einmal  im  Jahre,  zu  Martini  oder  Lichtmeß, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  je  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  noch 
Rückstände  bleiben. 

c)  Baugewerbe.’)  Die  Bauhandwerker  befinden  sich  in 
einer  rechtlich  ungünstigeren  Lage  als  andere  Gewerbetreibenden, 
die  Bezahlung  bei  der  Aushändigung  ihrer  Waren  verlangen 
oder  sich  wenigstens  ein  Zurückbehaltungsrecht  daran  sichern 
können.  Die  Leistung  der  Bauhandwerker  ist  unmittelbar  mit 
dem  Bau  verbunden,  und  sie  können,  wie  das  in  der  Natur  der 
Sache  liegt,  weder  Bezahlung  bei  der  Aushändigung  ihrer 
Lieferungen  verlangen  noch  auch  diese  vom  Gebäude  wieder 
lostrennen,  falls  sie  unbefriedigt  bleiben.  Verschlechtert  hat  sich 
die  Lage  der  Bauhandwerker  durch  die  Bauspekulation  und  den 
Bauschwindel,  durch  den  die  Handwerker  alljährlich  große  Summen 
verlieren.  Allerdings  sind  die  Handwerker  noch  vielfach  zu  ver- 
trauensselig und  könnten  sich  leicht  durch  vorsichtigere  Kredit- 

30%  des  jährlichen  Umsatzes  innerhalb  30—90  Tagen 

40%  des  jährlichen  Umsatzes  innerhalb  4—12  Monaten 
5%  des  jährlichen  Umsatzes  noch  später. 

Nach  1 — 30  Tagen  zahlen  Geschäfts-  und  Kaufmannsfrauen,  nach 
etwa  90  Tagen  niedere  und  mittlere  Beamtenfrauen,  nach  6—12  Monaten 
höhere  Beamtenfrauen  und  Adelige. 

‘)  Vgl.  jetzt  auch  Denkschrift  über  den  Bauschwindel  1914.  S.  115 
neben  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 
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(jewiihrun.t;  schützen,  aber  dieser  Rat  übersieht  ijanz,  daß  die 
Handwerker  die  wirtschaftlich  Schwädieren  sind  und  bei  schleditem 
Heschäftsgang  und  starker  Konkurrenz  die  Kreditwürdigkeit  des 
Bauunternehmers  nicht  allzu  genau  prüfen  können,  sondern  danach 
trachten  müssen,  überhaupt  Arbeit  zu  bekommen.  Beschäftigungs- 


losigkeit und  Not  sprechen  oft  lauter  als  Geschäftsklugheit. 


üine 


notwendige  Folge  des  Zwangskredits,  den  die  Bauhandwerker 
gewähren  müssen,  ist  die  Benutzung  des  Händlerkredits.  Auf 
die  Zwangslage  nehmen  die  Händler  gebührend  Rüdisicht  und 
bestehen  erst  auf  einer  Zahlung,  wenn  der  Handwerksmeister 
seine  .Außenstände  erhalten  hat.  Allgemein  sind  die  Klagen  über 


die  zuweitgehende  Kreditgewährung  der  Händler,  daß  sie  bereit- 
willig Werkzeuge  und  Material  selbst  solchen  zur  Verfügung 
stellen,  die  ihnen  auch  nidit  die  geringste  Sicherheit  bieten. 
Dadurch  würde  eine  Reihe  von  untüchtigen  und  leichtsinnigen 
Gesellen,  denen  eine  angestrengte  Arbeit  in  einer  Meisterwerkstatt 
nicht  behagt,  in  den  Stand  gesetzt,  sich  selbständig  zu  machen. 
Eine  Werkstätte  bekommen  sie  mit  dem  Hinweis  auf  die  Ein- 
richtung und  die  Einrichtung  beziehen  sie  mit  dem  Hinweis  auf 
die  gemietete  Werkstätte.  Da  alles  auf  Kredit  genommen  ist. 
haben  sie  nichts  zu  verlieren  und  versudien  daher  oft,  Lieferungen 
zu  Schleuderpreisen  zu  übernehmen,  um  möglichst  viel  Arbeit 
zu  erhalten,  bis  sich  schließlich  die  Überschuldung  offenbart. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchung  über  die  Kreditverhältnisse 
der  Handwerker  klingt  noch  pessimistischer  als  beim  Kleinhandel. 
.Allgemein  sind  die  Klagen  über  das  Überwuchern  des  Lotter- 
kredits, der  oft  mehrere  Jahre  zu  laufen  pflegt  und  ein  großer 
Krebsschaden  für  den  Handwerker  ist.  Ihm  fehlt  die  Sicherheit 
des  Absatzes,  und  er  muß  bei  der  Durchführung  des  Barzahlungs- 
prinzips eine  Verminderung  des  Absatzes  wie  überhaupt  Schwierig- 
keiten befürchten,  da  er  meist  auf  den  lokalen  Markt  angewiesen 


ist.  Bäcker  und  Fleischer  läßt  die  Furcht  vor  Warenverderb, 
Schneider  und  Schuster  die  Furcht  vor  der  Konkurrenz  der 
Konfektion  und  der  Fabrikwaren  am  Borgsystem  festhalten,  um 
sic^i  wenigstens  einen  festen  Kundenstamm  zu  sichern.  Die  un- 
sinnige Angst,  durch  sofortige  Rechnungszusendung  oder  durch 
Drängen  zur  Zahlung  einen  Kunden  zu  verlieren  sowie  die 
Schwerfälligkeit  des  Handwerkers  beim  Übergang  von  einer 
technischen  Arbeit  zu  einer  kaufmännischen,  sind  viel  gefährlichere 
Feinde  der  Reform  des  Borgwesens  als  der  Widerstand  des 
Publikums.  Gemeinsame  und  durchgreifende  Maßregeln  zur  Er- 
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en  werden  schwer  zu  finden  sein,  denn 
wenn  der  Großbetrieb  sich  nicht  anschließt,  so  wird  sich  ihm  die 
Kundschaft  noch  viel  mehr  als  jetzt  zuwenden.  An  seinem 
Widerstand  scheitern  schließlich  alle  derartigen  Pläne,  da  er  den 
\A)rteil,  den  ihm  sein  größerer  Kapitalbesitz  gewährt,  schwerlich 
aufgeben  wird. 

Da  die  Händler  überreichlichen  Kredit  bei  der  Lieferung 
teurer  und  schlechter  Waren  anzubieten  pflegen,  so  werden  die 
Handwerker  dadurch  verleitet,  auch  ihren  Kunden  den  unwirtschaft- 
lichen und  gefährlich  langen  Kredit  weiter  einzuräumen.  Die 
bemittelten  Handwerker  möchten  gern  die  weitgehende  Kredit- 
gewährung der  Händler  eingeschränkt  und  die  Konkurrenz  kapital- 
loser Meister  erschwert  sehen.  Gegen  die  Erleichterung  des 
Selbständigwerdens  durch  den  weitgehenden  W'arenkredit  der 
Händler  läßt  sich  nichts  tun,  ja  die  Gründung  von  Einkaufs- 
genossenschaften, wie  sie  jetzt  vielfach  empfohlen,  aber  durch  die 
große  Verschuldung  der  Handwerker  bei  den  Händlern  verhindert 
wird,  würde  gerade  die  Händler  noch  mehr  zur  Anpassung  an 
die  unbemittelten  Meister  zwingen.  Wer  aber  sein  Geschäft  mit 
Schulden  anfängt  und  arbeiten  muß,  nur  um  die  Zinsen  und  das 
geborgte  Kapital  selbst  abzuzahlen,  der  ist  genötigt,  jede  .Arbeit 
anzunehmen,  dessen  volle  Abhängigkeit  vom  Händler  ist  meist 
für  lange  Zeit,  wenn  nicht  für  immer  besiegelt,  jeder  Versuch, 
das  Handwerk  zu  heben,  muß  mit  der  Verbreitung  der  Erkenntnis 
über  die  notwendigen  Folgen  einer  nur  oder  überwiegend  auf 
Kredit  gegründeten  Existenz  beginnen.  Staat  und  Gemeinde 
haben  auch  ein  Interesse  an  der  Bekämpfung  des  Borgunwesens, 
denn  die  unsoliden  Niederlassungen  als  .Meister  sind  auch  vom 
Standpunkt  der  steigenden  Armenlast  zu  beurteilen.  Eine  eigene 
Werkstätte  eröffnen  und  heiraten  ist  selbstverständlich.  Kommt 
dann  nach  längerer  oder  kürzerer  Zelt  der  unausbleibliche  Zu- 
sammenbruch, dann  muß  in  vielen  Fällen  für  die  erste  Zeit  die 
Armenpflege  für  die  Familie  sorgen. 

4.  Hindernisse  der  Kreditreform. 

Eine  erfolgreiche  Kreditreform  wird  heute  noch  verhindert 
durch  die  eigenartigen  Ansichten,  die  manche  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden vom  Warenkredit  haben.  Zur  Warenkreditgewährung 
veranlaßt  sie  zunächst  der  Leichtsinn  und  die  allzu  große,  auf 
dem  Rechtsschutz  beruhende  Vertrauensseligkeit,  die  Gewinnung 
und  Sicherung  eines  festen  Kundenstammes,  die  Erzielung  höherer 
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Preise,  die  Furcht  vor  Warenverderb  und  vor  allem  der  Wett- 
bewerb mit  dem  Groß-  und  Fabrikbetrieb.  Außerdem  ^ibt  es 
heute  noch  zahlreiche  Handwerker,  die  die  verschrobene  Ansicht 
vertreten,  daß  eine  möglidist  lan^ristige  Kreditgewährung  an  ihre 
Kundschaft  die  beste  und  wirkungsvollste  Geschäftsreklame  ist. 
Leute  mit  soldien  Ansiditen  sind  meistens  jeder  Belehrung  un- 
zugänglic+i,  da  sie  mit  ihren  Schuld-  und  Kreditverhältnissen  alt 
geworden  sind  und  befürditen,  daß  mit  dem  Aufhören  der  Borg- 
wirtsctiaft  eine  Klarstellung  ihres  Vermögensstandes  verbunden 
sein  werde,  die  sie  aber  aus  naheliegenden  Gründen  vermieden 
wissen  wollen.  Andere  Gewerbetreibende  können  nicht  genug 
die  Vorteile  des  Borgs  hervorheben.  Nach  ihrer  Ansicht  ist  das 
Borgen  eine  Einrichtung  des  Geschäftsverkehrs,  deren  gänzliche 
Beseitigung  aus  Geschäftsrücicsichten  untunlich  erscheine,  weil 
Vermögenslage  und  Einkommensverhältnisse  vielen  Leuten  ein 
Bezahlen  nicht  zu  der  Zeit  gestatte,  wo  es  die  Beschaffung  ihrer 
Lebens-  und  Gebrauchsmittel  voraussetzt.  Solange  das  im  heutigen 
Wirtschaftsleben  unvermeidliche  Kreditnehmen  und  -geben  in 
vernünftigen  Grenzen  erfolge,  wirke  es  ersprießlich  und  fördere 
die  Erwerbstätigkeit,  erleichtere  das  Selbständigwerden,  sei  ein 
Mittel  zur  Vergrößerung  des  Warenabsatzes  und  zur  Wettbewerbs- 
fähigkeit gegenüber  dem  Großbetrieb,  außerdem  erhöhe  es  die 
kaufmännische  Bedeutung  eines  Geschäfts,  weil  Kreditgeben  eine 
spezifisch  kaufmännische  Tätigkeit  sei.  Die  Durchführung  der 
Barzahlung  im  Kleinverkehr  sei  an  sich  gewiß  ein  erstrebens- 
wertes Ziel,  allein  es  werde  sich  nur  den  wirklich  Zahlungsfähigen 
gegenüber,  die  nur  aus  schlechter  Gewohnheit  säumige  Zahler 
sind,  verwirklichen  lassen.  Den  armen  und  kreditbedürftigen 
kleinen  Leuten  werde  niemand  die  Stundung  schuldiger  Beträge 
abschlagen  wollen  noch  können.  Nur  das  allzu  lange  Borgen, 
die  unvernünftige  Kreditausnutzung  solle  bekämpft  werden.  Viele 
Handwerker  erfreuten  sich  lediglich  deshalb  einer  größeren 
Kundschaft,  weil  sie  nicht  auf  sofortige  Bezahlung  dringen.  Ihnen 
liegt  garnichts  an  der  Beseitigung  des  Borgsystems,  weil  sie  genau 
wissen,  daß,  wenn  sie  nicht  borgen,  sich  ein  anderer  dazu  bereit 
finden  läßt  und  daß,  wenn  kein  Handwerker  und  Kleinhändler 
mehr  borgen  würde,  zweifellos  die  Warenhäuser  den  größten 
Vorteil  davon  hätten.  Am  wenigsten  sind  extrem  freihändlerisch 
gesinnte  Geschäftsleute  zu  belehren,  da  ihnen  die  Warenkredit- 
gewährung immer  noch  gewinnbringend  genug  erscheint.  Sie 
lassen  die  Schulden  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  anwachsen  und 
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dann  durch  eine  Mittelperson  nur  einen  Teil  des  Schuldbetrages 
einklagen,  um  auch  ferner  Gläubiger  des  Kunden  zu  sein  und 
ihn  zum  weiteren  Kauf  des  Bedarfs  zu  zwingen.  Für  gewissen- 
lose Geschäftsleute  bildet  das  Borgsystem  die  Handhabe  einer 
indirekten  Bewucherung  der  Kundschaft.  Auf  mühelose  Weise 
kommen  sie  zu  Besitzungen,  indem  sie  Haus-  und  Grundbesitzern 
bereitwillig  Waren  auf  Kredit  verkaufen,  sich  Wechsel  geben  und 
die  Summe  als  Hypothek  auf  ein  Grundstück  eintragen  lassen. 
Da  gerade  zur  unpassendsten  Zeit  gekündigt  wird,  erwirbt  der 
kreditgebende  Händler  das  Besitztum  zu  einem  Spottgeld  auf  dem 
Wege  der  Zwangsvollstreckung.  Solange  solche  Zustände  noch 
möglich  sind,  ist  an  eine  erfolgreiche  Reform  und  an  eine  gründ- 
liche Beseitigung  des  Borgunwesens  nicht  zu  denken. 


c 


111.  Kapitel. 

Reformversüche  und  Vorschläge  zur  Erhaltung  und 

Sicherung  des  Warenkredits. 

Während  bis  zum  Jahre  1907  eine  Politik  der  kleinen  Mittel 
getrieben  wurde,  setzte  mit  dem  Jahre  1908  eine  große  Reform- 
bewegung ein,  indem  der  Hamburger  Gewerberat  Dr.  Hampke 
auf  dem  9.  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammertag  zu 
Breslau  0 die  bisherigen  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  des  Borg- 
unwesens zusammenfaßte  und  zu  dem  Ergebnis  kam,  daß  im 
Interesse  einer  wirtsdiaftlichen  Hebung  des  Handwerkerstandes 
sowie  einer  richtigen  Gestaltung  des  Zahlungsverkehrs  allgemein 
die  Handwerks-  und  Gewerbekammern  nach  Möglidikeit  auf  die 
Einführung  der  Barzahlung  hinwirken  sollten.  Die  Redmungs- 
stellung  habe  auf  einheitlidien  Formularen  tunlidist  sofort  unter 
genauer  Angabe  der  Zahlungsbedingungen  oder  sofern  dies  nicht 
angängig  erscheine,  am  Ende  eines  jeden  Monats,  spätestens  aber 
innerhalb  dreier  Monate  zu  geschehen.  Mängelrügen  könnten  nur 
binnen  14  Tagen  gemadit  werden,  bei  Zahlung  innerhalb  4 Woctien 
sollten  2“o  Skonto  als  Anreiz  zur  Barzahlung,  bei  Zahlung  nach 
3 Monaten  4\  Verzugszinsen  angerechnet  werden.  Innungen 
und  gewerbliche  Vereine  werden  für  ganz  besonders  geeignet 
gehalten,  ein  gemeinsames  Vorgehen  der  Mitglieder  zur  Be- 
kämpfung des  Borgunwesens  zu  fördern,  außerdem  namentlich 
eine  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzelnen  Gewerbe  an- 
gepaßte Vereinbarung  für  die  Zahlung  herbeizuführen  und  auf 
deren  Einhaltung  hinzuwirken.  Als  weitere  Mittel  werden  empfohlen 

1.  Belehrung  und  Aufklärung  durc+i  Vorträge  und  Versammlungen, 

2.  Einrichtung  von  Buchführungskursen  auch  für  Familienangehörige, 

3.  regelmäßige  öffentlidie  Bekanntmac+iungen  mit  Aufforderung  an 
das  Publikum,  die  Rechnungen  der  Handwerker  zu  bezahlen,  4.  Ab- 
schluß von  Verträgen  mit  Kreditschutzvereinen  zur  Auskunfterteilung 
über  die  Kreditwürdigkeit  der  Kunden,  5.  Einwirkung  auf  Kredit- 
genossenschaften wegen  Lombardierung  von  Handwerkerforde- 
rungen, 6.  Aufstellung  von  schwarzen  Listen  über  faule  Zahler. 

')  Vgl.  den  stenogr.  Bericht  über  diese  Tagung  sowie  u.  a.  den  Ge- 
werbekammerberidit  Hamburg  1908, 
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Nachdem  einmal  das  Interesse  an  der  Kreditreform  im  Klein- 
verkehr geweckt  war,  wurde  mit  dem  Beginn  des  Jahres  1909 
von  allen  deutschen  Handwerkskammern  eine  gemeinsame  F3e- 
wegung  eingeleitet  insofern  als  jede  Kammer  allerlei  Belehrungen 
erteilte,  Vorträge  abhalten  ließ  und  Zeitungsartikel  veröffentlichte. 
Außerdem  beschäftigten  sich  die  Fachzeitschriften  mit  einer  Un- 
menge von  teils  richtigen,  teils  völlig  verfehlten  Reformvorschlägen, 
I die  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe,  mehr  aber  mit  Hilfe  des  Staats 

clurchgeführt  werden  sollten. 

1.  Selbsthilfe. 

Da  der  Einzelne  gegen  das  Borgunwesen  machtlos  ist  und 
nur  im  verständnisvollen  Zusammenarbeiten  aller  allmählidi  eine 
I Besserung  eintreten  kann,  so  wurde  zunächst  versucht,  durch 

Selbsthilfe  dem  Borgunwesen  wirksam  entgegenzutreten. 

a)  Regelung  des  Kreditverkehrs  durch  besondere 
Kreditgeschäfte.  So  ungünstig  der  Ratenhandel  immer  noch 
beurteilt  wird,  so  brachte  doch  der  streng  terminierte  Kredit  und 
die  zwangsweise  Erziehung  zur  ratenweisen  Barzahlung  durch 
die  Abzahl-  und  Warenkreditgeschäfte^  einen  bemerkens- 
^ ^ werten  Fortschritt  gegenüber  dem  ungeregelten  Borgunwesen. 

Nach  der  vorherrschenden  Auffassung  sind  sie  für  die  Be- 
völkerungskreise und  Erwerbsgruppen  mit  weniger  als  3000  M. 
Jahreseinkommen,  also  für  mehr  als  85^'.,  vom  Hundert  der 
' Gesamtbevölkerung  von  Bedeutung.  Nach  anderer  Ansicht  ersetzt 

der  Abzahlungsvertrag  bei  60  vom  Hundert  der  Gesamt- 
bevölkerung Deutschlands  dem  kapitalarmen  Teile  den  Kauf- 
vertrag, und  nach  Handelskammerberichten  beruhen  zum  Beispiel 
die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  des  Gesamtumsatzes  an  Nähmaschinen 
auf  Abzahlungsverträgen,  ja  manche  führen  sogar  8—9  von 
10  Teilen  des  Nähmaschinenumsatzes  auf  Kreditgeschäfte  zurück. 
Mit  Ausnahme  der  verzehrbaren  Gegenstände  werden  fast  alle 
• Gebrauchsgegenstände  auf  Abzahlung  geliefert,  insbesondere 

Möbel,  Kleidungsstücke,  aber  auch  Luxusartikel.  Der  viel- 
gepriesene Segen  des  durch  die  Einrichtung  des  Abzahlungs- 
geschäftes vermittelten  Sparzwanges  wird  von  den  Gegnern 
i allerdings  in  Zweifel  gezogen,  da  bei  den  häufigen  Abzahlungs- 

prozessen nur  selten  die  schlechte  Beschaffenheit  der  Waren, 

' die  Überteuerung  des  Publikums  durch  den  Abzahlungshändler 

t 

10  Cohen,  Die  volkswirtschaftlidie  Bedeutung  des  Abzalilungs- 

gesdiätts.  S.  26,  37  ü. 
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oder  die  betrügerischen  Vorspiegelungen  der  Agenten  die  eigent- 
liche Triebfeder  zur  Prozeßführung  ist,  sondern  weil  der  Empfänger 
der  Ware  mit  mehreren  Raten  im  Rüdestand  geblieben  ist.  Die 
Gegner  ziehen  daraus  den  Schluß,  daß  bei  allen  Beklagten  der 
V^ersuch  einer  zwangsweisen  Erziehung  zur  Sparsamkeit  durch 
den  Abzahlungshändler  fehlgeschlagen  ist.  Sie  behaupten  sogar,  daß 
selbst  bei  denen,  die  durch  größte  Besdiränkung  ihrer  persön- 
lidien  Bedürfnisse  den  Anforderungen  des  Abzahlvertrages  gerecht 
zu  werden  vermögen,  es  eine  ansehnlidie  Zahl  soldier  gebe, 
die  in  der  Ratenzahlung  einen  Sdrritt  der  Kurzsiditigkeit  und 
des  Leichtsinns  büßen,  weil  sie  durch  den  Vertrag  Dinge  er- 
worben haben,  die  sie  garnicht  benötigen  und  deren  hoher  Preis 
ihnen  beim  Vertragsabschluß  infolge  der  Zerteilung  des  Kaufpreises 
in  Raten  garnicht  zum  Bewußtsein  gekommen  ist.  Der  Ab- 
zahlungshandel erhöht  allerdings  das  Maß  der  Bedürfnisse,  den 
Standard  of  life  der  kapitalarmen  Bevölkerung  in  besonderer 
Weise.  Er  setzt  den  einzelnen  in  die  Lage,  seine  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Bedürfnisse  wenigstens  vorübergehend  sofort 
zu  befriedigen  und  lenkt  nach  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse 
das  Augenmerk  alsbald  auf  die  Beschaffung  von  Dingen,  die 
nodi  weniger  nötig  sind,  die  ihm  aber  in  dem  Bewußtsein,  daß 
er  sich  mühelos  in  ihren  Besitz  setzen  kann,  plötzlidi  unent- 
behrlidi  erscheinen.  Nun  wird  zwar  eine  Erhöhung  des  Standard 
of  life  von  den  Nationalökonomen  allgemein  als  ein  Mittel  zur 
Förderung  der  Heilung  sozialer  Schäden  gepriesen,  Voraussetzung 
dafür  ist  jedodi,  daß  diese  Zunahme  der  Bedürfnisse  auf  eine 
durch  Intelligenz  und  Intensität  der  Arbeit  gesteigerte  Einnahme 
zurüdezuführen  ist,  nidit  lediglich  auf  den  Drang  nach  Be- 
friedigung der  Genußsuctit  und  auf  einen  Mangel  an  Einsicht. 
So  stellt  sicti  hier  das  Sparen  oft  als  Zwangsmaßregel  zur  Ab- 
wendung der  Folgen  früherer  Verschwendung  dar. 

Der  Abzahlhandel  ist  als  fördernder  Faktor  zur  Erweiterung 
des  Produktivkredits  der  Idee  nach  bedingungslos  anzuerkennen, 
wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  die  ihren  Preis  selbst 
abarbeiten  und  sich  bezahlt  machen.^)  Der  Kapitalarme,  der 
sich  durch  seine  Tüchtigkeit  rasch  in  eine  höhere  Wirtschafts- 
klasse hinaufarbeiten  möchte,  ist  zur  schnellen  Verfolgung  seines 
Zieles  auf  den  Kredit  angewiesen,  da  er  sein  Ziel  ohne  den 
Besitz  der  zur  Ausübung  seines  Gewerbes  erforderlichen  Werk- 

')  Wie  z.  B.  Nähmaschinen,  Möbel  bei  Zimmervermietunjjen,  über- 
haupt Gegenstände,  die  einem  Erwerb  dienen. 
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, I . zeuge  überhaupt  nicht  erreichen  kann.  .Aller  sozialpolitischen 

' Weisheit  letzter  Schluß  besteht  darin,  einer  unbegrenzten  Zahl 

von  Personen  die  Gelegenheit  zum  Erwerb  zu  geben  und  zu 
erleichtern.  Nach  der  Bestimmung  der  modernen  Gesetzgebung, 
die  bei  beweglichen  Sachen  nur  noch  das  Faustpfand  kennt,  ist 
nun  das  Abzahlungsgeschäft  für  den  Kreditbedürftigen,  der  zur 
Sicherheitsleistung  nicht  imstande  ist,  die  einzige  Zuflucht  geworden. 
Deshalb  ist  es  für  das  Erwerbsleben  nützlich,  ja  in  gewisser 
Beziehung  notwendig.  Diesen  Standpunkt  vertritt  auch  der 
Gesetzgeber,  indem  er  im  Reichsgesetz  vom  16.  Mai  1894  ledig- 
lich einige,  gegen  das  Billigkeitsgefühl  verstoßende  Härten  be- 
kämpft, die  das  Abzahlgeschäft  mit  der  Zeit  zur  Folge  gehabt 
hatte.  Wer  dem  gesamten  Kredithandel  schon  wegen  der  hohen 
Risikoprämie,  die  der  Abzahlungskäufer  zahlt,  die  Daseins- 
berechtigung abspricht,  der  übersieht,  daß  der  Arme  überhaupt 
teurer  kauft  als  der  Kapitalist.  Es  hieße  die  Lage  der  Unbe- 
mittelten noch  verschlechtern,  wollte  man  ihnen  unter  Hinweis 
auf  die  großen  Vorteile  des  Barkaufs,  die  schließlich  doch  nur 
der  Bessergestellte  ausnützen  kann,  durch  die  Beseitigung  der 
Abzahlungsgeschäfte  den  Kredit  und  damit  die  Grundlage  zur 
^ Kapitalbildung  entziehen. 

Eine  weit  ungünstigere  Beurteilung  verdient  der  Abzahlungs- 
handel mit  Konsumtionsgegenständen,  denn  hier  handelt  es  sich 
um  den  Erwerb  eines  toten  Kapitals.  Der  Erwerber  schafft  sich 
durch  diese  Artikel  keine  neuen  Einnahmequellen,  sondern  seine 
wirtschaftliche  Lage  wird  durch  den  Zwang  zur  Ratenzahlung  oft 
nur  verschlechtert.  Und  doch  ist  das  Abzahlungsgeschäft  an  sich 
auch  hier  nicht  entbehrlich,  vielmehr  bildet  es  häufig  die  Voraus- 
setzung für  die  Arbeitsfähigkeit  und  wird  damit  wiederum  zum 
unmittelbaren  Förderer  der  Erwerbstätigkeit  und  der  Kapital- 
bildung. 

Trotzdem  bleibt  das  Abzahlungsgeschäft  ein  zweischneidiges 
Schwert,  das  sich  häufig  gegen  den  richtet,  der  es  in  Anspruch 
nimmt,  denn  es  verleitet  den  wirtschaftlich  Schwachen  zu  unwirt- 
schaftlichen Ausgaben,  indem  es  ihn  fortgesetzt  in  die  Versuchung 
führt,  Dinge  zu  erwerben,  die  zu  seiner  Zahlungsfähigkeit  und 
seinen  Verhältnissen  nicht  in  Einklang  stehen.  Das  Streben  in 
' j neuerer  Zeit  geht  dahin,  die  Schäden  und  Mängel,  die  dem  Ab- 

^ zahlungshandel  noch  anhaften,  im  Interesse  des  Schuldners  wie 

des  Gläubigers  zu  beseitigen  oder  doch  wenigstens  zu  mildern. 
Um  den  Gläubiger  mehr  zu  schützen,  wurden  Wünsche  laut. 
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dem  Abzahlungskäufer  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  beim  Ab- 
zahlungsverkauf nidits  zu  versdiweigen,  was  seine  Kreditwürdig- 
keit beeinträchtigen  könnte  und  ihm  zu  verbieten,  während  der 
Zeit  des  bestehenden  Abzahlungsverhältnisses  anderweitige 
Zahlungsverpfliditungen  einzugehen.  Abgesehen  von  der  Ver- 
schweigung bereits  vorhandener  Überschuldung  wird  durch  Leidit- 
sinn  herbeigeführte  Verschlechterung  der  Verhältnisse  oft  noch 
durch  eintretende  Erwerbslosigkeit  (Krankheit,  Militärübung,  Krieg, 

Todesfall)  erhöht. 

Ebenso  wie  für  Haushaltungsgegenstände  ist  der  Abzahlungs- 
handel bei  Maschinen  für  gewerbliche  Betriebe  eingeführt  und  zwar 
in  Verbindung  mit  dem  Eigentumsvorbehalt.  Gerade  kleineren 
Unternehmern  bietet  der  Eigentumsvorbehalt  vielfach  erst  die 
Möglichkeit,  sich  Maschinen  zu  beschaffen.  Man  kann  ein  Feind 
der  übermäßigen  Kreditausnutzung  sein  und  doch  den  Eigentums- 
vorbehalt an  Maschinen  als  berechtigt  bezeichnen.  Das  wirtschaft- 
liche Interesse  des  Fabrikanten  und  besondei  s der  kapitalschwachen 
Anfänger  im  Handwerksbetriebe  macht  den  Verkauf  von  Maschinen 
unter  Eigentumsvorbehalt  notwendig,  um  die  gewerblichen  Unter- 
nehmer in  den  Stand  zu  setzen,  sich  der  neuzeitlichen  Betriebs- 
einrichtungen zu  bedienen,  ohne  die  eine  vorteilhafte  Geschäfts-  ^ 

tätigkeit  nicht  möglich  ist. 

b)  Sicherung  des  Kreditverkehrs.  J 

Geschäftsleute,  die  sich  nicht  durch  den  Eigentumsvorbehalt 
bei  Kreditverkäufen  sichern  können,  haben  ein  größeres  Interesse 
an  Einrichtungen,  die  Kreditverlusten  Vorbeugen.  Zur  Belebung  j 

und  Sicherung  des  Kreditverkehrs  dient  die  Krediterkundigung,  ! 

die  davon  ausgeht,  daß  der  kaufmännische  Kredit  auf  Vertrauen 
beruht,  das  sich  auf  wirkliche  Kenntnis  der  Verhältnisse  und  der 
persönlichen  Eigenschaften  des  Kreditnehmers  gründen  soll.  Die 

h Vgl.  über  den  Eigentumsvorbehalt  an  Masdiinen  die  Handelskammer- 
gutaciiten  auf  die  Anfrage  des  Handelsministers.  1907.  Es  handelt  sich 
meist  um  Dampfmasdiinen,  Lokomobilen,  Gasmotoren,  Druckerei-,  Bucäi- 
binderei-,  Ziegelei-  und  landwirtsciiaftliciie  Maschinen.  Nach  der  Drucksache 
des  Vereins  deutsdier  Mascäiinenbau-Anstalten  Nr.  7 1909:  „Der  heutige 
Stand  des  Eigentumsvorbehaltes  in  der  Maschinenindustrie“  steht  zu  be-  i 

fürchten,  daß  unter  dem  Einfluß  der  z.  Zt.  bestehenden  Rechtsunsicherheit  ^ ( 

der  Eigentumsvorbehalt  seine  Stellung  als  kreditsdiaffendes  Mittel  verlieren  | 

wird.  Schon  Schwierigkeiten  und  Rechtsstreitigkeiten  können  dazu  führen, 
daß  die  Neigung,  Kredit  gegen  Eigentumsvorbehalt  zu  gewähren,  mehr  und 
mehr  schwindet.  I 
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früher  übliche  gesctiäftsfreundliche  Auskunftserteilung  wird  wegen 
der  Unentgeltlichkeit  zwar  noch  benutzt,  hat  aber  nur  beschränkten 
Wert,  da  die  näheren  Beziehungen  zwischen  Referenzfirma  und 
Kreditnehmer  meist  unbekannt  sind.  Zuverlässiger  sind  schon 
die  berufsmäßig  und  unparteiisch  erteilten  Auskünfte,  aber  auch 
sie  können  dem  raschen  Wechsel  der  Schuld-  und  Vermögens- 
verhältnisse der  einzelnen  Firmen,  wie  sie  durch  Konkurs,  Krisen, 
Krieg  und  Streik  eintreten,  nicht  folgen.  Derselbe  Vorwurf  trifft 
die  Auskünfte  der  genossenschaftlichen  Organisationen,  der  Ver- 
eine Kreditreform  zum  Schutze  gegen  schädliches  Kreditgeben, 
wenn  sie  auch  mitunter  recht  wertvolle  Dienste  leisten,  indem  sie 
Kreditunwürdigen  die  Kreditquelle  verschließen.  Die  großen 
Mängel,  die  dem  heutigen  Auskunftswesen  anhaften,  lassen  den 
Wunsch  nach  amtlichen  Auskunftstellen  begreiflich  erscheinen,  bei 
denen  jeder  Geschäftsmann,  ohne  dazu  gezwungen  zu  sein,  frei- 
willig alle  nötigen  Aufschlüsse  über  seine  Verhältnisse  auf  Grund 
seiner  Bücher  unter  Eid  niederlegen  und  über  Geschäftsfreunde 
Auskunft  einholen  kann.^)  — Um  wenigstens  eine  örtliche  Sicherung 
des  Kreditverkehrs  herbeizuführen  und  die  Geschäftsleute  vor 
böswilligen  und  säumigen  Zahlern  zu  schützen,  sind  in  einer 
Reihe  von  Städten  sogenannte  Kreditschutzvereine  entstanden, 
die  bereits  mit  bestem  Erfolge  tätig  sind.  Sie  bilden  eine  Zentral- 
stelle, an  die  geschädigte  Mitglieder  aller  Geschäftszweige  ihre 
ungünstigen  Erfahrungen  im  Verkehr  mit  säumigen  oder  kredit- 
unwürdigen Kunden  regelmäßig  mitteilen.  Sind  mehrere  Gläubiger 
von  einem  einzigen  Schuldner  geschädigt,  so  schließen  sie  sich 
zur  Einleitung  eines  strafrechtlichen  Verfahrens  zusammen  und 
erzielen  dadurch  Erfolge,  die  einer  strafrechtlichen  Anzeige  einer 
einzelnen  Firma  fast  immer  versagt  bleiben,  da  der  gesetzlich 
erforderliche  Nachweis  der  Betrugsabsicht  oft  unmöglich  ist.  Eine 
von  mehreren  Firmen  zu  gleicher  Zeit  erstattete  Anzeige  läßt  er- 
kennen, daß  der  Schuldner  überall  auf  gleiche  Art,  also  nach 
einem  bestimmt  ausgedachten  System  verfahren  hat.’O 

Die  Anlegung  von  Schwarzlisten  ist  ein  weiteres  Mittel 
zur  Sicherung  des  Kredits.  Wo  die  Gründung  von  besonderen 
Kreditschutzvereinen  bisher  nicht  erreicht  werden  konnte,  haben 
Gewerbevereine  und  Innungen  sogenannte  Schwarz- oder  Warnungs- 


Sutro:  Die  kaufmännisdie  Krediterkundigung,  S.  12,  52;  25  Jahre 
Kreditreform,  desgl.  die  Jahresberichte  dieses  Verbandes. 

'^)  Der  Kreditsdiutz  in  Handel  und  Gewerbe  Frankfurt  a.  M.  1905, 
S.  12;  Pape  a.  a.  0.  S.  31. 
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listen  angelegt,  die  gewöhnlich  Name,  Beruf  und  genaue  Adresse 
säumiger  oder  böswilliger  Schuldner  enthalten.  Mit  der  Einrichtung 
der  Schwarzlisten  ist  häufig  das  Mahnverfahren  verbunden  und 
zwar  wird  der  Schuldner  durch  den  Vereinsvorstand  im  Auftrag 
des  Gläubigers  zur  Zahlung  aufgefordert.  Erfolgt  hierauf  keine 
Antwort,  so  ergeht  eine  zweite  Mahnung  unter  gleichzeitiger 
Androhung  der  Aufnahme  in  die  Schwarzliste.  Die  Führung 
dieser  Listen  wird  meist  durch  Vertrag  näher  bestimmt.  Ins- 
besondere ist  den  Mitgliedern  bei  einer  hohen  Vertragstrafe 
streng  verboten,  Personen,  die  in  der  Liste  angegeben  sind, 
weiter  Kredit  zu  gewähren  oder  böswillige  Zahler  zu  verschweigen. 
Wenn  auch  die  Anlegung  von  Schwarzlisten  eine  scharfe  Maß- 
regel ist,  so  wird  doch  Angesichts  der  großen  Mißstände  im 
Borgunwesen  niemand  gegen  sie  etwas  einwenden  können,  zumal 
sie  geeignet  ist,  erzieherisch  zu  wirken  und  ihre  Anwendung  nur 
in  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  geschieht. 

Die  Kreditversicherung 0 stellt  das  weitgehendste  Mittel 
dar,  Verluste,  die  durch  Kreditgewährung  entstehen,  wieder  ersetzt 
zu  erhalten.  Mit  besonderem  Eifer  wurde  dieser  alte  Plan  immer 
wieder  erneuert,  das  Risiko,  das  dem  einzelnen  aus  der  Kredit- 
gewährung entsteht,  auf  möglichst  viele  Schultern  zu  verteilen; 
ja  es  wurde  im  Jahre  1911  in  Stuttgart  sogar  die  Kreditversicherung 
einzuführen  versucht,  aber  schon  nach  anderthalbjährigem  Be- 
stehen aufgegeben,  da  die  Erfahrungen  und  Verluste  nicht  zum 
Weiterbetrieb  ermutigen  konnten  und  den  Einwänden  der  Gegner 
Recht  gaben.  Die  Kreditversicherung  verhindert  zunächst  die 
Einführung  der  Barzahlung  und  erzieht  zu  leichtsinnigem  Kredit- 
geben, sie  ist  eine  Prämie  für  die  Bequemlichkeit,  und  nur  der 
Wunsch,  das  Geschäft  zu  erweitern,  kann  den  Kaufmann  zur 
Kreditversicherung  führen.  Sie  ist  keine  reine  Katastrophen- 
versicherung, sondern  schützt  den  Versicherungsnehmer  auch 
gegen  die  Folgen  eines  etwaigen  Mangels  an  Intelligenz  und 
Umsicht,  es  ist  daher  ein  unmoralisches  Versicherungsprinzip, 
weil  es  auf  die  Untüchtigkeit  und  Fahrlässigkeit  eine  Prämie 
setzt,  deren  Kosten  von  den  Vorsichtigen  und  Tüchtigen  auf- 
gebracht werden  müssen. 


‘I  Molt,  Kreditversicherung.  — Herzfelder  dto.  außerdem  die  Fach- 
Zeitschriften,  insbesondere  Konfektionair  vom  22.  Mai  1913;  Detaillist, 
■\o.  33.  1912.  — Pape  a.  a.  O.  S.  28. 
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c)  R e p r e s s i V m a ß n a h m e n. 

Während  sich  die  bisherigen  .Maßnahmen  mit  vorbeugendem 
Kreditschutz  bescdiäftigen,  gibt  es  noch  eine  ganze  Reihe  von 
Mitteln,  die  die  Schäden,  die  aus  der  Kreditgewährung  entstehen, 
mildern  und  Verluste  verringern  wollen.  Schuldbeitreibungs- 
ämter oder  Einziehungstellen')  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage  wollen  das  Mahnverfahren  in  erhöhtem  Maße  für  die 
Bevölkerung  nutzbar  machen,  auch  in  den  Fällen  eine  Befriedigung 
für  die  Gläubiger  zu  erhalten  suchen,  wo  es  auch  für  den  rück- 
sichtslosesten Gerichtsvollzieher  unmöglich  ist.  Das  Amt  ist  in 
der  Lage,  einen  moralischen  Druch  auf  den  Schuldner  auszuüben, 
der  dem  Gerichtsvollzieher  nicht  zu  Gebote  steht;  es  sorgt  für 
das  Bekanntwerden  der  nichtzahlenden  Schuldner,  die  auch  nicht 
einmal  in  kleinen  Teilbeträgen  ihre  Schuld  abtragen  wollen.  Das 
Kreditlos-machen  wirkt  viel  mehr,  als  die  erfolglose  Pfändung  und 
die  Aufnahme  in  die  Manifestantenliste.  Ein  weiterer  Vorzug 
beruht  auf  der  Art  und  Weise  des  Vorgehens.  Das  Schuld- 
einziehungsamt muß  dem  Schuldner  die  Begleichung  in  jeder 
Weise  erleichtern,  weil  es  nur  das  eine  Interesse  hat,  daß  die 
» Mitgliederzu  ihrem  Gelde  kommen.  Während  bei  der  bestehenden 

Mißwirtschaft  des  langen  Borgens  Kaufleute  und  Handwerker 
gegen  zahlungsäumige  Schuldner  nicht  immer  so  energisch  Vor- 
gehen können  als  sie  es  eigentlich  möchten  und  sollten,  aus 
Furcht,  einen  Kunden  zu  verlieren,  fallen  beim  Einziehungsamt 
solche  Rücksichten  weg;  die  Kunden  können  sich  nicht  verletzt 
fühlen,  weil  das  Amt  unterschiedslos  für  die  Erledigung  in  kurzer 
Frist  sorgt.  Die  Mittelstandsvereine  gehen  nodi  weiter  und 

wünschen  zur  Bekämpfung  des  Borgunwesens  die  Errichtung  von 
Landesabrechnungstellen,  deren  Aufgabe  unter  anderem  sein  soll; 
Unterstützung  des  Kleingewerbes  bei  der  Buchführung,  Vorlegung 
der  Rechnungen  an  die  Schuldner,  Mahnung  und  Einziehung 
von  Außenständen,  Herausgabe  einer  Liste  säumiger  Zahler  und 
böswilliger  Schuldner.  Die  schärfste  Waffe  gegen  das  zu  aus- 
gedehnte Borgsystem  würde  freilich  der  Einziehungszwang  bilden, 
in  der  Weise,  daß  jeder  Detaillist  durch  Abkommen  sich  ver- 
pflichten müßte,  ausstehende  Forderungen  nach  einer  gewissen 
“■  Zeit  der  Einziehungszentrale  zum  Inkasso  zu  übergeben. 


')  V!f|.  Wienbecks  Referat  auf  cfem  12.  Handwerks-  und  Gewerbe- 
kaminertag.  Düsseldorf  1911.  — Jung,  Das  Borgunwesen. 
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Ebenfalls  aus  dem  Bedürfnis  nadi  j^rößerem  Sdiutz  der 
Gläubi^ferinteressen  entstanden  seit  1883  so^^enannte  Kreditoren') 
oder  Gläubigersdiutzver eine  teils  nach  größeren  Orten,  teils 
naeti  Geschäftszweigen.  Zwed<  dieser  Vereine  ist  vor  allem,  die 
Ansprüdie  seiner  Mitglieder,  die  bei  einer  Zahlungsstockung  be- 
teiligt sind,  durch  gemeinsames  Vorgehen  zu  wahren,  mit  Er- 
sparnis von  Arbeit  und  Kosten  zu  verhüten,  daß  den  Mitgliedern 
von  leichtsinnigen  und  unredlichen  Schuldnern  die  Deckungs- 
mittel entzogen  werden,  jedodh  audi  nach  genauer  Prüfung  der 
V^erhältnisse  dem  redlichen  Schuldner  einen  Zwangsvergleich  oder 
außergerictitlidien  Vergleidi  zu  ermöglidien.  Diese  Verbände 
haben  bisher  segensreich  gewirkt,  und  es  wäre  nur  zu  wünschen, 
daß  sich  die  einzelnen  Vereine  zu  einem  Zentralverband  zu- 
sammenschließen, um  bei  den  einzelnen  Konkursen  größeren 
Erfolg  zu  erzielen. 

d)  Beseitigung  der  Kreditnot. 

Die  Nac+iteile,  die  das  Borgen  mit  sidi  bringt,  und  die 
daraus  entstehende  Kreditnot  könnten  nach  Ansidit  der  Mittel- 
standsfreunde einigermaßen  gelindert  werden  durch  die  Dis- 
kontierung von  Buchforderungen,-)  d.  h.  die  Beleihung 
von  unbezahlten  Rechnungen  umsomehr  als  sie  eine  Erziehung 
zur  kaufmännischen  Buchführung  mit  sich  brächte.  Die  Einwände 
der  Gegner  dieser  Kreditform  häufen  sich  jedoch  in  letzter  Zeit 
und  bewegen  sich  in  folgender  Richtung:  1.  Der  Kreditnehmer 
werde  zu  ungesunder  Ausdehnung  seines  Geschäftes  verleitet, 
beziehe  mehr  Waren  als  den  Verhältnissen  seines  Geschäfts  an- 
gemessen sei  und  gebe  dann  seinen  Kunden  noch  leichter  Kredit 
als  bisher.  Außerdem  gerate  er  in  eine  große  Abhängigkeit  von 
der  Bank,  die  diesen  Geschäftszweig  betreibt.  Auch  könnte  er, 
besonders  wenn  keine  Benachrichtigung  des  Drittschuldners  statt- 
gefunden habe,  sich  leicht  zu  Unehrlichkeiten  durch  Doppelzession 
der  Forderung  und  Unterschlagung  der  eingehenden  Gelder  ver- 
leiten lassen.  Schließlich  werde  die  Entwicklung  anderer  Kredit- 
arten gehemmt.  — 2.  Dem  Kreditgeber  drohten  Verluste  durch 
Täuschung  seitens  des  Kreditnehmers,  so  wenn  die  Forderung 
durch  einen  Dritten  gepfändet  werde  oder  im  Falle  der  Doppel- 

‘i  Schnauffer,  Gläubigerschutzverbände,  S.  18. 

Vgl.  hier  neben  den  Handelskammerberichten  die  Schriften  von 
Arnold,  Hartrodt  und  Müller  sowie  Schade,  Zeitschr.  Bank  1909, 
S.  998 ff,  1910,  S.  595. 
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Zession  der  Forderung.  Es  bestehe  die  Gefahr,  daß  der  Kredit- 
nehmer das  einkassierte  Geld  nicht  abliefere,  daß  der  Drittschuldner 
aufrechne,  daß  die  der  Diskontierung  zugrunde  liegende  Forderung 
erdichtet  oder  ungültig  sei  oder  endlich,  daß  der  Drittschuldner 
ihm  zustehende  Einwendungen  dem  Kreditgeber  entgegensetze.  — 
3.  Der  Drittschuldner  halte  seinen  Lieferanten  nicht  für  voll- 
wertig, wenn  er  von  der  Abtretung  erfahre,  da  eine  Forderungs- 
abtretung nach  allgemeiner  Ansicht  dem  kaufmännischen  Anstand 
widerspreche  und  als  Zeichen  einer  gewissen  finanziellen  Schwäche 
angesehen  werde.  — 4.  Die  Warengläubiger  des  Kreditnehmers 
sehen  sich  bei  dessen  Insolvenz  der  Hauptaktiven,  die  ihnen 
sonst  aus  der  Masse  zugute  gekommen  wären,  beraubt.  Denn 
wenn  das  Warenlager  des  Gemeinschuldners  bereits  verpfändet 
sei,  habe  bisher  wenigstens  noch  die  Summe  der  Außenstände 
zur  Verfügung  der  Konkursgläubiger  gestanden.  Auch  diese  ver- 
schwinden mit  dem  Augenblick,  wo  die  Buchforderungen  einer 
Kreditanstalt  abgetreten  werden.  Da  sich  außerdem  eine  solche 
Abtretung  im  Geheimen  vollziehe,  werde  sie  erst  im  Konkurse, 
also  viel  zu  spät  bekannt.  Ferner  bestehe  die  Möglichkeit  und 
Gefahr  einer  Vergrößerung  des  Borgsystems,  denn  je  mehr  der 
• Lieferant  seinen  Kunden  nach  Zahl  und  Höhe  kreditiere,  umso- 

mehr Kredit  erhalte  er  auch.  Eine  Krediterleichterung  ziehe  auch 
eine  Ausdehnung  und  Überspannung  des  Kredits  nach  sich,  die 
für  wirtschaftliche  Krisen  die  schlimmsten  Folgen  haben  können. 
Die  Schaffung  einer  neuen  Kreditquelle  sei  nur  allzu  sehr  geeignet, 
schwache  Unternehmer  heranzuziehen,  Geschäftsgründungen  und 
-erweiterungen  mit  unzureichenden  Betriebsmitteln  zu  fördern, 
abgesehen  davon,  daß  die  jahrelangen  Bemühungen  zur  Ein- 
führung der  Barzahlung  durch  den  Buchdiskont  wieder  verloren 
gingen. 

2.  Staatshilfe.') 

Während  die  Mittel  der  Selbsthilfe  bald  erschöpft  sind,  ihre 
Durchführung  aber  an  dem  Widerstand  der  Berufsgenossen  scheitert, 
gehen  die  Bestrebungen  in  neuerer  Zeit  dahin,  den  Staat  zu  einer 
den  Gläubigern  günstigen  V^erbesserung  der  Gesetzgebung  zu 
veranlassen.  Überaus  zahlreich  sind  die  Klagen  der  Gläubiger 
4 über  ungenügenden  Schutz  des  geltenden  Rechts,  ln  Resolutionen 

von  Fachvereinen,  in  Fachzeitschriften  und  in  der  Tagespresse  wie 

*)  Vfil.  außer  den  Handelskammer-  und  Gewerbekammerberiditen 
Peiser;  Unser  Kreditrecäit  und  seine  Reformbedürftigkeit,  S.  5 ff. 
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in  den  juristischen  Zeitschriften  und  Abhandlungen  wird  beständig  ^ 

auf  die  verschiedensten  Formen  von  Kreditschädigungen  hin- 
gewiesen, bei  denen  Gesetzgebung  und  Rechtsprediung  versagen. 

Da  die  Gläubiger  durch  mancherlei  Mittel,  die  der  moderne  Rechts- 
verkehr dem  böswilligen  Schuldner  zwecks  Vereitelung  der 
Gläubigeransprüdie  gewährt,  in  empfindlicher  Weise  gesdiädigt 
werden,  hat  sich  eine  Bewegung  gebildet,  deren  Bestreben  dahin 
gerichtet  ist,  die  sogenannte  Gläubigernot  zu  beseitigen  und  im 
Wege  der  Änderung  des  geltenden  Rechts  gewisse  Reformen  zum 
Schutze  der  Gläubiger  herbeizuführen. 

a)  Verkürzung  der  Kreditlänge. 

Zunächst  suchen  die  Handelskreise  den  Staat  zu  veranlassen, 
dem  zeitlidi  zu  ausgedehnten  Kredit  entgegenzutreten  und  schlagen 
als  ein  reditliches  Vorbeugungsmittel  gegen  allzu  langes  Borgen 
vor,  die  zweijährige  Verjährungsfrist  des  § 196  BGB.  für 
Lieferung  von  Waren  und  Ausführung  von  Arbeiten  für  den 
Haushalt,  sogenannte  Konsumtionsschulden,  auf  drei  bis  sechs 
Monate  herabzusetzen.  Andere  wieder  halten  eine  Gesetzes- 
änderung für  entbehrlich,  da  nach  § 225  BGB.  eine  vertraglidie 
Abkürzung  der  Verjährungsfrist  gestattet  ist,  wenn  sie  auch  bisher  * 

niemand  anzuwenden  wagte.  Noch  andere  lehnen  die  Verkürzung 
der  Verjährungsfrist  ab,  mit  der  Begründung,  daß,  wo  der  Lieferant 
nicht  selbst  darauf  dränge,  seine  Kunden  zur  Barzahlung  an- 
zuhalten, dieses  Mittel  wohl  nur  wenig  zur  Beseitigung  des  Borg- 
systems beitragen  könne,  ja  daß  es  vielen,  die  ihre  Forderungen 
nictit  rechtzeitig  geltend  machten,  nur  noch  größeren  Schaden  als 
bisher  verursache.  Die  für  Forderungen  aus  dem  Konsumtiv- 
kredit empfohlene  kurze  Verjährungsfrist  wird  allerdings  einiger- 
maßen gegen  den  vom  Gläubiger  garnicht  gewollten  Zahlungs- 
aufschub wirksam  werden,  immerhin  wird  sie  noch  zu  lang  sein, 
um  auch  die  ganz  gewöhnlichen  Nachteile  aus  dem  Lotterkredit 
hinwegzuräumen. 

Da  nun  jede  Verjährungsfrist,  sie  mag  lang  oder  kurz  sein, 
bis  zum  letzten  Tag  ausgenutzt  zu  werden  pflegt,  erblid<en  Mittel- 
standsfreunde in  der  Zinspflicht  des  Sch uldners  das  einzige 
Heilmittel,  ln  Luxemburg  ist  seit  1907  gesetzlich  festgelegt,  daß 
jeder  Detaillist  und  Handwerker  drei  Monate  nach  Absendung 
der  Redmung  für  jedes  Vierteljahr  2'’,,  Zinsen  berechnen  darf. 

Diese  Zinspflicht  tritt  aber  nur  dann  ein,  wenn  der  Gewerbe- 
treibende binnen  Monatsfrist  nach  Lieferung  der  Waren  oder 
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.Ausführung  der  Arbeiten  dem  Schuldner  die  Redmung  eingesandt 
und  eine  Empfangsbestätigung  erhalten  hat.  Ein  ähnliches  Gesetz 
besteht  in  Belgien,  wonacti  die  Forderungen  einen  Monat  nach 
Rechnungstellung  klagbar  sind.  Der  Gläubiger  ist  außerdem 
berechtigt,  bei  Verzug  vierteljährlich  von  der  Gesamtsumme 
D 0 Zinsen  zu  beanspruchen,  ln  Deutschland  ist  der  Hand- 
werker zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  schon  vom  Tage 
der  Ablieferung  an  Zinsen  zu  verlangen,  nach  Lage  der  Sache 
erscheint  es  geboten,  ähnliche  Vorschriften  auch  in  Deutschland 
einzuführen,  aber  mit  Zwang  zur  Zinsberechnung  umsomehr  als 
die  Voraussetzung  der  ordnungsmäßigen  Rechnungsendung  eine 
Erziehung  zur  Buchführung  bedeuten  würde.  Was  die  Rabatt- 
vereine mit  Hilfe  der  Rabattmarken  auf  Kosten  des  Lieferanten 


I zu  erreichen  suchen,  würde  durch  die  Zinspflicht  auf  Kosten  der 

Abnehmer  geschaffen. 

Für  noch  wirksamer  wird  die  einheitliche  Erhöhung 
des  gesetzlichen  Zinsfußes')  (BGB.  § 246)  auf  6"/;,  im 
Handels-  und  bürgerlichen  V'erkehr  gehalten;  die  derzeitige  Höhe 
des  gesetzlichen  Zinsfußes  ist  4“  „ im  bürgerlichen  Verkehr,  5'’',, 
für  kaufmännische  Forderungen,  b"  ,,  im  Wechselverkehr,  während 
» in  den  letzten  Jahren  der  Reichsbank-Diskont  bedeutend  höher 

war.  Das  Mißverhältnis  zwischen  tatsächlichem  und  gesetz- 
lichem Zinsfuß  wird  umso  drückender  empfunden,  als  es  für  den 
säumigen  Schuldner  geradezu  eine  Prämie  bildet,  sich  seinen 
Verpflichtungen  möglichst  lange  zu  entziehen  und  den  Bank- 
zinsfuß auszunutzen.  Auch  der  solide  Kaufmann  wird  dadurch 
geschädigt,  daß  seine  ausstehenden  Gelder  wesentlich  geringer 
verzinst  werden  als  er  selbst  seiner  Bank  an  Zinsen  vergüten  muß. 

Als  weiteres  Mittel,  dem  allzu  langen  Borgunwesen  gesetzlich 
abzuhelfen,  wird  empfohlen,  § 377  HGB.  (Reklamationsfrist  bei 
der  Mängelrüge)  in  den  für  das  Handwerk  geltenden  Werk- 
vertrag § 631  bis  51  BGB.  zu  übernehmen.  Heute  muß  der 
Handwerker  noch  einen  Schutz  gegen  böswillige  Kunden  ent- 
behren, den  der  Kaufmann  längst  hat.  Seinem  Abnehmer  gegenüber 


K 


0 Eingabe  der  Handels-  und  Gewerbekammer  .Miindien  an  den 
deutschen  Handelstag  1907/1908.  Nach  § 288  BGB.  kann  der  Gläubiger 
zwar  vom  Schuldner  bei  Verzug  in  Zeiten  teueren  Geldstandes  eine  den 
gesetzlichen  Zinsfuß  übersteigende  Verzinsung  als  Schadenersatz  verlangen, 
wird  sich  aber  wohl  kaum  dazu  entsdiließen,  wenn  ihm  etwas  an  seiner 
Kundschaft  liegt,  nodi  viel  weniger  wird  er  von  der  Möglichkeit  Gebrauch 
machen,  höhere,  in  den  Schranken  des  Wucherverbotes  bleibende  Zinsen 
zu  vereinbaren. 
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kann  sich  der  Kaufmann  auf  die  j^esetzliche  Bestimmung  stützen, 
daß  ihm  ein  etwaiger  Mangel  der  abgelieferten  Waren  unver- 
züglich anzuzeigen  ist.  Beschwerden,  die  erst  nach  8 oder  14  Tagen 
erhoben  werden,  braucht  er  nicht  mehr  zu  berüdisiditigen.  Für 
den  Handwerker  fehlt  eine  ähnliche  Bestimmung;  keine  Gesetzes- 
vorsc+irift  und  keine  Rechtsprectiung  zwingt  den  Empfänger  einer 
Handwerkerrechnung,  diese  sofort  zu  prüfen  und  etwaige  Mängel 
sofort  anzuzeigen.  Beschwerden  sind  gültig,  einerlei  wie  alt  die 
Handwerkerrechnung  ist;  und  noch  nach  Jahr  und  Tag  muß  er 
sich  Einreden  gefallen  lassen  oder  die  vertragsmäßige  Beschaffenheit 
seiner  Arbeiten  durch  Zeugen  und  Sachverständige  beweisen.  Beim 
Einkauf  ist  der  Handwerker  an  § 377  HOB.  gebunden,  der  ihm 
selbst  sofortige  .Mängelrüge  zur  Pflicht  macht,  während  bei  der 
.Ablieferung  für  ihn  der  Werkvertrag  gilt,  der  seinen  Kunden  die 
Einspruc^isfrist  in  keiner  Weise  beschränkt.  Durch  dieses  un- 
beschränkte Einspruchsrecht  wird  die  Kundschaft  des  Handwerkers 
zum  Borgwesen  geradezu  erzogen,  da  sie  gar  kein  Interesse  daran 
hat,  ihre  Schuld  bald  zu  bezahlen.  Das  l’ehlen  jedes  Schutzes 
gegen  spätere  Einreden  sollte  den  Handwerker  gerade  zum  Bar- 
prinzip veranlassen,  freilich  ist  der  Handwerker  in  der  Regel  der 
wirtschaftlich  Schwächere  und  wird  auch  gegen  seinen  Willen 
häufig  Kredit  geben  müssen.  Aber  daran  würde  auch  eine 
.Aufnahme  der  Bemängelungsfrist  in  dem  Werkvertrag  garnichts 
ändern.  Der  Handwerker  würde  zwar  wissen,  daß  seine  Forderung 
nach  einer  gewissen  Zeit  unanfechtbar  ist,  aber  zu  seinem  Gelde 
würde  ihm  das  noch  nicht  verhelfen. 

Der  gleiche  Zwech  wie  durch  die  Mängelrüge  soll  durch  die 
Einführung  der  Warenschuldanerkenntnisse  *)  erreicht  werden, 
insbesondere  wird  gewünscht,  daß,  wer  Waren  auf  Kredit  geliefert 
hat,  verlangen  kann,  daß  der  Empfänger,  wenn  nicht  die  Ausstellung 
eines  Wechsels  vereinbart  ist,  seine  Schuld  aus  der  Warenlieferung 
durch  Unterschrift  eines  in  besonderer  Form  ausgefertigten  Waren- 
schuldanerkenntnisses bestätigt.  Die  Nichtbestätigung  innerhalb 
bestimmter  Frist  wäre  durch  Nachteile,  die  für  den  Warenent- 
nehmer daran  geknüpft  werden,  zu  ahnden,  z.  B.  dadurch,  daß 
dem  Gläubiger  das  Recht  zuerkannt  wird,  in  diesem  Falle  die 
Schuld  einzutreiben  ohne  Rücksicht  auf  die  gewährte  Kreditfrist. 
Barzahlung  oder  Wechselausstellung  innerhalb  der  angegebenen 

M Könif^;  VVarenschuld  und  Geldentsteliun}»,  S 21  ff.  Verhandlungen 
des  .37.  allgemeinen  Vereinstags  der  deutsch-österreichischen  Genossen- 
schaften lÜlU. 
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Frist  soll  von  der  Anerkenntnispflicht  befreien.  Dieser  .Antrag 
geht  ohne  Zweifel  viel  zu  weit,  als  daß  er  gesetzliche  Formen 
annehmen  könnte.  Außerdem  wäre  zu  befürditen,  daß  dadurch 
die  Wechsel,  die  doch  immerhin  ein  allen  gesetzlichen  Vorschriften 
genügendes  Schuldanerkenntnis  darstellen,  aus  dem  Handelsverkehr 
beseitigt,  zum  mindesten  sehr  eingeschränkt  werden. 

b)  Vorbeugender  Kreditschutz. 

Zu  den  Maßnahmen,  die  dazu  dienen  sollen,  die  Kredit- 
würdigkeit des  Käufers  festzustellen  und  im  Kreditverkehr  eine 
größere  Sicherheit  zu  gewähren,  gehört  zunächst  die  Mani- 
festationsliste, das  heißt  ein  Verzeichnis  der  Schuldner,  die 
den  Offenbarungseid  geleistet  haben.  Noch  größere  Dienste 
könnte  ein  solches  Verzeichnis  leisten,  wenn  es  wenigstens  den 
Interessenvertretungen  gestattet  wäre,  aus  dem  nach  § 915, 1 ZPO. 
von  den  Amtsgerichten  zu  führenden  Verzeichnis  schriftliche 
Auszüge  zu  machen.  § 915  ist  in  ZPO.  aufgenommen  worden, 
um  die  Verluste,  die  alljährlich  Kleinhändler  und  Handwerker 
erleiden,  einzuschränken  und  ihnen  die  Möglichkeit  zu  geben, 
sich  über  die  Kreditfähigkeit  eines  Kunden  zu  unterrichten. 
Bisher  konnten  diese  Vorschläge  keine  Berüchsichtigung  finden, 
weil  die  Regierung  den  Manifestanten  das  wirtschaftliche  Empor- 
kommen nicht  erschweren  will.  Unverschuldeten  wird  jeder  gerne 
einen  Schutz  zubilligen,  damit  sie  sich  wieder  emporarbeiten  können. 
Aber  dieses  Schutzes  können  durch  Verbot  der  Verbreitung  der 
Manifestationsliste  auch  solche  Schuldner  teilhaftig  werden,  die 
keinen  Schutz  verdienen  und  nach  Löschung  ihres  Namens  in 
der  Liste  das  alte  Pumpsystem  wieder  anzufangen  versuchen. 
Geradezu  verbitternd  muß  es  auf  einen  Geschäftsmann  wirken, 
der  vielleicht  infolge  unverschuldeten  Unglüchs  in  Konkurs  gerät 
und  nun  erleben  muß,  daß  sein  Name  in  allen  Zeitungen  als 
Gemeinschuldner  genannt  wird,  während  die  Namen  seiner  eigenen 
Schuldner,  die  den  Offenbarungseid  geleistet  haben  und  durch 
deren  Leichtsinn  er  vielleicht  in  Vermögensverfall  geraten  ist, 
nicht  einmal  den  Interessentenkreisen  durch  Abschriften  bekannt 
gegeben  werden  dürfen.  Die  Regierung  hat  denn  auch  inzwischen 
den  Widerstand  aufgegeben  und  nach  einer  Verfügung  von  1914 
gestattet,  daß  Abschriften  der  Verzeichnisse  der  Schuldner,  die 
den  Offenbarungseid  geleistet  haben,  vertrauenswürdigen  Privat- 
personen wie  auch  den  Handels-,  Handwerks-  und  Lanclwirt- 
schaftskammern  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
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Ebenso  wie  die  Manifestanten,  wünschen  die  Geschäftsleute 
die  Konkursablehnunp:  mangels  Masse  veröffentlicht  zu 
sehen,  um  über  die  Firmen  unterrichtet  zu  werden,  deren  wirt- 
schaftlictie  Verhältnisse  sich  bis  zum  Konkursfall  verschlechtert 
haben.  Diesem  Interesse  dienen  die  täglich  im  Reidhsanzeiger 


veröffentlictten  Listen  der  Firmen  und  Persönlichkeiten,  über 
deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet  wurde,  nur  in 
unvollkommener  Weise.  Diese  Listen  enthalten  nicht  jene  zahl- 
reiciien  Fälle,  in  denen  mangels  Masse  die  Konkurseröffnung 
abgelehnt  worden  ist,  weil  kein  Gläubiger  zur  Zahlung  eines 
Kostenvorschusses  bereit  war.  Es  handelt  sich  dabei  um  sehr 
zahlreiche  insolvente  Firmen,  über  deren  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenbruch der  Öffentlichkeit  keine  Mitteilung  zugeht,  den 
Geschäftskreisen  somit  wichtige  Anhaltspunkte  für  spätere  Kunden- 
verbindungen vorenthalten  werden.  Nichts  fürditet  der  unvor- 
sichtig oder  betrügerisch  arbeitende  Geschäftsmann  mehr  als  in 
der  Öffentlichkeit  bei  seiner  Insolvenz  durch  Namensnennung 
bekannt  gegeben  und  diskreditiert  zu  werden.  Wie  die  Dinge 
heute  liegen,  kommt  die  offizielle  Unterlassung  der  Veröffent- 
lic-hung  von  Firmen,  über  deren  Vermögen  der  Konkurs  mangels 
Masse  niciit  eröffnet  werden  konnte,  fast  einer  Prämie  darauf 
gleich,  die  Masse  so  zu  verwirtschaften,  daß  ein  Konkursverfahren 
überhaupt  nicht  mehr  eröffnet  werden  kann.  Im  Reidisanzeiger 
sollten  demnacti  in  gesonderter  Rubrik  auch  alle  diejenigen  Firmen 
bekannt  gegeben  werden,  bei  denen  der  Stand  der  Masse  die 
Einleitung  eines  Konkursverfahrens  nicht  mehr  gestattete.  Noch 
mehr  freilich  würde  es  dem  allgemeinen  Interesse  dienen,  wenn 
es  sidi  ermöglichen  ließe,  derartige  Konkurse  einer  kaufmiännischen 
Verwaltung  und  Prüfung  auch  ohne  die  Erlegung  und  Sicher- 
stellung des  Kostenbetrages  zuzuführen. 

Ein  wichtiges  Kreditsicherungsmittel  bildet  die  geplante 
Einführung  der  Buchführungspflidit  der  Minderkauf- 
leute.') Da  den  Handwerkern  bisher  keine  Buchführungspflidit 
auferlegt  ist,  ein  Überblick  über  ihre  Verhältnisse  ihnen  daher 
völlig  fehlt,  so  sind  sie  nur  zu  sehr  geneigt,  im  Kreditgeben 
oder  Kreditnehmen  über  die  gerechtfertigten  Grenzen  hinaus- 
zugehen und  dadurch  ihre  geschäftliche  Stellung  zu  gefährden. 
Aber  auc4i  den  Lieferanten  solcher  Minderkaufleute  erwachsen 


M Vom  deutschen  Bund  Uir  Handel  und  Gewerbe  sction  19Ü5  in 
einer  Eingabe  an  den  Reichstag  beantragt,  seitdem  von  den  meisten  Handels- 
kammern ebentalls  vorgeschlagen. 
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^ l aus  der  Befreiung^  von  der  Buchführunjxspflidit  Schädigungen, 

J|  weil  etwaige  Aufzeichnungen  im  Konkurse  nicht  vorliegen.  Die 

I Handels-  und  Gewerbekammern  wünschen  § 4 HGB.  abgeändert 

zu  sehen  derart,  daß  auch  ein  Minderkaufmann  Handelsbücher 
zu  führen  habe,  wenn  er  für  seinen  Gewerbebetrieb  in  der 
Regel  Kredit  benutze,  der  im  Gesamtbeträge  500  M wenigstens 
zeitweilig  überschreite.  Die  Verhältnisse  haben  sich  in  den  letzten 

'(ii  Jahrzehnten  sehr  wesentlich  verändert.  Beim  Handwerk  hat  die 

Einführung  des  maschinellen  Betriebes  die  Produktionsfähigkeit 
gesteigert  und  die  Kalkulation  wesentlich  erschwert.  Dabei  ist 
der  Handwerker  vielfach  darauf  angewiesen,  fertige  Waren  zu 
kaufen,  die  er  dann  nur  anzuschlagen  hat  (Baubeschläge).  Ebenso 
hat  der  Geschäftsumfang  vieler  Betriebe  von  Minderkaufleuten 
(1  große  Ausdehnung  genommen  (Lebensmittelhändler).  Endlich 

sind  die  Grenzen  zwischen  Handwerk  und  Kleinhandel  vielfach 
geschwunden  (Schuhmacher  mit  Verkaufsladen,  Spengler  mit 
; Ladengeschäft).  Alle  diese  Geschäfte  sind  meist  darauf  angewiesen, 

II  mehr  oder  weniger  hohe  Kredite  zu  benutzen,  genaue  Berech- 
nungen aufzustellen  und  ihren  Einkauf  möglichst  vorteilhaft  zu 
gestalten,  um  ihre  Geschäfte  beim  Wettbewerb  lebensfähig  er- 

, i.  ^ ^ halten  zu  können.  Eine  geordnete  Buchführung  und  regelmäßiges 

Herausschreiben  der  Rechnungen  ist  deshalb  für  die  Mehrzahl 
solcher  Geschäfte  heute  schon  unerläßlich.  Es  scheint  daher 
geboten,  auch  den  Minderkaufleuten  die  Verpflichtung  zu  einer 
geordneten  Buchführung  aufzuerlegen.  Hierzu  führen  auch  noch 
andere  Erwägungen.  Gerade  in  den  Kreisen  der  Minderkaufleute 
sind  Konkurse  besonders  häufig,  zum  großen  Teil  infolge  des 
Mangels  einer  Buchführung.  Hierbei  ist  es  meist  sehr  schwer 
und  oft  unmöglich,  Klarheit  über  die  Geschäftsverhältnisse  zu 
erlangen  und  selbst  da,  wo  eine  Buchführung  bestand,  kann  der 
Geschäftsinhaber  nicht  zur  Vorlegung  der  Bücher  gezwungen 
■1  werden.  Schiebungen  und  unlauteres  Geschäftsgebaren  sind 

hierdurch  begünstigt.  Der  heutige  Bildungsgrad  der  Handwerker 
und  Kleinhändler  läßt  die  Durchführbarkeit  dieser  Forderung  als 
durchaus  möglich  erscheinen. 

Die  Kreditsicherheit  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  soll 
. durch  gesetzlich  vorgeschriebene  genaue  Prüfung  des  Gründungs- 

• (*  herganges  erhöht  werden,  da  die  Gläubiger  gerade  in  den  letzten 

Jahren  große  Verluste  durch  die  Kreditgewährung  erlitten  haben. 
Aber  meist  tragen  sie  selbst  die  größte  Schuld,  weil  sie  durch 
die  blendenden  Phantasienamen  und  durch  die  angebliche  Höhe 
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dos  Gesellschaftskapitals  sich  verleiten  lassen,  ohne  jede  Unterlaufe 
und  ohne  die  Verhältnisse  näher  zu  prüfen,  reichlichen  Kredit 
einzuräumen.  Wohl  gibt  es  eine  Reihe  von  Firmen,  die  über 
jeden  Zweifel  erhaben  sind,  aber  immer  wieder  tauchen  Gesell- 
schaften auf,  die  nur  über  geringe  flüssige  Mittel  verfügen.  Die 
eigenartige  rechtliche  Lage  erleichtert  die  Gründung  derartiger 
Unternehmungen.  Nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  beträgt  das 
zulässige  Mindestkapital  20000  M,  die  aber  gar  nicht  in  barem 
Gelde  eingezahlt  zu  sein  brauchen.  Sacheinlagen  wie  Patente, 
Gebrauchsmuster,  Forderungen,  Erfinder-  und  Firmenrechte  machen 
bei  optimistischer  Bewertung  leicht  ein  hohes  Gesellschaftskapital 
aus.  Die  Kreditgewährung  an  Gesellschaften  m.  b.  H.  ist  daher 
heute  Sache  des  persönlichen  Vertrauens  umsomehr  als  die  Ge- 
sellschafter nur  mit  ihrer  Einlage  haften  und  Geschäftschulden 
nicht  zu  bezahlen  brauchen,  selbst  wenn  sie  größeres  Privat- 
vermögen haben. 

Weitere  Klagen  der  Gläubiger  beziehen  sich  auf  die  mangel- 
hafte Regelung  der  Haftung  für  Geschäftschulden.  ln 
Deutschland  können  Geschäftsbetriebe  ruhig  bestehen,  ohne  daß 
fortlaufend  im  Geschäftsbetrieb  aufgenommene  Schulden  gezahlt 
werden,  weil  hauptsächlich  die  Bestimmungen  des  § 25  HGB., 
wonach  der  Erwerber  eines  bestehenden  Handelsgeschäfts,  der 
es  mit  oder  ohne  eines  die  Nachfolge  andeutenden  Zusatzes 
unter  der  bisherigen  Firma  fortführt,  für  die  bisherigen  Geschäfts- 
verbindlichkeiten haftet,  nach  einer  Reichsgerichtsentscheidung  nur 
für  Vollkaufleute  gilt.  Bei  Minderkaufleuten  fehlt  es  also  an  einer 
entsprechenden  ausdrücklichen  Gesetzesbestimmung.  Nun  haben 
zwar  Minderkaufleute  und  Handwerker  nach  § 4 HGB.  überhaupt 
kein  ausschließliches  Firmenrecht,  aber  tatsächlich  maßen  sie  sich 
ein  solches  Recht  an  und  veräußern  Geschäfte  unter  der  bisherigen 
Firma  mit  oder  ohne  Beifügung  des  Namens  des  Nachfolgers  trotz 
aller  Strafandrohungen  des  § 37  HGB.  Um  diesem  Unwesen 
zu  steuern,  hat  schon  der  deutsche  Hanclelstag  im  Jahre  1907 
eine  dem  § 25  HGB.  entsprechende  Gesetzesbestimmung  für 
.Minderkaufleute  angeregt.  Ein  anderer  Vorschlag  des  bayerischen 
Gläubigerschutzverbandes  München  geht  dahin,  daß  bei  Minder- 
kaufleuten Käufer  und  Verkäufer  verpflichtet  sein  sollen,  gemein- 
sam den  Geschäftsverkauf  beim  zuständigen  Amtsgericht  anzu- 
zeigen. Das  Gericht  soll  den  Verkauf  öffentlich  bekanntmachen 
und  den  Gläubiger  darauf  hinweisen,  daß  er  das  Geschäft  nur 
unter  seinem  eigenen  Namen  fortführen  darf.  Innerhalb  eines 
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l.  halben  Monats  darf  eine  Zahlung  des  Kaufpreises  an  den  Ver- 

f käufer  nicht  stattfinden,  um  den  Gläubigern  Gelegenheit  zur 

Geltendmachung  ihrer  Forderungen  zu  geben.  Nach  Ablauf  der 
Frist  sollen  sodann  aus  dem  Kaufpreis  zunächst  die  angemeldeten, 
unbestrittenen  Forderungen  bezahlt  werden;  wenn  aber  Forderungen 
bestritten  werden  oder  wenn  deren  Summe  den  Kaufpreis  über- 
steigt, so  soll  dieser  beim  Amtsgericht  hinterlegt  werden.  Die 
Rechtsunsicherheit  wird  noch  dadurch  verstärkt,  daß  nach  BGB. 
die  Ehegatten  ihre  güterrechtlichen  V^erhältnisse  jederzeit  auch 
während  der  Ehe  durch  Vertrag  ändern  können,  so  daß  die  Ab- 
schiebung des  Geschäfts  auf  die  Ehefrau  auch  auf  diesem  Wege 
möglich  ist,  wie  überhaupt  formell  die  Übertragung  des  Geschäfts 
auf  minderjährige  Kinder  zulässig  ist. 

Eine  weitere  Lüche  im  Gesetz  bildet  die  unzureichende 
Haftung  für  Haushaltschulden  bei  der  käuflichen  Lieferung 
von  Waren  durch  den  Kaufmann  oder  Gewerbetreibenden  für 
den  Haushalt  einer  Familie.  Hier  kann  nach  BGB.  der  Lieferant 
aus  dem  Kaufgeschäft  nur  gegen  den  Ehemann  klagen,  und  wenn 
dieser  fruchtlos  gepfändet  ist,  dann  hat  im  allgemeinen  der  Ver- 
käufer auch  sein  Geld  verloren.  Allerdings  gibt  es  eine  Möglichkeit, 

I *.  die  vermögende  Ehefrau  dann  mit  Erfolg  zu  belangen,  wenn  die 

Voraussetzung  der  sogenannten  ungerechtfertigten  Bereicherung 
vorliegt.  Nach  § 826  BGB.  ist  die  Ehefrau  zum  Schadenersatz 
verpflichtet,  wenn  sie  durch  Verschweigen  der  ihr  bekannten 
Unpfändbarkeit  ihres  Ehemannes  den  Lieferanten  zum  Verkauf 
von  Waren  auf  Kredit  veranlaßt  hat.  Ihr  Einwand,  nur  im  Bereich 
ihrer  Schlüsselgewalt  gehandelt  zu  haben,  ist  nicht  stichhaltig. 
Aber  nach  dem  Stande  der  Rechtsprechung,  die  insbesondere  in 
der  bloßen  Verwendung  der  gekauften  Waren  durch  die  Ehefrau 
keine  ungerechtfertigte  Bereicherung  erblickt,  kann  in  den  Be- 
stimmungen ein  irgendwie  ausreichender  Schutz  nicht  gefunden 
werden.  Während  im  BGB.  der  Gläubiger  lediglich  auf  den 
Ehemann  angewiesen  ist,  obwohl  Frau  und  Kinder  von  der  ge- 
lieferten Ware  gelebt  oder  von  ihnen  Gebrauch  gemacht  haben, 
bestimmt  das  schweizerische  ZGB.  von  1911  über  die  Haftung 
der  Ehefrau  im  Art.  207:  „Für  die  Schulden,  die  von  ihr  oder 
vom  Ehemann  für  den  gemeinsamen  Haushalt  eingegangen  werden, 
haftet  sie,  soweit  der  Ehemann  nicht  zahlungsfähig  ist.“  Eine 
ähnliche  Bestimmung  wünschen  die  Gläubiger  auch  in  Deutsch- 
land eingeführt  zu  sehen. 
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Ist  bisher  eine  Änderung  der  Gesetzesbestimmungen  über 
die  Haftung  für  Geschäfts-  und  Haushaltsdiulden  nidit  zu  er- 
reichen gewesen,  so  suchen  die  Gläubiger  wenigstens  auf  eine 
Reform  des  Offenbarungseid-Verfahrens  hinzuwirken,  das 
für  sie  seit  der  Gerichtsvollzieherordnung  und  der  Novelle  zur 
ZPO.  im  Jahre  1900  erhöhte  Bedeutung  gewonnen  hat.  Nachdem 
die  Zwangsvollstredrung  durch  die  Bestimmungen  dieser  GVO. 
und  ZPO.  erschwert  und  erheblidi  eingeengt  worden  ist  und 
daher  sehr  oft  ergebnislos  verläuft,  muß  der  Gläubiger  mehr  als 
früher  dazu  übergehen,  den  Sc+iuldner  zur  Leistung  des  Offen- 
barungseides zu  veranlassen.  Das  heutige  Offenbarungseid- 
Verfahren  bietet  aber  dem  Gläubiger  nui  wenig  Aussicht,  zu 
seinem  Rechte  zu  kommen,  da  es  dem  böswilligen  Sdiuldner  die 
verschiedensten  Mittel  und  Wege  offen  läßt,  um  sich  seinen 
Verpfliditungen  zu  entziehen.  Von  der  Unzulänglichkeit  des  jetzigen 
Rechtszustandes  werden  besonders  mittlere  und  kleinere  Gewerbe- 
treibende betroffen,  da  gerade  in  deren  Kundenkreis  die  Waren- 
entnahme auf  Borg  häufig  ist.  Eine  wirklidie  Abhilfe  dieser 
mißlichen  Verhältnisse  kann  nur  durch  Verbesserung  des  Ver- 
fahrens geschaffen  werden.  Die  Ursache  für  den  vielfadi  frucht- 
losen Ausfall  der  Zwangsvollstreckung  ist  vor  allem  darin  zu 
sudien,  daß  der  böswillige  Schuldner  die  in  seinem  Besitz  be- 
findlidien  pfändbaren  Gegenstände  vor  der  Pfändung  längst  bei- 
seite gesdiafft  hat.  ln  zahlreichen  Fällen  wird  der  wirkliche 
Vermögensbestand  des  Sdmldners  durch  sdieinbare  Übertragung 
der  Forderungen,  durdi  Absdiluß  schwindelhafter  Kauf-  und  Miet- 
verträge verdunkelt  und  dem  Zugriff  des  Gläubigers  entzogen. 
Nadi  geltendem  Redit  braucht  der  Schuldner,  gegen  den  die 
Zwangsvollstreckung  fruchtlos  ausgefallen  ist,  lediglich  ein  Ver- 
zeichnis derjenigen  Vermögenstücke,  die  ihm  zur  Zeit  der  Leistung 
des  Offenbarungseides  gehören,  zu  überreic^ien  und  die  Richtigkeit 
und  Vollständigkeit  dieses  Verzeichnisses  zu  beschwören.  Hat 
er  kürzere  oder  längere  Zeit  vorher  irgendwelche  Vermögen- 
stücke selbst  in  anfechtbarer  Weise  veräußert,  dann  braucht  er 
bei  der  jetzigen  Eidesform  hierüber  selbst  auf  Verlangen  des 
Gläubigers  keine  Angabe  zu  machen.  Daß  sehr  oft  die  in 
mißliche  Vermögenslage  geratenen  Schuldner  oder  solche,  die 
von  vornherein  planmäßig  auf  die  Schädigung  ihrer  Gläubiger 
hinarbeiten,  Vermögenstücke  teils  durch  mehr  oder  weniger 
ernstlich  gemeinte  Veräußerung  oder  gar  unentgeltliche  Verfügung 
beseitigen,  ist  Tatsache.  Sehr  wohl  geeignet  zur  Beseitigung 
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der  Alißstände  ist  der  Vorschlag  des  deutschen  Handelstages, 
der  eine  Ausdehnung  des  Offenbarungseides  darauf  vorsieht, 
was  der  Schuldner  im  letzten  Jahre  oder  in  den  beiden  letzten 
entgeltlich  oder  unentgeltlich  und  an  wen  veräußert  hat,  ebenso 
empfehlenswert  dürfte  sodann  die  Ausdehnung  des  Offenbarungs- 
eides auf  das  Einkommen  des  Schuldners  sein. 


Die  Handwerker  wünschen  ein  besonderes  Vorzugsrecht 
für  Kleiderschulden,’)  da  Lohnpfändungen  durcdi  V’orschuß- 
nehmen  oft  vereitelt  werden  und  Schuhmacher  und  Sdmeider, 
um  bei  der  großen  Konkurrenz  Arbeit  und  Verdienst  zu  haben, 
Angestellten  und  Dienstboten  gar  oft  in  Zweifelsfällen  kreditieren 
und  die  Arbeit  auf  gut  Glück,  daß  sie  doch  bezahlt  werden, 
machen.  Die  Arbeit  wird  abgeholt  und  Zahlung  versprochen, 
aber  nicht  geleistet.  Will  der  Handwerker  beimi  Dienstherrn  den 
Lohn  pfänden,  dann  wird  dies  durch  Vorschußnehmen  vereitelt, 
denn  nach  § 850  ZPO.  kann  nur  der  Arbeitslohn  gepfändet 
werden,  der  am  Verfalltag  nicht  erhoben  wird.  Die  Handwerker 
sind  nun  der  Ansicht,  daß  jeder  Mensch  Kleidung  haben  müsse, 
jedenfalls  notwendiger  als  Bier;  nach  dem  Gesetze  werde  die 
Zechprellerei  bestraft,  während  die  Bestellung  von  Schuhen  und 
Anzügen  ohne  Bezahlung  straffrei  bleibe,  denn  der  Beweis,  daß 
sich  der  Besteller  die  Sachen  in  betrügerischer  Absicht  mit  dem 
Willen,  überhaupt  nicht  zu  bezahlen,  habe  machen  lassen,  kann 
fast  nie  erbracht  werden.  Da  der  Wirt  vor  Verlust  viel  besser 
geschützt  ist  als  der  Handwerker,  müßte  gesetzlich  bestimmt 
werden,  daß  für  Bekleidungschulden  der  Lohn  im  voraus  ge- 
pfändet und  vom  Arbeitgeber  dem  Schuldner  an  dem  Lohn- 
zahlungstermin abgezogen  werden  darf. 

Noch  weiter  gehen  die  Vorschläge,  die  im  Konkurse  ein 
Vorzugsrecht  für  alle  kleineren  Forderungen  verlangen, 
weil  einmal  der  Ausfall,  den  der  Kleinmeister  infolge  des  Mangels 
einer  ihn  bevorrechtigenden  Bestimmung  erleide,  sich  für  ihn 
besonders  fühlbar  mache,  sodann  well  zwischen  den  nach 
geltendem  Recht  schon  bevorrechtigten  Forderungen  aus  Dienst- 
lohn und  den  Forderungen  des  Handwerkers  für  gelieferte  Arbeiten 
eine  Verwandtschaft  und  Ähnlichkeit  bestehe.  Die  Bevorzugung 
der  Arbeitsforderungen  des  Handwerkers  müßte  aber  dazu  führen, 
daß  auch  die  Forderungen  des  Kaufmanns  aus  den  von  ihm 
verkauften  Waren  in  gleicher  Höhe  bevorrechtigt  werden  müßten, 


')  Handelskammerbericht,  München  1Ü04,  S.  95. 
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umsomehr  als  sich  eine  sdiaiie  Grenze  zwischen  den  Forderungen, 
die  sich  rechtlich  als  Werklohnforderungen  darstellen,  und  den 


Kaufgeldforderungen  überhaupt  nicht  ziehen  läßt.  Abgesehen 
davon,  daß  die  Anerkennung  neuer  Vorzugsrechte  der  Entwicklung 
des  Konkursrechtes  widerspricht,  steht  zu  befürchten,  daß  die 
Handwerker  durch  die  größere  Rechtsicherheit  verleitet  werden, 
unvorsichtiger  und  viel  bereitwilliger  als  bisher  weiter  zu  borgen. 

Weitgehenden  gesetzlichen  Schutz  ihrer  Forderungen  suchen 
die  Bauhandwerker  schon  seit  1890  durchzuführen  und  schlagen 
insbesondere  vor,  daß  der  Bauunternehmer  als  Kaufmann  gelte 
und  zur  Buchführung  verpflichtet  werden  solle,  daß  das  Baugeld 
bei  Strafe  nur  zu  Bauzwecken  und  nicht  zu  persönlichen  Bedürf- 
nissen verwendet  oder  beiseite  geschafft  werden  dürfe,  daß  das 
Einträgen  erdichteter  Hypotheken  auf  den  Neubau  bestraft,  den 
Bauhandwerkern  dagegen  eine  Sicherungshypothek  eingeräumt 
werden  solle.  Alle  diese  Vorschläge  fanden  im  Jahre  1909  ihre 
Lösung  in  dem  Gesetz  betreffend  Sicherung  der  Bau- 
forderungen. Das  Gesetz  unterscheidet  allgemeine  und 
besondere  Sicherungsmaßregeln.  Nach  den  allgemeinen  ist  der 
Baugeldempfänger  verpflichtet,  das  Baugeld  lediglich  zur  Be- 
friedigung solcher  Personen  zu  verwenden,  die  an  der  Her- 
stellung des  Baues  auf  Grund  eines  Werk-,  Dienst-  oder  Lieferungs- 
vertrages beteiligt  sind.  Unter  Baugeld  ist  das  Geld  zu  ver- 
stehen, das  für  die  Bestreitung  der  Kosten  des  Baues  gegen 
Eintragung  einer  Hypothek  oder  Grundschuld  gewährt  wird.  Um 
nun  die  entsprechende  Baugeldverwendung  zu  sichern,  verpflichtet 
das  Gesetz  jeden,  der  einen  Neu-  oder  Umbau  vornimmt,  zur 
Führung  eines  Baubuches  mit  genau  vorgeschriebenem  Inhalt. 
In  das  Baubuch  sind  einzutragen  die  abgeschlossenen  Dienst-, 
Werk-  und  Lieferungsverträge,  die  Art  der  übertragenen  Arbeiten 
und  die  vereinbarte  Vergütung,  jede  Zahlung,  die  auf  jede 
Forderung  geleistet  ist,  Abtretung,  Pfändungen  und  sonstige  Ver- 
fügungen über  die  zur  Bestreitung  der  Baukosten  zugesicherten 
Mittel,  die  Höhe  des  Baugeldes  sowie  auch  die  Höhe  der  Mittel, 
die  nicht  zur  Bestreitung  der  Baukosten,  gleichwohl  aber  gegen 
Verpfändung  des  Grundstücks  gewährt  worden  sind.  Die  Wirksam- 
keit dieser  Vorschriften  sucht  das  Gesetz  durch  Strafandrohungen 
zu  sichern.  Hat  ein  Baugeldempfänger  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt oder  ist  über  sein  Vermögen  Konkurs  eröffnet  worden, 
so  unterliegt  er  einer  Freiheitstrafe  von  mindestens  einem  Monat 
Gefängnis,  wenn  die  Gläubiger,  für  deren  Befriedigung  das  Bau- 
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geld  bestimmt  ist,  benachteiligt  sind  und  der  Baugeldempfänger 
vorsätzlich  zum  Nachteil  der  Gläubiger  gehandelt  hat.  Um  dem 
Strohmännertum  entgegenzutreten,  besteht  die  Vorschrift,  daß  der 
Name  des  Eigentümers  und  Bauherrn,  Bauleiters  usw.  an  der 
Baustelle  angeschrieben  sein  muß. 

Für  die  Baugläubiger  bedeutet  die  Einführung  des  Baubuches 
und  die  Erhaltung  des  Baugeldes  für  ihre  Forderungen  gewiß 
eine  Verbesserung  gegenüber  dem  bisherigen  Recht,  aber  ohne 
ständige  Überwachung  des  Bauherrn  oder  Unternehmers  wdrd 
der  Wert  der  Maßnahme  nicht  allzu  groß  sein,  denn  auch  die 
strengste  Strafe  verschafft  dem  Gläubiger  das  unterschlagene  Geld 
nicht,  das  er  zu  fordern  hat.  Die  übermäßig  lange  Kreditierung, 
die  gerade  im  Verhältnis  zwischen  Lieferant  und  Baugeldempfänger 
sehr  verbreitet  ist,  wird  den  Wert  des  Baubuches  und  der  anderen 
Maßnahmen  wesentlich  abschwächen,  wenn  nicht  die  Lieferanten 
sich  daran  gewöhnen,  selbst  über  die  gesetzliche  V'erwendung 
der  Baugelder  zu  wachen. 

Die  besondere  Sicherung  der  Bauforderung  besteht  in  einer 
dinglichen,  d.  h.  in  einer  Sicherung,  die  allen  Gläubigern  gegenüber, 
insbesondere  auch  den  Hypotheken-  und  Grundschuldgläubigern 
gegenüber,  in  Betracht  kommt.  Besondere  Bauschöffenämter  sollen 
errichtet  werden.  Die  Grundlage  der  Sicherung  ist  der  Bau- 
vermerk, der  im  Grundbuch  und  zwar  in  dem  für  die  Baustelle 
bestimmten  Folio  vor  dem  Baubeginn  eingetragen  wird.  Mit 
dieser  Eintragung  erwerben  die  Baugläubiger  den  Anspruch  auf 
Eintragung  einer  Hypothek  für  ihre  Bauforderungen,  die  Bau- 
hypothek, und  zwar  erwerben  alle  Baugläubiger  diesen  Anspruch, 
auch  diejenigen,  die  erst  nach  der  Eintragung  Gläubiger  werden. 
Als  Bauforderung  gilt  nur  der  Anspruch  auf  die  vereinbarte 
Vergütung  und  zwar  nur  insoweit,  als  die  Leistung  in  dem  Bau 
verwendet  worden  ist.  Ob  dieser  zweite  Teil  des  Gesetzes  ein- 
geführt wird,  richtet  sich  nach  dem  Ergebnis  der  amtlichen 
Denkschrift  über  den  Bauschwindel. 

c)  Verminderung  der  Kreditveiiuste. 

Haben  es  die  bisherigen  Maßnahmen  mit  vorbeugendem 
Kreditschutz  zu  tun,  so  wollen  die  folgenden  die  Kreditverluste 
vermindern  und  die  Nachteile,  die  aus  der  Kreditgewährung  ent- 
stehen, beseitigen  helfen.  Von  der  Einführung  des  Zwangs- 
vergleiches außerhalb  des  Konkurses Ü versprechen  sich  die 


b Vgl.  Detaillist  Nr.  10,  1913. 
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Gläubiger  eine  V'erringeriing  ihrer  Verluste.  Zahlreiche  Klagen 
weisen  darauf  hin,  daß  bei  vielen  Konkursen  das  Ergebnis  für 
die  Gläubiger  sehr  gering  ist,  weil  die  erheblidien  Kosten  der 
Beitreibung  außenstehender  und  manchmal  rectit  zweifelhafter 
Forderungen,  die  zu  geringe  V^erwertung  der  vorhandenen  Waren 
und  die  Kosten  der  Konkursverwaltung  die  Masse  öfters  fast 
völlig  aufzehren.  Deshalb  suchen  einsichtsvolle  Kaufleute  die 
Konkursverhängung  möglichst  zu  verhüten  und  durch  einen 
Vergleich  mit  dem  Sdiuldner  eine  möglichst  hohe  Quote  ihres 
Guthabens  zu  erhalten.  Sie  sichern  dadurch  überdies  in  den 
meisten  Fällen  die  wirtsctaftliche  Existenz  des  Sdiuldners  und 
verhindern  eine  Sdiädigung  des  übrigen  Handels  durch  Ver- 
schleuderung der  Warenbestände.  Eine  solche  freiwillige  Ver- 
ständigung zwischen  Gläubiger  und  Sdiuldner  ist  häufig  nic+it 
zu  erreidien,  weil  einzelne  Gläubiger,  die  sogenannten  Akkord- 
störer, vielfach  in  der  Absidit,  Sondervorteile  zu  erlangen,  wider- 
streben und  dadurch  schließlich  den  Konkurs  herbeiführen.  Vor 
soldien  vermeidbaren  Sdiädigungen  sollen  die  Gläubiger  durcii 
die  Einführung  des  geric+itlichen  Zwangsvergleiches  außerhalb  des 
Konkurses  bewahrt  werden.  Höhere  Dividende,  kürzere  Dauer, 
billigeres  Verfahren,  Verhinderung  der  Entwertung  der  Masse  und 
Erhaltung  der  Existenz  des  Schuldners  und  des  Kunden,  das 
sind  die  Vorteile,  die  sich  die  Gläubiger  von  der  Einführung  eines 
Gesetzes  über  den  Zwangsvergleich  außerhalb  des  Konkurses 
versprechen. 

Eine  Reform  der  Preußischen  (jerichtsvollzieher- 
Ordnung  von  1900  soll  den  geschädigten  Gläubigern  eine 
bessere  Eintreibung  ihrer  Forderungen  ermöglichen.  Unter  der 
alten  Ordnung  vor  1900  hat  der  freie  Wettbewerb  unter  den 
Gerichtsvollziehern  zu  unliebsamen  Konkurrenzkämpfen  geführt, 
und  auch  das  eigene  Interesse  der  Gerichtsvollzieher  an  der  Er- 
teilung von  Aufträgen  hat  sie  manchmal  zu  einer  einseitigen  über- 
scharfen Ausführung  von  Aufträgen  verleitet.  Seit  1900  klagen 
die  Gläubiger,  daß  die  Gerichtsvollzieher  ihr  Amt  völlig  büro- 
kratisch auffassen,  daß  ihr  Diensteifer  erheblich  nachgelassen  hat, 
daß  die  Zwangsvollstredcungen  in  zahlreichen  Fällen  fruchtlos 
ausfallen,  obwohl  die  Schuldner  zweifellos  pfändbare  Gegenstände 
besitzen,  daß  sich  die  Zustellungen  durch  die  Verteilungsstellen 
verlangsamen,  daß  die  Bezirkseinteilung  zwischen  Gerichtsvollzieher 
und  Schuldner  unliebsame  Beziehungen  ermögliche,  die  eine 
ordnungsmäßige  Ausführung  der  Aufträge  ungünstig  beeinflussen 
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könnten  und  dergleichen.  Zur  Beseitigung  aller  dieser  für  die 
Gläubiger  schädlidien  Mißstände  verlangen  die  Kaufleute  die 
Wiederherstellung  der  freien  Wahl  der  Geriditsvollzieher  durdi 
den  Auftraggeber  und  die  Erhöhung  des  Gebührenanteils  des 
Gerichtsvollziehers  auf  50‘*;„. 

Große  Hoffnungen  setzen  die  Gläubiger  audi  auf  eine 
Reform  des  Lohnbeschlagnahme-Gesetzes  von  1869,') 
wonach  die  öffentlichen  Beamten  und  Privatbeamten  in  ver- 
sdiiedener  Weise  gegen  Pfändungen  geschützt  sind.  Beiden 
gemeinsam  ist  nur  der  Schutz  von  1500  M ihres  Einkommens. 
Was  über  diese  Summe  hinaus  eingenommen  wird,  kann  den 
Privatbeamten  im  ganzen  Umfang  abgepfändet  werden,  während 
den  öffentlichen  Beamten  auch  hiervon  noch  “ geschützt  sind. 
Eine  Änderung  des  Schuld-  und  Pfändungsrechtes  wird  heute 
von  zwei  Seiten  erstrebt,  einmal  von  den  Angestellten,  die  eine 
Gleichstellung  mit  den  öffentlichen  Beamten  insoweit  erhalten 
wollen,  daß  auch  bei  ihnen  der  Betrag,  der  die  Gehaltsgrenze 
von  1500  M übersteigt,  nur  zu  '/g  gepfändet  werden  kann;  auf 
der  anderen  Seite  sind  die  Gläubiger  und  Lieferanten  bemüht, 
eine  Änderung  des  Gesetzes  von  1869  über  die  Beschlagnahme 
des  Arbeits-  und  Dienstlohnes  zu  erlangen,  insofern  als  sie  den 
Betrag  von  750  M als  Mindestgrenze  für  hoch  genug  halten. 
Gegen  die  Gleichstellung  mit  den  Staatsbeamten  spricht  mancherlei. 
Die  Anstellungsverhältnisse  der  Staatsbeamten,  die  drohenden 
Disziplinarstrafen  bei  leichtfertigem  Schuldenmachen,  die  Sicherheit 
ihrer  Einkommen  meist  in  unkündbarer,  pensionsberechtigter 
Stellung  und  die  häufigen  Gehaltsteigerungen  bieten  bei  be- 
scheidener Kreditierung  den  Gläubigern  immerhin  genügende 
Sicherheit.  Alle  diese  Verhältnisse  treffen  aber  auf  die  Privat- 
beamten in  den  wenigsten  Fällen  zu.  Das  Eingehen  von  Schulden 
wird  selten  durch  dienstliche  Rücksichten  eingedämmt,  weder  die 
Höhe  des  Einkommens  noch  die  Dauer  der  Beschäftigung  ist 
stetig,  und  durch  Stellungs-  und  Aufenthaltswechsel  kann  sich  der 
Schuldner  leicht  seinen  Verpflichtungen  entziehen.  Bedenken 
gegen  die  Bestimmung,  daß  auch  dem  Privatangestellten  des 
1500M  übersteigenden  Einkommens  geschützt  sein  sollen,  könnten 
nur  die  Lieferanten  erheben.  Da  aber  die  Kreditgewährung  für 
sie  mit  einem  größeren  Risiko  verbunden  sein  würde,  hätten  sie 

M Auf  Veranlassung'  des  Reichsamts  des  Innern  haben  alle  Interessen- 
vertretungen von  Handel  und  Gewerbe  im  Jahre  1908  Gutachten  hierüber 
erstattet,  die  in  den  einzelnen  Kammerberichten  veröffentlicht  sind. 
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eine  bessere  Handhabe,  um  das  Kreditwesen  einzusdiränken  und 
mehr  als  bisher  auf  Barzahlung  zu  bestehen.  Dadurch  würde 
ihnen  einigermaßen  ein  großer  Dienst  geleistet  werden,  ebenso 
wie  den  Privatangestellten,  die  sich  an  die  wirtschaftlich  ver- 
nünftigere Barzahlung  gewöhnen  müssen. 

Gegen  die  Erweiterung  der  Pfändbarkeitsgrenze  sprechen 
nach  der  Ansicht  der  Lieferanten  die  sdiwerwiegendsten  Be- 
denken. Die  Kluft  zwischen  selbständigen  Gewerbetreibenden 
und  Angestellten  werde  noch  vergrößert,  umsomehr  als  es  für 
die  Selbständigen  ein  Existenzminimum  bisher  überhaupt  nicht 
gebe,  während  jetzt  für  den  Angestellten  und  Arbeiter  immerhin 
ein  Betrag  von  täglich  4,10  M verbleibe.  Die  Erweiterung  der 
Unpfändbarkeitsgrenze  würde  geradezu  als  Prämie  auf  leiciit- 
sinniges  Kreditnehmen  und  gewissenloses  Schuldenmachen  wirken. 
Handwerker  und  Gewerbetreibende,  denen  es  bisher  schon  er- 
schwert sei,  ihre  aus  Kreditgewährung  an  Angestellte  und  Arbeiter 
herrührenden  Gläubigerrechte  befriedigt  zu  erhalten,  würden  dann 
zu  vorbeugender  Selbsthilfe  greifen  und  den  Kunden  abweichend 
von  der  bisherigen  Übung  den  Kredit  auf  das  äußerste  be- 
schränken, wenn  nicht  ganz  und  gar  entziehen. 

d)  Repressivmaßnahmen. 

Den  Kreditverkehr  wollen  die  Gläubiger  auch  durch  Straf- 
bestimmungen aufrecht  erhalten  wissen  und  schlagen  insbesondere 
eine  Reform  des  Konkursstrafrechtes 0 vor.  Strafbarer 
Bankrott  solle  nicht  nur  im  Falle  der  Zahlungseinstellung  oder 
Konkurseröffnung  wie  bisher  angenommen  werden,  sondern  auch 
bei  Ablehnung  der  Konkurseröffnung  mangels  hinreichender 
Masse  und  endlich  im  Falle  des  außergerichtlichen  Vergleiches.  — 
Ein  besonders  wirksamer  Schutz  gegen  Kreditschwindler  und 
-betrüger  fehlt  bisher  noch,  während  der  Gläubiger  Kredit- 
unwürdigen gegenüber  rechtlich  besser  gestellt  ist.  Erfährt 
nämlich  der  Gläubiger  schon  während  der  Zeit,  in  der  er  noch 
mit  dem  Schuldner  in  Geschäftsbeziehungen  steht  und  noch  nicht 
vollständig  geliefert  hat,  von  dessen  Unsicherheit,  so  gewährt 
ihm  § 119,2  BGB.  einen  Schutz  und  das  Recht,  das  Geschäft 
wegen  Kreditunwürdigkeit  des  Schuldners  anzufechten.  Eine 
Erweiterung  des  Betrugsbegriffs  soll  dem  Mißbrauch 
begegnen,  daß  pfandlose  Personen  Waren  auf  Kredit  nehmen, 

')  V'orsdilag  der  Handelskammer.  Kegensburjj.  Beilage  zum  Jahrgang 
1912  der  .Mitteilungen“. 
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obwohl  sie  wissen,  daß  sie  diese  niemals  bezahlen  können. 
Während  ein  Landstreicher,  der  ohne  einen  Pfennig  zu  besitzen, 
sich  in  einer  Kneipe  Speise  und  Trank  hat  verabreichen  lassen, 
mit  Recht  wegen  Zechprellerei  bestraft  wird,  sind  die  Meinungen 
darüber  geteilt,  ob  die  im  Geschäftsverkehr  als  schwindelhafte 
Krediterschleichung  angesehenen  Handlungen  nach  § 263  StrGB. 
als  Betrug  zu  bestrafen  sind.  Wenn  zum  Beispiel  ein  Kunde 
noch  unmittelbar  vor  seinem  Vermögenszusammenbruch  Waren 
auf  Kredit  bestellt,  also  wissentlich  die  wahre  Tatsache  einer 
Zahlungsunfähigkeit  verschwiegen  hatte,  so  sind  dennoch  in 
solchen  Fällen  Freisprechungen  erfolgt,  mit  der  Begründung,  es 
sei  nicht  nachzuweisen,  daß  der  Schuldner  die  Hoffnung,  doch 
noch  bezahlen  zu  können,  schon  aufgegeben  hätte.  Da  es  nach 
dem  jetzigen  Stande  der  Gesetzgebung  unmöglich  ist,  dem  immer 
mehr  um  sich  greifenden  Kreditbetrug  beizukommen,  weil  die 
verlangte  Voraussetzung,  daß  der  Schuldner  schon  beim  Ge- 
schäftsabschluß die  Absicht  gehabt  habe,  die  Forderung  nicht  zu 
bezahlen,  in  den  meisten  Fällen  nicht  nachgewiesen  werden  kann, 
so  befürwortet  der  Verein  Kreditreform  die  Schaffung  eines 
besonderen  Kreditbetrugparagraphen  im  StrGB. 
Nach  Kleinrath^)  soll  als  arglistige  Täuschung  auch  die  Ver- 
schweigung der  wahren  Verhältnisse,  insbesondere  der  Zahlungs- 
unfähigkeit angesehen  werden,  wenn  diese  im  Widerspruch  zur 
Lebenshaltung  oder  den  sonstigen  Verhältnissen  des  Kredit- 
suchenden stehen  und  wenn  dieser  den  dadurch  hervorgerufenen 
Irrtum  des  Gläubigers  erkennt  und  mit  dem  Bewußtsein  ausnutzt, 
daß  ihm  der  Gläubiger  sonst  den  Kredit  nicht  gewähren  würde. 

*)  In  seiner  Sdirift:  Kreditbetrug,  S.  24. 


IV.  Kapitel. 

Reformversuche  zur  Beseitigung  des  Warenkredits. 

Durch  die  bisher  aufgeführten  Kreditsidierungsmittel  der 
Selbst-  und  Staatshilfe,  die  dazu  beitragen,  den  Gläubiger  statt 
zur  Vorsidit  anzuhalten  nur  in  Sidierheit  zu  wiegen  und  noch 
vertrauenseliger  zu  madien,  wird  die  zeitgemäße  Kreditreform 
nur  nodi  weiter  hinausgesdioben,  denn  so  nützlich  selbst  Be- 
schränkungen der  Kredite  auf  kurze  Fristen  sein  können,  so 
sind  doch  derartige  Bestimmungen  gewöhnlich  sehr  dehnbar  und 
werden  nidit  überall  eingehalten,  da  die  Zwangsmittel  zur  Durch- 
führung fehlen.  Hier  kann  es  nur  heißen:  entweder  Barzahlung 
oder  es  bleibt  beim  alten  Borgzustand. 

1.  Barzahlungsbestrebungen. 

Während  es  Gastwirten,  Friseuren,  Zeitungsverlegern,  Straßen- 
und  Eisenbahnen  mit  Hilfe  des  Abonnements  gelungen  ist,  für 
ihre  künftigen  Leistungen  und  Lieferungen  sdion  Wochen  und 
Monate  voraus  Barzahlung  zu  erhalten,  haben  namentlidi  Klein- 
handelsbetriebe wenigstens  Leistung  Zug  um  Zug  durchzusetzen 
verstanden.  Gerade  die  viel  angefeindeten  Warenhäuser  und 
Konsumvereine  haben  das  große  Verdienst,  die  Detailkundschaft 
durdi  das  streng  durdhgeführte  Prinzip  der  Barzahlung  mehr  und 
mehr  zu  baren  Einkäufen  erzogen  zu  haben.  Wie  die  Waren- 
häuser, eine  Schöpfung  der  Unternehmer,  dieses  Ziel  durch 
niedrige,  aber  feste  Barpreise  erreicht  haben,  so  suchten  die 
Konsumvereine,  eine  Schöpfung  der  Konsumenten,  durdi  die 
vielen  Vorteile,  die  sie  ihren  Mitgliedern  zugute  kommen  lassen, 
insbesondere  durdi  die  Dividendenverteihmg  am  Jahresende  den 
Warenkredit  zu  beseitigen. 

Um  die  Zugkraft  der  Konsumvereinsdividende  auszugleichen, 
sah  sidi  der  übrige  Kleinhandel  genötigt,  dem  barzahlenden 
Käufer  einen  Vorteil  vor  dem  Borgenden  einzuräumen  und  hat 
sidi  nach  den  fehlgeschlagenen  Versuchen  der  Erwerbsrabatt- 
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gesellschaften  endlich  den  gemeinnützigen  Rabattsparvereinen*) 
angeschlossen,  die  durch  Ausgabe  einer  einheitlichen  Rabatt- 
marke für  wirtschaftlich  denkende  Käufer  einen  Anreiz  zur  Bar- 
zahlung bieten.  Die  Vorteile  der  Rabattausgabe  für  den  Händler 
bestehen  in  der  Verminderung  der  Konkurrenz  durch  die  Organi- 
sation der  Händler,  in  der  Umsatzsteigerung  und  Sicherung  eines 
festen  Kundenstammes,  in  der  Einschränkung  und  Beseitigung 
des  Borgunwesens  und  in  der  Förderung  der  Barzahlung,  in 
rascherem  Kapitalumschlag  und  in  günstiger  Beeinflussung  des 
Betriebsergebnisses  sowie  in  der  Ersparung  aller  Mahn-  und 
Klagesachen,  Risikoprämien  und  Ausfällen.  Als  Vorteile  für  die 
Konsumenten  werden  gerühmt:  Erziehung  zur  Barzahlung  und 
zur  Spartätigkeit,  Prämiierung  des  Barzahlers  auf  Kosten  des 
Kreditnehmers,  Bekämpfung  der  Käuferunsitten,  des  Handelns 
und  Marktens  durch  Einführung  fester  Preise.  Es  mehren  sich 
in  letzter  Zeit  jedoch  die  Stimmen,  die  sich  gegen  dieses  Mittel 
der  Selbsthilfe  und  gegen  die  Rabattauswüchse  aussprechen,  da 
der  ursprüngliche  Zwech,  die  Barzahlung  zu  fördern,  durch  die 
weite  Verbreitung  des  Rabatts  nach  und  nach  wieder  aufgehoben 
werde.  Dasselbe  Ziel  verfolgen  jetzt  auch  mehr  und  mehr  die 
Detaillistenverbände  durch  ein  eigenes  Rabattsystem,  ohne  jedoch 
den  Mitgliedern  eine  Extrasteuer  in  Form  der  Rabattmarken  auf- 
zuerlegen, indem  sie  Gutscheine  ausgeben  und  bei  Einkäufen 
von  20  M ungefähr  1 M vergüten. 

Während  die  Rabattsparvereine  die  Barzahlung  beim  Verkauf 
an  die  Konsumenten  fördern  wollen,  haben  die  Einkaufs- 
genossenschaften den  Zweck,  die  Vorteile  des  Großbezuges 
und  der  Barzahlung  beim  Einkauf  auszunutzen.  Die  Vorteile  des 
gemeinsamen  Einkaufs  bestehen  u.  a.  darin,  daß  sich  die  Preise 
durch  Barzahlung  niedriger  stellen,  daß  Frachtkosten  und  größeres 
Betriebskapital  erspart,  daß  die  Kleinhändler  von  der  Schuld- 
knechtschaft bei  den  Großhändlern  befreit  werden.  Während  die 
Verbände  den  Einkauf  bei  den  Verbandslieferanten  bar  bezahlen, 
stellen  sie  den  Mitgliedern  frei,  bis  längstens  3 Monate  Ziel  zu 
nehmen.  Da  die  Zulassung  zu  den  Einkaufsverbänden  meist  auf 
Firmen  mit  wenigstens  100000  M Jahresumsatz  beschränkt  ist, 
so  sind  viele  Kleingewerbetreibende  von  den  Vorteilen  des  Groß- 
bezuges ausgeschlossen. 


‘I  Beythien;  Gemeinnütziges  Rabattsparvereinswesen.  — Ibid.; 
Entwicklung  der  Rabattsparvereine  sowie  Fauctierre:  Die  Händlerrabatt- 
sparvereine. 
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Durch  die  Warenhäuser,  Konsum-  und  Rabattvereine  ist 
schon  ein  .großer  Teil  der  Konsumenten  zur  Barzahlung  erzogen, 
die  große  Mehrzahl  aber  von  der  Borggewohnheit  allmählidi  ab- 
zubringen, ist  das  Ziel  der  Aufklärungsarbeit,  wie  sie  durch 
eine  Reihe  von  Vereinigungen  (Käufer-  und  Hansabund  sowie 
Handels-  und  Gewerbekammern)  in  Tageszeitungen  und  öffent- 
lichen Vorträgen  betrieben  wird  — bisher  leider  ohne  nennens- 
werten Erfolg.  Die  Vereinigungen  beschränken  sich  auf  allgemein 
gehaltene  Aufforderungen,  die  Handwerkerrechnungen  zu  bezahlen, 
die  jedoch  von  den  Konsumenten  ebenso  wenig  gelesen  wie 
befolgt  werden.  Der  Rat,  Borggeschäfte  zu  boykottieren,  geht 
wohl  zu  weit,  immerhin  sollten  die  Konsumenten,  die  an  Bar- 
zahlung gewöhnt  sind,  beim  Einkauf  solc^ie  Geschäfte,  die  sofortige 
Bezahlung  verlangen,  und  Handwerker,  die  pünktlich  Rechnung 
senden,  bevorzugen  und  die  andern  meiden.  Zur  Aufklärungs- 
arbeit gehört  auch  die  bessere  wirtschaftliche  Erziehung  der  Frau, 
um  sie  zu  einer  sparsameren  Haushaltung  zu  veranlassen. 
Namentlich  Arbeiterfrauen  kaufen  oft  aus  Leichtsinn  oder  infolge 
der  Unfähigkeit,  den  Bedarf  bis  zum  nächsten  Lohntag  zu  über- 
schlagen, eine  Menge  Sachen,  die  überflüssig  und  unnütz  sind 
und  oft  schon  bald  verderben.  Nicht  selten  verzehren  sie  auch 
den  Vorrat  so  rasch,  daß  sie  während  der  letzten  Tage  vor  dem 
Lohntag  darben  müssen.  Andere  kaufen  ihre  Waren  von  Tag 
zu  Tag  auf  leichtfertigen  Borg,  wodurch  ebenfalls  ein  Überschlagen 
und  eine  wirtschaftliche  Einteilung  der  Bedürfnisse  erschwert  oder 
verhindert  wird.  Das  Borgen  ist  also  eine  Bildungs-  und  Er- 
ziehungsfrage insofern,  als  sie  mit  einer  gesunden  Verwaltung 
und  vernünftigen  Verwendung  des  eigenen  Vermögens  zusammen- 
hängt. Ein  vernünftiger  und  gewissenhafter  Hausherr  wird  nicht 
borgen,  wenn  er  es  nicht  nötig  hat,  sondern  wird  genau  über 
Einnahmen  und  Ausgaben  Buch  führen,  Unentbehrliches  vom  Ent- 
behrlichen zu  unterscheiden  vermögen  und  sich  im  übrigen  nach 
der  Deche  zu  strechen  suchen. 

Aber  auch  die  Lieferanten  müssen  durch  Aufklärung  all- 
mählich zur  Einsicht  kommen,  daß  nur  im  Zusammenschluß  aller 
die  wirksamste  Waffe  zur  Bekämpfung  des  Borgunwesens  liegt. 
Durch  Verständigung  und  gemeinsame  Selbsthilfe  suchen  heute 
schon  die  Kleinhandelsvereine  dieselben  Ziele  zu  erreichen,  wie 
die  Rabattsparveine,  fürchten  aber  durch  gewaltsame  Maßnahmen 
die  Kundschaft  zu  verdrängen  und  haben  daher  keine  Erfolge 
aufzuweisen.  Ebenso  wenig  erreichen  sie  durch  halbe  Maßnahmen 
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wie  monatliche  oder  vierteljährliche  Rechnungssendung,  Be- 
schränkung des  Kredits  auf  einen  Monat  oder  ein  Quartal,  da 
Sülche  Bestimmungen  viel  zu  dehnbar  sind  und  je  nach  dem 
Entgegenkommen  des  Lieferanten  ausgelegt  werden.  Durch  die 
Not  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  getrieben,  sehen  auch  die 
Handwerker  mehr  und  mehr  die  Vorteile  rascherer  Zahlungsweise 
und  schnelleren  Umsatzes  als  die  Grundbedingung  alles  gesciiäft- 
lichen  Aufblühens  ein  und  gehen  allmählich  selbst  zu  deren  Ver- 
besserung über.  Wenn  die  Handwerkskammern  durch  energische 
Agitation  weiter  fördernd  und  helfend  eingreifen,  so  läßt  sich 
doch  in  absehbarer  Zeit  ein  Wechsel  in  den  Anschauungen  aller 
Handwerker  herbeiführen  und  auf  einen  vollen  Erfolg  hoffen, 
denn  das  Borgunwesen  ist  viel  zu  tief  eingewurzelt,  als  daß  es 
sich  in  kurzer  Zeit  beseitigen  ließe,  dazu  gehört  ein  jahrelang 
planmäßig  fortgesetztes  Vorgehen  in  Wort  und  Schrift.  Der 
Mangel  an  Solidaritätsgefühl,  der  Konkurrenzneid  und  vielfach 
auch  der  Mangel  an  Können  und  Wissen  und  hiermit  in  Zu- 
sammenhang die  Furcht  vor  Verlusten  an  Kunden  verhindern 
heute  noch  im  Handwerk  ein  geschlossenes  Vorgehen,  obwohl 
die  Innungen  sehr  wohl  geeignet  wären,  die  Kreditreform  durch- 
zuführen. 


2.  Förderung  der  Kapitalbildung. 

Da  der  Borg  zur  Verschwendung  führt,  also  ein  Feind  des 
Sparens  ist,  so  ist  die  Hebung  des  Sparsinnes  der  Bevölkerung 
ein  wertvolles  Mittel,  die  Kapitalbildung  zu  fördern  und  eine 
wirtschaftlichere  Verwendung  der  Güter  herbeizuführen.  Kreis- 
und  Gemeinde-,  Schul-  und  Werksparkassen  suchen  dieses  Ziel 
allmählich  zu  erreichen  und  haben  bereits  günstige  Erfolge  auf- 
zuweisen. Gerade  die  kleinen  Leute  werden  dadurdi  wirtschaftlich 
selbständiger  und  sind  beiUnglüchsfällen  weniger  der  Bewucherung 
oder  Verarmung  ausgesetzt,  da  sie  immer  noch  auf  die  ersparten 
Gelder  zurückgreifen  können. 

Eine  größere  wirtschaftliche  Selbständigkeit  will  die  Meister- 
schaftsaussteuer den  Handwerkern  bringen.  Da  sich  sehr 
viele  Gewerbetreibende  ohne  ausreichendes  Kapital  und  allzu 
früh  kaum  nach  beendeter  Lehrzeit  selbständig  machen,  so  zieht 
schon  gleich  zu  Anfang  die  Sorge  um  Geld  und  Arbeit  mit  in 
die  Selbständigkeit,  und  es  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit,  wann 
der  Zusammenbruch  erfolgt.  Es  soll  daher  dem  jungen  Hand- 
werker Gelegenheit  gegeben  werden,  durch  richtig  angewandte 
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Spartäti^jkeit  schon  beizeiten  an  die  Ansammlung  eines  Kapitals 
zu  denken,  das  ihn  später  in  die  Lage  versetzt,  seine  Selbst- 
ständigkeit zu  begründen.  Als  besondere  Vorteile  einer  derartigen 
Versicherung  werden  hervorgehoben:  1 der  Handwerker  erhält 
zu  einem  Zeitpunkt,  an  dem  in  der  Regel  die  Selbständigkeit 
erfolgt,  eine  gewisse  Summe,  die  ihm  den  Übergang  von  der 
Abhängigkeit  eines  Gesellen  zur  Unabhängigkeit  des  Meisters 
erleichtert.  2.  Wird  der  Geselle  dadurch,  daß  die  Auszahlung  in 
eine  vorgerückte  Lebenszeit  fällt,  davon  abgehalten,  sich  zu  früh 
selbständig  zu  madien.  3.  Legt  die  Form  der  Versic+ierung  dem 
Gesellen  den  Zwang  zum  Sparen  auf. 

3.  Regelung  des  Einkommens. 

Während  in  Preußen  die  Staatsbeamten  das  Gehalt  schon 
drei  Monate  voraus  erhalten,  werden  in  Sachsen,  Bayern  und 
Württemberg  die  Gehälter  nur  einen  Monat  vorausgezahlt.  Die 
Staatsbeamten  sind  also  durch  die  Fürsorge  des  Staates  so  ge- 
stellt, daß  sie  sorgenfrei  leben  und  auf  die  Kreditbenutzung  ver- 
zichten können,  ohne  genötigt  zu  sein,  Schulden  zu  madien.  Fs 
mag  immerhin  bedenklich  erscheinen,  eine  so  große  Summe  wie 
das  Gehalt  für  drei  Monate  auf  einmal  auszuzahlen,  weil  Leute 
mit  gering  ausgeprägtem  Wirtschaftssinn  damit  oft  nidit  hauszu- 
halten wissen,  es  kommt  daher  häufig  vor,  daß  in  der  ersten 
Zeit  nach  der  Gehaltsauszahlung  aus  dem  Vollen  gewirtschaftet 
wird,  bald  aber  schion  die  Lebensmittel  geborgt  werden.  Nicht 
mit  Unredit  heißen  die  Monate  vor  dem  Quartal  im  Volksmunde 
„Wassermonate“. 

Viel  ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  der  Privatange- 
stellten. Da  ihre  Gehälter  nicht  pränumerando  wie  bei  den 
Staatsbeamten,  sondern  postnumerando  ausgezahlt  werden,  so 
sind  unbemittelte  Angestellte,  wenn  sie  zum  ersten  Male  in 
Stellung  gehen,  gezwungen,  entweder  vier  Wochen  auf  Kredit 
zu  leben  oder  Vorsdiuß  zu  erbitten.  Vorschußgesuche  sind  aber 
nicht  allzu  gern  gesehen  und  werden  gerade  von  zartfühlenden 
Angestellten  gemieden,  so  daß  die  Eingehung  von  Sdiulden  an 
anderer  Stelle  vorgezogen  wird.  Am  schlimmsten  ergeht  es  jungen 
Leuten  von  außerhalb,  die  ohne  Familienanhang  auf  möblierte 
Zimmer,  Restaurants  und  Pensionate  angewiesen  sind.  Miete 
oder  Pension  soll  für  den  ganzen  Monat  vorausbezahlt  werden, 
während  das  Gehalt  erst  am  Monatschluß  fällig  ist.  Aber  selbst 
da,  wo  Angehörige  für  den  Anfang  Vorsorgen,  hat  die  monatliche 
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Gehaltszahlung  noc+i  Nachteile.  Junge  Leute,  die  sich  mit  Geld 
nicJit  einzurichten  verstehen,  leben  oft  in  den  Tag  hinein,  wenn 
sie  am  Monatsersten  eine  größere  Summe  auf  einmal  erhalten. 
Am  Monatsende  oder  noch  früher  fehlt  es  nidit  selten  am  Nötigsten, 
wenn  nidit  Gehaltsvorsc+iuß  oder  gute  Bekannte  aushelfen.  Soldie 
Angestellte  kommen  aber  aus  den  Schulden  nie  heraus  und  suchen 
sich  durch  Unterschlagung  oder  Veruntreuung  von  Geldern  zu 
erhalten.  Diese  Übelstände  ließen  sich  ganz  bedeutend  verringern, 
wenn  nach  dem  englischen  und  amerikanischen  Vorbild  die  dort 
gebräuchliche  wöchentliche  Gehaltszahlung^)  auch  in  Deutsch- 
land Eingang  fände.  Dann  bekäme  der  Anfänger  schon  nach  acht 
Tagen  seine  erste  Zahlung,  der  Grund  zum  Vorschußnehmen  fiele 
fort,  die  Angestellten  würden  lernen  ihre  Ausgaben  besser  ein- 
zuteilen und  weniger  Schulden  machen.  Auch  verheiratete  An- 
gestellte mit  kleinem  Einkommen  würden  sorgenfreier  leben, 
während  kleine  Haushaltungen  jetzt  die  Lebensmittel  den  ganzen 
Monat  hindurch  auf  Buch  nehmen  müssen.  Für  den  gewährten 
Kredit  halten  sich  die  Händler  gewöhnlich  durch  Preisaufschlag 
und  knappes  Gewicht  schadlos.  Würde  das  Gehalt  wöchentlich 
ausgezahlt,  so  könnten  die  Angestellten  bar  bezahlen  und  dafür 
vorteilhafter  einkaufen. 

Sehr  verschieden  sind  auch  die  L o h n z a h 1 u n g s t ag e 
der  Arbeiter'-)  geregelt.  Während  in  den  meisten  Industrie- 
zweigen heute  schon  die  acht-  oder  höchstens  vierzehntägige 
Lohnzahlung  eingeführt  ist,  erhalten  die  Bergarbeiter  den  Lohn 
gewöhnlich  in  zwei  Raten  ausgezahlt,  etwa  zwischen  dem  5.  und 
10.  des  Monats  sowie  22.  bis  25-  Als  natürlicher  Zeitraum  für 
die  Auslöhnung  empfiehlt  sich  wohl  die  Woche.  Gegen  diese 
Entlohnungsweise  machen  aber  die  Arbeitgeber  mancherlei  geltend. 
Die  Eigenartigkeit  des  Bergwerks  bringe  es  mit  sich,  daß  bei 
der  Akkordberechnung  kürzere  Perioden  als  ein  Monat  nicht 
wohl  zugrunde  gelegt  werden  können.  Durch  die  Wochen- 
löhnungen würden  wegen  der  verschiedenen  Arbeiten  in  den 
Lohnbeträgen  außerordentliche  Schwankungen  eintreten,  auch  aus 

')  Ein  ähnlidier  Vorschlag  findet  sidi  in  der  „Bank“  1908,  S.  518, 
mit  der  Begründung,  daß  dieses  Mittel  geeignet  sei,  der  temporären  Geld- 
knappheit ihre  Schärfe  zu  nehmen  und  den  Andrang  am  Quartals-  und 
Monatsersten  zu  beseitigen. 

‘0  Pieper,  Die  Lage  der  Bergarbeiter  im  Ruhrrevier  S.  00  und  68, 
sowie  die  Handelskammerberidite,  insbesondere  gibt  die  Ansichten  der 
Unternehmer  der  Handelskammerbericht  Dortmund  1908  wieder.  üe.\m  an  n, 
a.  a.  O.  S.  25. 
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anderen  Gründen  würde  es  kein  Vorteil  sein,  wenn  die  Lohn- 
zahlungen häufiger  stattfinden,  häufig  genug  komme  es  vor,  daß  | 

nach  der  Lohnzahlung  viele  Arbeiter  willkürlich  feiern,  auch  passe 
sidi  die  monatweise  Beredmung  und  Zahlung  der  Löhne  den 
ebenfalls  monatweise  zu  entriditenden  Wohnungsmieten  der 
Bergarbeiter  gut  an.  Ein  vergleichender  Blidt  auf  die  wirt- 
schaftlidi-soziale  Bedeutung  der  wöchentlidien  Lohnauszahlung 
spridit  trotzdem  zu  deren  Gunsten.  Das  Sdiwanken  der  Löhne 
ist  und  bleibt  Eigenart  des  Bergbaues  und  kommt  auch  bei  i 

monatlicher  Zahlung  zum  Ausdrud<.  Ob  das  Trinken  und  Feiern 
infolge  wöchentlidier  Lohnzahlungen  stärker  auftreten  wird,  ist 
zum  mindesten  zweifelhaft.  An  den  heute  üblidien  Lohnterminen 
verleitet  besonders  der  Umstand  dazu,  daß  der  Bergmann  einen 
ziemlich  großen  Geldbetrag  auf  einmal  in  Händen  hat  und  außer- 
dem viele  nach  langer  Entbehrung  das  Bedürfnis  fühlen,  ein 
oder  zweimal  im  Monat  sich  aufzuheitern.  Der  Haushalt  des 
Ruhrbergmanns  zeigt  einen  auffallenden  Mangel  an  Wirtschaft- 
lichkeit, praktischem  Überblick  und  ökonomischer  Verteilung  der 
Ausgaben;  in  unwirtschaftlicher,  unüberlegter  Weise  werden  Lebens- 
mittel für  einen  halben  oder  ganzen  Monat  zusammengekauft 
oder  vielmehr  geborgt,  die  teilweise  verderben  oder  vorzeitig 
aufgezehrt  werden,  ohne  daß  sie  den  Abstand  vom  nächsten  * 

Lohntag  überschlagen.  Bei  wöchentlicher  Lohnzahlung  würde 
sich  der  Arbeiter  an  einen  besseren  Überblick  über  den  häuslichen 
Bedarf  gewöhnen  und  mit  der  kleineren  Lohnsumme  vernünftiger  ^ 

wirtschaften;  ebenso  würde  er  nicht  so  leicht  borgen  und  in  die 
Abhängigkeit  der  Händler  geraten.  Die  wöchentliche  Lohn-  i 

Zahlung  hat  also  einen  erzieherischen  und  ökonomischen  Vorteil,  } 

der  noch  viel  mehr  berücksichtigt  werden  sollte,  als  es  bisher  ^ 

geschieht.  Nach  § 119  a Abs.  2 der  RGO.  kann  durch  statu- 
tarische Bestimmungen  einer  Gemeinde  für  alle  oder  gewisse 
Arten  von  Gewerbetreibenden  festgesetzt  werden,  daß  Lohn  und  \ 

Abschlagszahlungen  in  festen  Fristen  erfolgen  müssen,  die  nicht 
länger  als  einen  Monat  und  nicht  kürzer  als  eine  Woche  sein 
dürfen.  Die  wöchentliche  Lohnzahlung  würde  nach  Ansicht  der 
Arbeitgeber  mehr  Schaden  als  Nutzen  stiften,  denn  mit  der  Ver-  I 

mehrung  der  Lohnzahlungstage  vermehre  sich  der  Alkoholkonsum, 
mit  dem  Alkoholkonsum  aber  die  Feierschichten,  während  Arbeits- 
leistung  und  Arbeitsverdienst  abnehmen  und  somit  die  wirt- 
schaftliche und  soziale  Lage  des  Arbeiters  sich  verschlechterten. 

Die  längere  Lohnfrist  soll  auf  strebsame  und  solide  Arbeiter 
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vorteilhaft  wirken,  indem  sic  diese  lehrt,  mit  größeren  Summen 
wirtschaftlich  zu  rechnen,  während  leichtsinnige  allerdings  gerade 
dadurch,  daß  sie  eine  größere  Summe  auf  einmal  erhalten,  erst 
recht  zu  unwirtschaftlichen  Ausgaben  verleitet  werden.  Andere 
Vorschläge  gehen  wenigstens  dahin,  den  Lohnzahlungstag 
auf  einen  anderen  Tag  als  den  Sonnabend  zu  verlegen,^)  der 
die  Arbeiter  zu  überreichlichem  .Mkoholkonsum  verleitet.  Hier- 
durch soll  vermieden  werden,  daß  die  Lebensmittel  auf  Borg 
genommen  werden  müssen. 

Ebenso  der  Reform  bedürftig  werden  die  Lohntermine 
in  der  Landwirtschaft^)  empfunden.  Da  auf  dem  Lande  die 
Dienstpflichtigen  nicht  monatlich  oder  vierteljährlich,  sondern  nur 
alljährlich  meist  im  Herbste  entlohnt  werden  und  in  der  Zwischenzeit 
höchstens  wöchentliche  Abschlagszahlungen  zur  Bestreitung  des 
Lebensunterhaltes  bekommen,  bezahlen  sie  auch  ihre  Lieferanten 
erst  nach  der  Jahreslohnzahlung.  Es  wäre  daher  dringend  zu 
wünschen,  daß  die  ländlichen  Arbeitnehmer  spätestens  alle  Viertel- 
jahre den  ihnen  zukommenden  Lohn  ausgezahlt  erhielten,  damit 
sie  ihren  Verpflichtungen  bei  den  Lieferanten  gerecht  werden  können. 


4.  Vorsorge  für  außerordentliche  Ausgaben. 

Während  das  eine  Streben  dahin  geht,  die  Konsumenten 
in  ihrem  Einkommen  sicher  zu  stellen  und  es  ihnen  in  möglichst 
kurzen  Terminen  zukommen  zu  lassen,  damit  sie  imstande  sind, 
ihre  Bedürfnisse  bar  zu  bezahlen,  bleibt  noch  als  Hauptaufgabe, 
für  außerordentliche  und  unvorhergesehene  Ausgaben  rechtzeitig 
vorzusorgen.  Die  Fürsorge  des  Staates  für  geregelte  wirtschaft- 
liche Verhältnisse  seiner  Beamten  zeigt  sich  auch  in  der  alt- 
bewährten Einrichtung  der  Kleiderkassen  für  Post-  und  Bahn- 
beamten sowie  für  das  Militär.  Sie  haben  den  Zweck,  namentlich 
die  jungen  Offiziere  durch  das  vorgeschriebene  Depositum  zur 
Kleiderkasse  vor  höheren  Kleiderschulden  zu  bewahren.  Die 
Abzüge  vom  Gehalt  betragen  monatlich  20 — 30  M und  fließen 
in  die  Kassen  der  Truppenteile,  die  jeden  Monat,  am  militärischen 
Zahltag,  die  Lieferantenrechnungen  bezahlen. 

Künftig  vorherzusehende  außerordentliche  Ausgaben  lassen 
sich  auch  auf  dem  Wege  der  Versicherung  beschaffen.  Die  Militär- 
«.  dienstversicherung  zum  Beispiel  will  den  durch  Militärdienst  ent- 

0 Vgl.  hier  die  eingehenden  Erhebungen  der  Handelskammer  Dessau. 
Jahresbericht  1895.  (Lohnzahlungstag.) 

0 Handwerkskammerbericht  Stralsund  1909  10. 
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stehenden  Bedarf  des  Dienstpflichtigen  decken,  die  Muttersc+iafts- 
versicherung  sucht  den  Versicherungsctiutz  der  Schwangeren  und 
Wöchnerinnen  herbeizuführen  und  den  etwaigen  Lohnausfall  zu 
decken. 

5.  Vorsorge  für  unvorhergesehene  Ausgaben. 

Als  weitere  Maßnahmen  zur  Vorsorge  für  unvorhergesehene 
Ausgaben  und  damit  zur  Bekämpfung  des  Borgunwesens  sind 
Einrichtungen  von  Staat  und  Gemeinden  zu  begrüßen,  die  geeignet 
sind,  Unbemittelten  in  Zeiten  der  Not  auszuhelfen.  Hierzu  gehören 
die  Unterstützungskassen  bei  Post  und  Eisenbahn,  ferner  die  Leih- 
und Pfandhäuser,  die  Sdimuck-  und  Gebrauchsgegenstände  auf 
mehrere  Monate  beleihen  und  sdiließlich  eine  geordnete  Armen- 
pflege, die  in  der  Gewährung  der  zur  Abwendung  des  Mangels 
erforderlichen  Mittel  besteht.  Die  Armenpflege  gewährleistet  das 
sogenannte  Existenzminimum,  d.  h.  sie  stellt  dem  Bedürftigen  in 
Geld  oder  Waren  soviel  zur  Verfügung,  als  er  zum  notdürftigen 
Leben  braucht.  Private  Hilfskassen  sind  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhende Vereine,  die  bei  Krankheit,  Alter,  Invalidität,  Arbeits- 
osigkeit  und  Tod  Unterstützungen  gewähren.  Die  Arbeitslosen- 
v'ersicherung  will  bei  einer  nicht  auf  Arbeitsunfähigkeit  und  Arbeits- 
jnwillen  beruhenden  Arbeitslosigkeit  bestimmte  Tagegelder  als 
eilweisen  Ersatz  des  Lohnentgangs  sichern,  die  Invalidenver- 
sicherung versorgt  die  Versicherten  für  den  Fall  dauernder  Er- 
A'erbsunfähigkeit,  die  Krankenversicherung  sucht  den  bei  einer 
Krankheit  entstehenden  Bedarf  an  Aufwendungen  für  Arzt  und 
rieilmittel  zu  dedken  und  den  durch  die  Krankheit  entgehenden 
^ohnausfall  teilweise  zu  vergüten.  Die  Lebensversicherung  dedst 
Jen  Bedarf,  der  durdi  die  ungewisse  Dauer  des  mensdilichen 
Lebens  oder  durdi  Aufwand  erfordernde  Ereignisse  in  diesen 
rgendwie  hervorgerufen  oder  beeinflußt  wird,  bei  der  Versicherung 
luf  Todesfall  wird  die  Versicherungsumme  im  Augenblidi  des 
Todes  des  Versidierten  fällig,  bei  der  Versidierung  auf  den  Er- 
ebensfall  dagegen  beim  Erleben  eines  bestimmten  Alters  oder 
luch  eines  bestimmten  Ereignisses.  Vermögensverluste  werden 
durch  die  Versicherung  gegen  Einbruch  und  Diebstahl  sowie  Unter- 
schlagung, gegen  Boykott,  Brandschaden  und  Hagel  verhütet. 


Schluß. 


Ein  zusammenfassender  Blick  auf  die  bisherigen  Ausführungen 
zeigt,  daß  eine  Fülle  von  Einriditungen  und  Bestrebungen  die 
akute  Borgfrage  mit  mehr  oder  weniger  Aussicht  auf  Erfolg  lösen 
wollen,  daß  sich  erst  allmählich  die  widerstreitenden  Meinungen 
geklärt  und  den  Weg  der  Kreditentwidtlung  gezeigt  haben.  Sehr 
treffend  sagt  Cohn  in  seinem  System  der  Nationalökonomie, 
Bd.  III,  1898,  S.  287 U)  „Die  Kreditorganisation  des  Handels 
hat  ihre  reife  Gestalt  erst  dann  empfangen,  wenn  die  Kredit- 
gewährung von  dem  Warenkauf  losgelöst  und  den  Banken  über- 
tragen ist.  Das  ist  die  Arbeitsteilung,  die  hier  das  Kennzeichen 
entwickelter  Volkswirtsdiaft  ist.  . . . Der  Kredit  löst  sich  los  vom 
Warenumsatz.  Der  Kredit  nimmt  zu,  aber  der  Warenumsatz 
wird  immer  mehr  gegen  Barzahlung  vollzogen.  Dieser  sdiein- 
bare  Widerspruch  (vom  Standpunkt  unentwidielter  Arbeitsteilung) 
löst  sidi  dadurdi  auf,  daß  die  Banken  den  Kredit  gewähren, 
nictit  der  Verkäufer,  daß  der  Käufer  daher  mit  Bargeld  durdi 
die  Bank  versehen  ist.  Die  Bank  zieht  das  Kreditgeschäft  an 
sidi,  befreit  dadurch  den  Handel  von  einer  lästigen  Beimischung 
und  konzentriert  ihn  auf  seine  eigenen  Sorgen.  Sie  macht  sein 
eigenes  Kapital  frei  für  soviel  größere  und  häufigere  Unter- 
nehmungen. Sie  selber  aber  ist  als  Sammelpunkt  der  Kapitalien 
soviel  besser  befähigt.  Darlehn  zu  gewähren.“  Ein  langer  Weg 
mühevoller,  noch  nicht  abgeschlossener  Entwicklung  ist  bereits 
zLirüd<gelegt,  doch  bleibt  noch  vieles  zu  tun,  bis  audi  der  letzte 
Konsument  zur  Barzahlung  erzogen  und  damit  in  der  ganzen 
Kette  vom  Fabrikanten  über  den  Händler  zum  Konsumenten  ein 
System  kürzester  Kreditfristen  durdigeführt  ist.  Darüber  kann 
kein  Zweifel  sein,  daß  Sidierungsmittel  zur  Erhaltung  des  Waren- 
kredits ein  Rüdtschritt  und  ein  Hemmnis  jeder  Kreditreform 
sind;  viel  aussichtsreidier  sind  die  Bestrebungen,  die  zur  Be- 
kämpfung des  Borgs  aufklärend  wirken  und  für  Not-  und  Unglücks- 
fälle Vorsorgen  wollen.  Wird  durdi  solche  Maßregeln  der  jetzt 
bestehende  Mißbraudi  der  ausgedehnten  Warenkredite  noch  nidit 
gleich  gehoben,  so  werden  dodi  Käufer  und  Verkäufer  allmählidi 
an  eine  geordnete  Zahlungsweise  gewöhnt,  damit  würde  wenigstens 
die  Umkehr  zur  Besserung  angebahnt. 

M Vgl.  hier  audi  Wiernick,  Warenkredit  oder  Bankkredit  in 
Tübinger  Zeitschrift  1912,  S.  338  ff. 
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Lebenslauf. 


Geboren  wurde  ich,  Wilhelm  Rech,  kath.  Konfession  am 
9.  April  1887  zu  Völklingen  und  erhielt  meine  erste  Ausbildung 
in  der  Volkschule  zu  Malstatt  und  auf  dein  Königlichen  Ludwigs- 
gymnasium zu  Saarbrüdcen,  das  ich  mit  dem  Einjährigenzeugnis 
verließ.  Wegen  Kränklichkeit  gezwungen  das  Studium  zu  unter- 
bredien,  erlernte  ich  dann  von  Herbst  1905  bis  1909  die  Kauf- 
mannschaft in  einer  Maschinenfabrik.  Herbst  1909  bezog  ic+i  die 
Leipziger  Handelshochsdiule,  um  mich  nach  3 Semestern  ganz 
dem  Studium  der  Nationalökonomie,  Statistik  und  Ethnologie  zu 
widmen.  Das  Sommersemester  1912  verbrachte  ich  in  Tübingen. 
Gleidizeitig  bereitete  ich  mich  für  die  Gymnasialreifeprüfung  vor 
und  erlangte  Ostern  1914  am  Leipziger  Nikolaigymnasium  das 
Reifezeugnis. 

.Allen  meinen  Lehrern  bin  ich  zu  großem  Danke  verpflichtet, 
besonders  aber  den  Herren  Geheimrat  Stieda  und  Professor 
Dr.  Schmid  für  die  vielseitige  Anregung  und  reiche  Förderung 
in  meinen  Studien. 
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